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Beginn: 10:02 Uhr

Prisidentin Kristina Herbst:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich eroffne die
heutige Sitzung und begriiie Sie alle sehr herzlich.

Ich darf Thnen mitteilen, dass einige Abgeordnete
weiterhin erkrankt sind und deshalb heute nicht da-
bei sein konnen: Es sind die Abgeordnete Anna
Langsch und der Abgeordnete Jan Kiirschner von
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, die Ab-
geordnete Birgit Herdejiirgen von der SPD-Fraktion
und die Abgeordnete Jette Waldinger-Thiering von
der SSW-Fraktion. — Wir wiinschen von dieser Stel-
le aus gute Besserung.

(Beifall)

Von der Landesregierung ist fiir heute Ministerin
Dr. Schneider entschuldigt.

Wegen auswirtiger Verpflichtungen sind von der
Landesregierung Ministerpriasident Daniel Giinther
ganztags, Ministerin Dr. Sabine Siitterlin-Waack
ganztags und Ministerin Aminata Touré ab Nach-
mittag abwesend.

Nach § 47 Absatz 2 der Geschéftsordnung hat
sich der Abgeordnete Werner Kalinka fiir heute ab
16 Uhr entschuldigt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, begriilien Sie mit
mir gemeinsam auf der Tribline Schiilerinnen und
Schiiler der Grund- und Gemeinschaftsschule Wik.
— Herzlich willkommen!

(Beifall)

Auch unser landeskirchlicher Beauftragter, Dr. Wil-
ko Teifke, ist da. — Herzlich willkommen!

(Beifall)
Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf:

Irreguliire Migration entschlossen eindimmen

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/2463

Die Auslanderbehorden wirksam unterstiitzen

Alternativantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/2522

Bewiiltigung der aktuellen Herausforderungen
in der Vollziechung migrationspolitischer Vorga-
ben

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 20/2524

Wird das Wort zur Begriindung gewiinscht? — Das
ist nicht der Fall.

Ich erdffne die Aussprache. Das Wort fiir die FDP-
Fraktion hat der Abgeordnete Dr. Bernd Buchholz.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben gestern hier zur Regierungserklarung des
Ministerprasidenten iiber Sicherheitspakete geredet,
die nach Mannheim und Solingen alle fiir erforder-
lich halten. Nicht nur die Ampelregierung in Berlin
hat ein Sicherheitspaket geschniirt, das heute im
Bundestag zur Debatte steht; auch die Landerchefs
von Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein
haben Sicherheitspakete gebastelt.

In diesen Paketen geht es ganz viel um Strafrecht,
um Ermittlungskompetenzen und um Straftiter. Der
Tater von Solingen war aber bis zu seiner Tat
strafrechtlich nicht in Erscheinung getreten. Er war
bis dahin kein Straftiter. Dieser Mann war vollzieh-
bar ausreisepflichtig. Man hatte den Versuch unter-
nommen, ihn abzuschieben. Dieser Versuch war ge-
scheitert, weil man ihn nicht angetroffen hat.

Das passiert nicht nur in Nordrhein-Westfalen in
ungefidhr 50 Prozent der Fille von versuchten Ab-
schiebungen, sondern auch bei uns in Schleswig-
Holstein.

An eine gescheiterte Abschiebung miisste sich ei-
gentlich ein Verfahren anschlieBen. Es ist im Asyl-
und im Aufenthaltsgesetz vorgesehen. Einzuleiten
wiére ein Aufenthaltsermittlungsverfahren; notfalls
wiirden sich die Ausschreibung zur Fahndung, der
Haftbefehl, Abschiebegewahrsam oder Abschiebe-
haft anschlieBen. Beim Téter von Solingen ist all
das nicht passiert. Das ist der Skandal von Solin-
gen.

Aber es wire auch bei uns nicht passiert; denn
eine Ausldnderbehorde hétte nach missgliickter
Abschiebung entsprechende Antrége stellen bezie-
hungsweise entsprechende Verfahren einleiten miis-
sen. Wir wissen aus allen Zahlen, die wir haben,
dass genau das auch im Land Schleswig-Holstein
nicht passiert.

Das haben wir schon nach Brokstedt gewusst.
Deshalb haben wir immer gesagt: Wir miissen et-
was dndern, denn der Vollzug des Riickfiihrungs-
managements funktioniert nicht.
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(Dr. Bernd Buchholz)

Das hat zunédchst dazu gefiihrt, dass die Ministerin
gesagt hat, alles sei bestens. Dann hat sie irgend-
wie gesagt, wir konnen dariiber nachdenken und
wollen uns Threm Vorschlag ein wenig zuwenden,
wir gucken uns das mal an, sind aber dagegen,
weil Schleswig-Holstein ein Flichenland ist; des-
halb geht es hier nicht.

Jetzt wird gesagt: Okay, vielleicht ist die Zentrali-
sierung der Ausldanderbehdrden insoweit moglich,
als es um die Riickfithrung von Intensivtitern und
Gewalttitern geht. — Noch einmal: In Solingen ging
es nicht um einen Intensiv- oder Gewalttéter. — In
Schleswig-Holstein betrife es rund 150 von 10.000
vollziehbar ausreisepflichtigen Menschen. Immer-
hin spricht die Ministerin heute von einem ,,erhebli-
chen Vollzugsdefizit*.

Genau darum geht es: In Berlin iiberbieten wir uns
mit immer neuen Forderungen, von denen ich eini-
ge nicht flir europarechtskonform halte: Zuriickwei-
sungen an der Grenze oder, oder, oder. Es wird
immer nur draufgesattelt, obwohl wir das Recht,
das wir haben, im Inland nicht anwenden. Wir voll-
ziehen dieses Recht nicht.

(Beifall FDP)

Genau das sorgt flir fehlende Akzeptanz der Migra-
tionspolitik, die letztlich Extreme befordert. Denn
wenn wir lange Asyl- und Fliichtlingsverfahren
durchfiihren und alle wissen, dass hinterher eh
nichts passiert, dann kdnnen wir uns diese Verfah-
ren auch schenken. Wir miissen dazu kommen,
dass die entsprechenden RiickfiihrungsmaBnahmen
tatsdchlich durchgefiihrt werden.

Der Ministerprésident hat Ende August dieses Jah-
res in einem Interview gesagt: Ja, wir miissen zu
mehr Abschiebungen kommen. — Als ich das las,
dachte ich: Ja, dann mal los im eigenen Land!

Schleswig-Holstein hingt unter den westdeutschen
Bundesliandern am meisten zuriick, was Abschie-
bungen pro Kopf angeht. Die Mdglichkeiten des
Ausreisegewahrsams in Boostedt nutzen wir nicht
richtig, die der Abschiebungshafteinrichtung eben-
falls nicht.

Man kann das alles so oder so diskutieren. Aber ei-
nes ist klar: Die Struktur, die wir haben, um Riick-
fiihrungen vorzunehmen, wird so nie funktionieren,
weil die Ausldnderbehdrden damit vollig iiberfor-
dert sind.

(Beifall FDP)

Mittlerweile haben auch die Landrédtinnen und
Landrite, die mehrheitlich der CDU angehoren, in

einem Hilferuf an das Land gefordert: Macht da-
mit weiter! Werft den Ball weiter! Zentralisiert das
Riickfithrungsmanagement!

In Thren eigenen Vorschlidgen, die Sie in den Bun-
desrat einbringen, pladieren Sie fiir eine Zentrali-
sierung der Dublin-11I-Verfahren in Berlin beim
BAMF. Das ist vollig richtig. Aber nun sorgen Sie
auch endlich dafiir, dass in unserem Land eine Or-
ganisationsstruktur geschaffen wird, die es ermdg-
licht, das Recht umzusetzen, das wir schon lange
haben. Ich appelliere noch einmal an Sie!

(Beifall FDP)

Ich habe bereits im Mérz gesagt, dass wir den Men-
schen die bisherige Praxis nicht erkldren kdnnen:
Wir betreiben lange Verfahren. Wenn wir feststel-
len, dass jemand vollziehbar ausreisepflichtig ist,
unternehmen wir aber nichts, und er bleibt dennoch
einfach hier. — Wir brauchen ein funktionierendes
Riickfithrungsmanagement. Es kann nur funktionie-
ren, wenn wir es in unserem Land zentralisieren. —
Herzlichen Dank.

(Beifall FDP wund Christian Dirschauer
[SSW])

Prisidentin Kristina Herbst:

Fiir die CDU-Fraktion hat die Abgeordnete Seyran
Papo das Wort.

Seyran Papo [CDU]:

Frau Présidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Das Attentat in Solingen hat uns erneut vor
Augen geflihrt, welche schrecklichen Folgen nicht
vollzogene Abschiebungen haben kdnnen. Abschie-
bungen scheitern oftmals daran, dass Kommunen
und Behdrden mit den aktuellen Herausforderungen
iiberlastet sind.

Auch bei uns in Schleswig-Holstein gibt es immer
noch erhebliche Vollzugsdefizite bei der Riickfiih-
rung. So mussten im ersten Halbjahr 2024 insge-
samt 584 geplante RiickfiihrungsmaBBnahmen stor-
niert werden. Wir miissen feststellen, dass gerade in
Bezug auf Straftéter eine nicht vollzogene Abschie-
bung eine vermeidbare Gefahr fiir die 6ffentliche
Sicherheit darstellt. Diese Gefahr gilt es mit aller
Kraft abzuwehren.

(Beifall CDU und Dr. Bernd Buchholz
[FDP])

Viele Biirgerinnen und Biirger unseres Landes be-
kommen so immer mehr das Gefiihl, dass wir als
Staat es nicht mehr schaffen, die wirklich Schutz-
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(Seyran Papo)

bediirftigen aufzunehmen und die, die unsere Si-
cherheit gefahrden, konsequent auszuweisen. Diese
reale Gefihrdung miissen wir beseitigen und so
dem Sicherheitsbediirfnis der Menschen in unserem
Land Rechnung tragen. Dazu sind wir als Staat ver-
pflichtet.

Unsere Landesregierung hat in der vergangenen
Woche ein MaBlnahmenpaket zur Stirkung der 6f-
fentlichen Sicherheit, der Einddimmung der unge-
steuerten Migration und der Pravention von Strafta-
ten beschlossen. Den Worten aus dem Mafinahmen-
paket und der Regierungserklarung unseres Minis-
terprasidenten wollen wir jetzt umgehend Taten fol-
gen lassen. Mit dem vorliegenden Alternativantrag
mochten wir als Land die kommunalen Behorden
bei ihrer Arbeit entlasten. Dies umfasst insbesonde-
re den Vollzug der Riickfithrungen von Mehrfach-
und Intensivtitern.

Lassen Sie uns heute mit unserem Antrag einen
entscheidenden Schritt zur Stirkung des Riickfiih-
rungsmanagements gehen. Unsere schwarz-griine
Koalition schafft auf diese Weise einen sachlichen
und verniinftigen Ausgleich zwischen dem Sicher-
heitsbediirfnis der Biirgerinnen und Biirger und
dem Erfordernis einer menschlichen Fliichtlingspo-
litik fiir all diejenigen, die unseren Schutz bendti-
gen. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Priasidentin Kristina Herbst:

Fiir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat
die Abgeordnete Catharina Nies das Wort.

Catharina Johanna Nies [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Sehr geehrte Kol-
leg innen! In Richtung FDP mochte ich zunichst
sagen, dass ich es gerade in Zeiten politischer Po-
larisierung — die erleben wir ja gerade — schon
schwierig finde, wenn Sie den einzigen Fokus in
der Migrationspolitik immer wieder auf die Ab-
schiebung von schutzsuchenden Menschen legen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Was hat Frau Papo
gerade gemacht? — Weitere Zurufe)

Lesen Sie bitte unseren Alternativantrag.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Sie haben ein
sehr verengtes Bild!)

— Herr Buchholz, iiber Thr verengtes Bild mochte
ich ja gerade sprechen. Sie haben bei der letzten

Debatte zur Riickkehr im Frithjahr gesagt — da ha-
be ich sehr genau zugehort; das habe ich schon
kritisiert —, nein, nein, Sie wiirden sich auch fir
Integration einsetzen. Ich will Thnen das wirklich
gern glauben, aber ich sage es einmal so: Der dazu-
gehorige Antrag fehlt leider bis heute. Wenn Sie
sich auch fiir die Teilhabe von Menschen hier im
Land einsetzen wollen, dann machen Sie das doch
auch einmal anhand von Landtagsantriagen deutlich.
Stattdessen legen Sie uns nun erneut einen Antrag
mit dem selbstbeschriebenen Ziel vor, die irregulére
Migration entschlossen einzudimmen. Diese Veren-
gung flihrt uns politisch gerade in die falsche Rich-
tung.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir miissen anders diskutieren, ndmlich differen-
ziert, und das haben CDU und Griine gestern sehr
gut vorgemacht. Wenn ich das am Rande einmal
sagen darf: Der Kollege Harms hat mir gestern wie-
der sehr aus dem Herzen gesprochen. Danke.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Sybilla Nitsch [SSW] — Zurufe)

— Ja, das macht er sehr oft.

Wir Griine begriilen sehr, dass sich die Landesre-
gierung nun neben der Unterbringungsfrage einer
weiteren Aufgabe stellen wird, in der die Krei-
se und kreisfreien Stiddte vor einer Belastung ste-
hen, ndmlich einer stirkeren Zentralisierung der
Riickkehr von schweren Straftiter innen nach Voll-
endung der Strafe, denn diese Félle sind besonders
komplex und herausfordernd. Es gibt hier ein be-
sonderes Offentliches Interesse, die Prozesse zu be-
schleunigen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Bei der Riickkehrpolitik insgesamt bitte ich aber
um Augenmal. Ich kenne zu viele Menschen, die
hier gut integriert sind und trotzdem riickgefiihrt
werden. Das mochte ich hier ganz deutlich sagen:
Die allermeisten sind keine Straftiter innen.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
SSW)

Die Riickfithrung von Ausreisepflichtigen ist nicht
die einzige Aufgabe, die Kreise und kreisfreie Stad-
te belastet. Sie ist es auch, aber sie ist nicht die
einzige. Die von Herrn Buchholz herausgegriffene
Zahl im Antragstext von 300.000 Menschen in
Zustandigkeit der kommunalen Auslédnderbehdrden
steht in iiberhaupt gar keinem Zusammenhang mit
der Riickkehrdebatte, denn nur gute drei Prozent
davon sind iiberhaupt ausreisepflichtig.
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(Catharina Johanna Nies)

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Das sage ich nur, um auch diese Zahl einmal ein-
zuordnen, denn sie steht in Threm Antrag zur Riick-
kehr. Um das Bild fiir Fluchtmigration wieder gera-
dezuriicken und wieder positiver zu zeichnen, brau-
chen wir eine ausgewogene Debatte — eine, die Pro-
bleme benennt, aber eben nicht einseitig, sondern
die sich in alle Richtungen ehrlich macht. Wenn wir
hier unsere Kommunen wirklich langfristig entlas-
ten wollen, dann schaffen wir das eh nur, indem wir
Menschen erleichtern, hier zu arbeiten, Steuern zu
zahlen, sich selbst eine Wohnung zu mieten und ihr
Leben zu gestalten. Nur dann leben nachher in den
Kommunen Menschen mit Fluchthintergrund, die
nicht auf staatliche Unterstiitzung angewiesen sind
— weder in der Unterbringung noch beim Lebensun-
terhalt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Lars Harms [SSW])

Wir brauchen eine qualitative Integrationspolitik.
Da bin ich ganz bei meiner Kollegin Birte Gli3-
mann, die gestern den Unterschied zwischen Quan-
titdt und Qualitdt herausgestellt hat.

Kommen wir zu unserem schwarz-griinen Alterna-
tivvorschlag. Uns geht es nicht nur darum, die Voll-
zugsdefizite im Riickkehrmanagement anzuspre-
chen, sondern auch die Vollzugsdefizite im Integra-
tionsbereich. Es ist wichtig, sich nicht nur einzu-
gestehen, dass die Riickfiihrung ausreisepflichtiger
Personen schwierig und komplex ist, sondern ein-
zugestehen, wie viele Menschen da drauflen in Dul-
dung und Gestattung aufgrund von Wartezeiten und
Ermessensspielrdumen bei den Ausldnderbehérden
von einer erfolgreichen Arbeitsmarktintegration ge-
rade abgehalten werden.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prisidentin Kristina Herbst:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Vogt?

Catharina Johanna Nies [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]:

Gern.

Christopher Vogt [FDP]: Sehr geehrte Frau
Nies, den Vorwurf der Einseitigkeit in die
Richtung der FDP weise ich ganz freund-
lich zuriick. Wenn Sie mir gestern 20 Minu-
ten lang zugehort hétten, dann wiissten Sie
selbst, dass das Unfug ist und dass man
selbst gucken sollte, ob man vielleicht nicht

selbst ein bisschen einseitig ist und dass ei-
nem das Gegeniiber nur anders erscheint.
Aber das nur am Rande.

Ich frage Sie: Wir haben jetzt schon mehrere
Debatten gefiihrt, in denen Sie erklart haben,
was alles keinen Sinn macht oder Unfug ist
und so weiter. Ein paar Monate spéter kam
das dann doch von der Koalition. Der Minis-
terprésident hat gestern angekiindigt, dass er
bis zum 6. Dezember 2024 mit den Landkrei-
sen und Kommunen dariiber reden mochte,
was wir hier vorschlagen. Schlielen Sie denn
aus, dass die Griinen das mitmachen?

— Ich schlieBe {iberhaupt nicht aus, dass die Griinen
das mitmachen.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])
— Darf ich aussprechen?
(Christopher Vogt [FDP]: Bitte!)

Im Grunde ist Thr Antrag nicht mehr aktuell,
denn die Landesregierung hat mit den kommuna-
len Landesverbénden beim letzten Kommunalgipfel
beschlossen, dass es einen Gesprachsdialog gibt
und dass bis Anfang Dezember unterschiedliche
Vorschldge eingebracht werden und dann dariiber
geredet wird, wie in der Riickkehrpolitik entlastet
werden kann. Herr Vogt, was ich Thnen gerade ge-
sagt habe und was der Punkt ist, ist, dass ich nicht
mochte, dass wir nur einseitig iiber Riickkehrpolitik
sprechen, und das macht auch die CDU nicht. Das
sage ich, weil das gerade so dargestellt wurde.

(Beate Raudies [SPD]: Was? Haben Sie nicht
zugehort?)

— Ich habe der Debatte gestern und dem Minister-
présidenten gestern sehr genau zugehdrt.

(Zurufe)

Er hat sehr viel iiber Arbeitsintegration gesprochen.
Wenn Sie unseren Antragstext lesen wiirden,

(Christopher Vogt [FDP]: Ich habe auch Frau
Papo zugehort!)

dann sdhen Sie, dass da steht, dass wir auch eine
Bundesratsinitiative zum Thema Arbeitsmarktinte-
gration auf den Weg bringen werden. Wenn Sie mir
gestatten, wiirde ich gern erkldren, was da drinsteht.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
vereinzelt CDU)

Viele Menschen da drauflen in Duldung und Gestat-
tung erhalten aufgrund von Wartezeiten und Ermes-
sensspielrdumen bei den Ausldnderbehorden gerade
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keine Beschiftigungserlaubnis fiir die Arbeit. Wir
haben auch hier ein Vollzugsdefizit, und zwar des-
halb, weil die Behorden seit Corona nicht mehr
hinterherkommen. Der Antragsstau fiir die Zustim-
mung zu Arbeit, Ausbildung und Praktika ist nicht
mehr akzeptabel, und zwar nicht nur in Schleswig-
Holstein, sondern bundesweit. Es ist iiberfallig,
dass wir uns diesem Problem stellen und das An-
tragserfordernis bei den Ausldnderbehorden fiir die
Annahme eines Jobs oder eines Ausbildungsplatzes
endlich streichen.

Deshalb bitten wir die Landesregierung, hierzu eine
Bundesratsinitiative einzubringen. Ich hoffe, dass
das ein VorstoB sein kann, hinter dem sich alle
demokratischen Parteien gemeinsam versammeln.
Auch die Bundesregierung, Herr Buchholz, hat die-
ses Problem in ihrer Wachstumsinitiative vor dem
Sommer identifiziert und Ldsungen genau hierzu
angekiindigt.

Schleswig-Holstein wird sich nun dafiir einsetzen,
dass diese Losungen schnell kommen — zur Entlas-
tung unserer Behorden vor Ort, zur Entlastung der
Menschen, die arbeiten wollen, und zur Entlastung
der Betriebe, die dringend Personal suchen. — Ich
danke Thnen fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Prisidentin Kristina Herbst:

Fir die SPD-Fraktion hat die Fraktionsvorsitzende
Serpil Midyatli das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Schade, Schwarz-Griin, heute
hitten Sie mal GroBe zeigen konnen und wirklich
mal eingestehen miissen,

(Beifall SPD und Dr. Bernd Buchholz [FDP])

dass ein Vorschlag aus der Opposition bereits im
Mirz erfolgt ist, dem Sie damals nicht gefolgt sind.
Man kann auch sagen: Regierung und regierungs-
tragende Fraktionen haben dazugelernt und gesagt:
Okay, FDP und SPD haben hier einen Punkt; lassen
Sie uns gemeinsam eine Zentralisierung des Riick-
kehrmanagements doch machen. — Sie stellen sich
hier hin und richten Vorwiirfe vor allem in Richtung
FDP, und sagen, es gehe bei Schwarz-Griin nicht
nur um Abschiebung,

(Zuruf Catharina Johanna Nies [BUNDNIS
90/DIE GRUNEN])

wihrend Frau Papo nur iiber Abschiebung, iiber
Straftiter, tber restriktive Abschiebemaflnahmen
gesprochen hat.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Das ist scheinheilig, und es entbehrt wirklich jeder
sachlichen Debatte und Auseinandersetzung.

(Zuruf Eka von Kalben [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN])

— Hat sie gemacht, ausschlieBlich. Die Rede kann
man nachlesen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich will es ein-
mal kurz und knapp sagen: Die SPD unterstiitzt die
Malnahmen, die sachlich und konkret zur Verbes-
serung fiihren. Ich mochte hier nicht alles wieder-
holen, was wir gestern gesagt haben.

Noch einmal: Bereits im Mérz haben wir Ihnen
gemeinsam mit der FDP diesen Vorschlag — eine
Zentralisierung des Riickkehrmanagements — unter-
breitet. Das hétte die Verfahren effektiver gemacht,

(Zuruf Annabell Kramer [FDP])

die Ausldnderbehdrden und vor allem die Kommu-
nen entlastet. Jetzt haben wir ein halbes Jahr verlo-
ren. Auch das gehort zur Ehrlichkeit dazu.

Nach einem halben Jahr kommen Sie jetzt mit einer
abgeschwichten Fassung unseres Vorschlags, in-
dem Sie das Riickkehrmanagement fiir vergleichs-
weise harte Fille — wenn ich bei lThren Worten
bleibe — bei verurteilten Straftiterinnen und Straf-
titern, die im Knast sitzen, vorschlagen. Verehrte
Kolleginnen und Kollegen, man kann Straftiter in-
nen, die im Knast sitzen, auch direkt aus dem Knast
abschieben. Das konnen Sie bereits jetzt schon tun.
Machen Sie das doch! Nicht nur immer warme
Worte hier im Landeshaus, sondern machen Sie
das, was Sie jetzt schon tun konnten.

(Beifall SPD und FDP)

Wir erneuern daher unsere Aufforderung an die
Gilnther-Regierung, und das ist ein Bestandteil der
26 Ideen fiir Sicherheit, Migration, Pravention. Das
miisste eine Formalie sein, diesem Ganzen hier zu-
zustimmen. Es wiére gut gewesen, wenn die Lan-
desregierung das Paket der Bundesregierung ergén-
zen wiirde.

Mir ist ganz besonders wichtig, in diesem Zusam-
menhang auf den Spurwechsel einzugehen, denn
das ist die richtige Antwort fiir Menschen, deren
Asylantrag zwar abgelehnt worden ist, die aber
langst in die Gesellschaft und den Arbeitsmarkt in-
tegriert worden sind.
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(Beifall SPD, FDP und SSW)

Hierdurch kann man nicht nur dem Fachkriafteman-
gel wirksam begegnen, sondern auch die Auslin-
derbehdrden durch den Wegfall der regelméBigen
Verldangerung von Duldung entlasten. Immer wieder
erleben wir das, wenn wir die Hartefallkommissi-
on anrufen miissen, weil die Ermessensspielraume
oder die neue Gesetzeslage nicht ausgenutzt wer-
den, die wir in der Ampel iibrigens gemeinsam —
das zum Thema, wir kdnnen auch Integration — auf
den Weg gebracht haben.

(Beifall SPD und FDP)

Das zur Sache. Nun aber etwas zur Debatte. Das
konkrete Anliegen, das im FDP-Antrag steckt,
ist richtig, Herr Buchholz, aber ich finde, dass
wir auch eine richtige Sprache brauchen. Da pas-
sen teilweise Ton und Anliegen nicht zusammen.
Bei allen notwendigen Konsequenzen muss auch
die Humanitét einen Platz haben. Das in europii-
schen und volkerrechtlichen Vertrdgen festgehalte-
ne Recht auf Asyl und der Anspruch auf eine indi-
viduelle Priifung eines Antrags bleiben bestehen,
verehrte Kolleginnen und Kollegen.

Dariiber hinaus ist und bleibt Deutschland ein Ein-
wanderungsland, das auf Einwanderung baut. Vor-
verurteilungen lehnen wir ab. Wir stellen uns schiit-
zend vor die Menschen, wenn sie pauschal krimina-
lisiert und angegriffen werden.

(Beifall SPD)

Ich finde, verehrte Kolleginnen und Kollegen, es
reicht. Ich finde, es reicht langsam mit den hetze-
rischen Parolen der extremen Rechten, die immer
tiefer in die Mitte der Gesellschaft eindringen.
Uns sollte es wirklich nachdenklich machen, wie
die Rhetorik immer mehr die Behauptung und Be-
schimpfung der AfD auch aufgreift. Ich finde es
furchtbar, dass der AfD-Sprech mittlerweile an der
Supermarktkasse, im Sportverein oder am Stamm-
tisch angekommen ist. Ich bin erschrocken, wenn
ich manches Zitat aus der CDU hore, aber auch von
dem ehemaligen Kollegen Kubicki, mit dem wir
hier wirklich sehr, sehr gute Gefliichtetendebatten
und Diskussionen gefiihrt haben, oder aber auch
von dem bayerischen Ministerpréasidenten.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Dann ist da noch der neue Kanzlerkandidat der
Union, dessen mangelnde Impulskontrolle in dieser
Frage hinreichend bekannt ist.

Vergessen wir bei all unseren Debatten doch bitte
nicht, dass der ganz grofle Teil der Schutzsuchen-

den aus Krieg und Verfolgung zu uns kommt. Ver-
gessen wir nicht, dass vor kurzer Zeit auf européi-
scher Ebene ein Kompromiss gelungen ist. Ja, wir
hier in Schleswig-Holstein waren nicht mit allem
einverstanden, was die Einzelheiten angeht, aber
das ermdoglichte und kann uns ermdglichen, europa-
weit Fortschritte zu erzielen, Fortschritte, die von
den demokratischen Parteien in Deutschland gar
nicht mehr abgewartet, sondern weiter konterkariert
werden.

Wer wirklich will, wer wirklich etwas tun will,
sollte unseren Rechtsstaat starken und nicht das in-
dividuelle Recht auf Asyl aushdhlen. Stirken wir
die Justiz! Stirken wir die Polizei! Dann konnen
Sie diejenigen abschieben, die hier keinen Schutz
verdienen oder uns gar gefihrden. Aber die Schwa-
chen und die Verfolgten zuriickzuweisen, das kann
keine Antwort sein, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall SPD und Sybilla Nitsch [SSW])

Priasidentin Kristina Herbst:

Fir die SSW-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende
Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Présidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vielleicht muss man die Diskussion erst
einmal wieder auf die FiiBe stellen. Beim Thema
Migration geht es nicht nur um Abschiebungen von
straffdllig gewordenen Personen, sondern um die
Frage, ob wir denn wirklich alle abschieben wollen,
wie es auf einer Wahlparty der Jugendorganisati-
on der AfD skandiert wurde. Ich sage das auch,
weil ich eine Diskursverschiebung fiirchte, wenn
man Abschiebewiinsche, GrenzschlieBungen oder
die Forderung nach einem besseren Riickfiihrungs-
management mit mutmaBlich islamistischen Taten
begriindet.

Der Verweis auf die mutmaBlich islamistische Tat
von Solingen, bei der ein Mann mit einem Messer
drei Menschen getdtet und acht teils lebensgeféhr-
lich verletzt hat, zeichnet ein verzerrtes Bild. Ich
sage das vor allem in die Richtung der Menschen,
die vor genau jener Art von Terror, vor Islamismus,
religiosem Fanatismus und Gewalt, zu uns geflohen
sind. Es kann nicht sein, dass Menschen, die vor
Terror geflohen sind, aufgrund eines Terroraktes in
Deutschland abgeschoben werden sollen.

(Beifall SSW und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)
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Sie merken also: Wir sehen diese Fragestellung et-
was differenzierter.

Es ist auch klar, dass Menschen, die keinen Aufent-
haltstitel bei uns bekommen werden, zuriickkehren
miissen — am besten mit einem guten Angebot, so-
dass sie in ihrem Herkunftsland wieder gut FuB3 fas-
sen konnen. Das ist fiir uns der eigentliche Grund,
warum auch wir eine Zentralisierung in diesem Be-
reich wiinschen. Alles aus einer Hand wie in Ham-
burg wiirde es uns ermoglichen, den Betroffenen
schnell und unkompliziert gute Angebote zu unter-
breiten und die eigentliche Ausreise humaner zu
gestalten.

(Beifall SSW, FDP und vereinzelt SPD)

Genau das muss auch mit einem zentralen Riick-
filhrungsmanagement das Ziel sein. Die Landesre-
gierung hat angekiindigt, simtliche Daten der Aus-
reisepflichtigen an einer Stelle zusammenzufassen.
Dann macht es doch nur Sinn, auch die Ausreise
— sei sie freiwillig oder erzwungen — zentral zu
organisieren.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Wir konnten die Professionalitit bei den freiwilli-
gen Ausreisen und bei den notigen Abschiebungen
an einer Stelle zusammenfassen und so wirklich
effektiv arbeiten.

Bei einer Umstrukturierung unserer Behorden darf
es aus unserer Sicht aber nicht nur um Ausreisen
gehen, sondern es muss auch um Hilfestellungen
im Integrationsprozess gehen. Es muss um Sprach-
kurse, um Spurwechsel, um Chancen sowie um die
Vermittlung von Ausbildungen und Arbeit gehen,
und da haben wir durchaus Potenzial, die Verfahren
zu biindeln, meine Damen und Herren.

Ich bin froh, dass die Koalition diesen Antrag jetzt
gestellt hat. Der Antrag ist auch nicht so diinn, wie
manche das behaupten, sondern er enthélt durchaus
wichtige Punkte — gerade was die Arbeitsmarktin-
tegration anbelangt —, die den Menschen wirklich
helfen konnen.

(Zuruf: Hort, hort!)

Dem SSW geht es auch darum, Verwaltungsabliufe
weiter zu professionalisieren und die Auslédnderbe-
horden zu entlasten. Allerdings sollte man nicht nur
in eine Richtung denken.

Es konnte ein riesiger Gewinn sein, wenn sich die
Auslénderbehdrden zu Integrationsbehdrden entwi-
ckelten. Das konnen sie aber erst, wenn sie von der
Aufgabe der Riickfiihrung entlastet sind.

(Annabell Kramer [FDP]: So ist es!)

Die Menschen, die zu uns gefliichtet sind, bergen
ein Potenzial, das wir in beiderseitigem Interesse
nutzen konnen; die Menschen miissen bleiben diir-
fen, und sie miissen vor allem schnell in Arbeit
gebracht werden. Dabei sprechen wir iiber diejeni-
gen Menschen, die sich formalrechtlich rechtens in
Deutschland aufhalten, denn Griinde fiir nicht statt-
findende Riickfithrungen bei vollziehbar ausreise-
pflichtigen Personen sind vor allem eines, ndmlich
eine Duldung.

Selbst wenn ein Asylantrag abgelehnt wird, kann es
gute Griinde dafiir geben, der antragstellenden Per-
son eine Duldung auszusprechen. Die FDP-Frakti-
on hat das sogar einmal abgefragt, und ich mochte
daran noch einmal erinnern.

In Schleswig-Holstein greifen vor allem die Dul-
dungen nach § 60 a und § 60 b Aufenthaltsgesetz
zumindest fiir die Personen, fiir die das LaZuF zu-
stindig war. Das betrifft also die Duldungen auf-
grund humanitérer und volkerrechtlicher Interessen
sowie die Duldungen aufgrund ungeklarter Identi-
tat.

,Humanitdre und volkerrechtliche Interessen®
klingt erst einmal etwas trocken. Ich mochte es
daher plastisch darstellen. In diesen Fillen geht
es um die konkrete Gefahr fiir Leib, Leben oder
Freiheit, und die betroffenen Menschen sollen ohne
unnétige Repressalien bleiben diirfen. Wir miissen
sie jedoch schnell in Arbeit bringen, und deswegen
ist es wichtig, die vorhandenen Spielrdume auszu-
schopfen. Der Koalitionsantrag sagt das aber aus,
und das ist genau richtig.

Meine Damen und Herren, wir miissen auch immer
daran denken, dass wir Kompromisse bilden miis-
sen. In dem Antrag wird auf GEAS eingegangen.
Fiir die Griinen stellt diese Reform, wie wir nicht
erst seit gestern wissen, einen sehr harten Kompro-
miss dar. Das muss man auch einmal anerkennen.
Man muss anerkennen, dass sich jemand bewegt
hat.

Wir haben das immer gefordert, und ich empfin-
de es als einen positiven Schritt, dass wir versu-
chen, an den Aullengrenzen Regelungen zu schaf-
fen, damit die Menschen geregelt einreisen konnen.
Moglicherweise wird ihnen die Einreise verweigert.
Vielleicht schaffen wir es aber, innerhalb Europa
wieder offene Grenzen hinzubekommen.

Es ist ein groBer Schritt, den die Griinen da geleis-
tet haben. Diesen Schritt erkenne ich an, denn es
geht um mehr als nur um Abschiebungen, Ausrei-
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sen und Grenzschutz. Es geht auch um die grofie
Aufgabe der Integration, und mich wiirde freuen,
wenn wir da alle an einem Strang ziehen wiirden. —
Vielen Dank.

(Beifall SSW und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Priasidentin Kristina Herbst:

Fir einen Kurzbeitrag hat der Abgeordnete
Dr. Bernd Buchholz das Wort.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrte Kollegin Nies, ich lasse mich von Ih-
nen nicht in eine Ecke schieben. Sie sind Mitglied
einer Fraktion, die diese Landesregierung tragt. Der
Ministerprasident ldsst sich am 15. Juni 2024 im
Norddeutschen Rundfunk mit den Worten zitieren:

»~Ministerprasident Giinther fordert mehr Ein-
satz gegen illegale Migration“

Am 28. August 2024 lisst sich der Ministerprasi-
dent folgendermalien zitieren:

,»Glinther fordert konsequentere Abschiebun-
gen

Das bin nicht ich alleine. Ich bin auch nicht alleine
derjenige, der sagt, dass es in diesem Bereich gera-
de in Schleswig-Holstein massive Defizite gibt.

Wir kénnen aber auch gerne iiber die anderen Din-
ge reden, iiber die wir reden sollten, Frau Nies.
Wir sollten zum Beispiel iiber die Arbeitsmarktin-
tegration reden. Die Frau Ministerin hat dazu ein
Pilotprojekt aufgesetzt. Das ist ein Teil des Pakets,
das Sie gemeinsam beschlossen haben.

Dieses Paket besteht iibrigens auch darin, dass die
in der Erstaufnahmeeinrichtung in Boostedt ankom-
menden Gefliichteten gefragt werden, was sie zu
Hause gearbeitet hitten. Ich dachte, das wiirde
langst passieren. Das machen wir jetzt aber, und
ich finde es gut, dass wir das mit der Arbeitsagentur
gemeinsam machen.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

Wir setzen uns auch verstérkt fiir eine Integration in
den Arbeitsmarkt ein.

Aber erkldren Sie mir dann doch einmal, Frau Nies,
warum in den Haushaltspunkten, die das Kabinett
am Dienstag beschlossen hat, gerade die MalBnah-
men fiir die Arbeitsmarktintegration von Gefliichte-
ten um 2 Millionen Euro gekiirzt werden. Erkldren

Sie mir das einmal. Diese Debatte kdnnen wir gerne
fiihren.

(Beifall FDP und SPD)

Das hat im Ubrigen nichts damit zu tun, dass unser
Vorschlag zur Zentralisierung des Riickfiihrungs-
managements einen sehr integrationspolitischen
Bestandteil hat. Sie entlasten nédmlich die Mitarbei-
ter in den Ausldnderbehdrden von einer Tétigkeit,
die eine gewisse Schizophrenie von ihnen erwartet.

(Beifall FDP — Dr. Heiner Garg [FDP]: Ge-
nau!)

Ein Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin einer Aus-
landerbehorde soll dafiir zustindig sein, Duldungen
zu erteilen, die Arbeitsmarktintegration zu gewahr-
leisten und Kontakte zu vermitteln, also quasi fiir
die Integration zu sorgen. Wenn dann aber der Titel
»vollziehbar ausreisepflichtig® lautet, muss dieser
Mitarbeiter fiir denselben Menschen die Abschie-
bung organisieren. Das ist etwas, das diese Men-
schen personlich schwer ertragen kdnnen.

Es ist eine innere Schizophrenie, die viele der Mit-
arbeiter zerrei3t. Diese Situationen voneinander zu
trennen bewirkt wiederum — der Kollege Harms
hat es gestern gesagt — aus meiner Sicht, dass
sich diejenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
den Ausléanderbehdrden stirker mit den Dingen be-
schéftigen konnen, die wir im Integrationsbereich
nun einmal brauchen.

Lassen Sie uns auch einmal deutlich sagen: Ange-
sichts der Anzahl von Menschen, die zu uns ge-
kommen sind, musste ich am Montag in einer Stadt
wie Ahrensburg, die mit dem Integrationsthema
bisher gut klargekommen ist, einer Diskussion fol-
gen beziehungsweise beiwohnen, in der wir dariiber
zu entscheiden hatten, weil wir in der Stadt keinen
Wohnraum mehr fiir Gefliichtete haben, —

Prisidentin Kristina Herbst:

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]:

— dass wir zwei zusitzliche Container in einem Be-
reich aufstellen, wo bereits 110 Menschen unterge-
bracht sind. Dort werden demnéchst 135 Menschen
leben. Glauben Sie ernsthaft, dass in so einem Be-
reich noch Integration stattfindet?

Priésidentin Kristina Herbst:

Herr Abgeordneter!
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Dr. Bernd Buchholz [FDP]:

Wir haben einfach eine Fiille von Menschen. Des-
halb miissen wir konsequent fiir Riickfiihrungen
sorgen. Deshalb bitte ich noch einmal: Gehen Sie in
sich. Sie machen das am Ende des Jahres sowieso.
Dass Sie es heute vehement abgelehnt haben — so
what? — Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Priasidentin Kristina Herbst:

Fiir einen weiteren Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Marion Schiefer das Wort.

Marion Schiefer [CDU]J:

Frau Priasidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Das Thema, das wir heute friih bespre-
chen, ist ungemein wichtig. Es ist auch vollig be-
rechtigt, aus den komplexen ausldnderrechtlichen
und aufenthaltsrechtlichen migrations- und integra-
tionspolitischen Themen einzelne Facetten heraus-
zugreifen und isoliert zu betrachten, weil sie nur
dann in einer Tiefe erortert werden konnen, die dem
Thema gerecht wird, Frau Midyatli.

Ich zitiere gerne Frau Nies, mit der ich migrati-
onspolitisch nicht immer deckungsgleich bin — das
muss ich zugeben —, die sagt, Augenmal} sei hier
das Stichwort. Deswegen ist auch nicht das gefor-
dert und zielfiihrend, was die SPD beantragt, nim-
lich dass mit einer Zentralisierung alles gut und
einfach wiirde.

(Serpil Midyatli [SPD]: Da hat niemand ge-
sagt!)

Sie sagen selbst, dass Sie sich mit Threm Antrag
ausschlieBlich mit der Durchsetzung der Ausreise-
pflicht beschéftigen. Nur das ist IThr Thema. Das
ist auch vollig okay. Sie bekommen das aber nicht
durch eine Zentralisierung auf Knopfdruck hin.
Durch die Zustindigkeitsverlagerung auf das La-
ZuF wird nichts automatisch besser.

Wir miissen die Menschen, die das bearbeiten sol-
len, und die Verwaltungsstrukturen, die Stellen in
den Blick nehmen. Allerdings haben wir nicht mehr
so viel Zeit.

(Zuruf)

Seit der letzten Debatte ist vieles in Bewegung
gekommen. Wir sind der Uberzeugung, dass wir
schon vor dem Inkrafttreten von GEAS alles im
Land mogliche tun, um vollziehbar ausreisepflichti-
ge Menschen dazu zu bewegen, das Land freiwillig
und notfalls unter Zwang zu verlassen.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Prisidentin Kristina Herbst:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung der Frau Abgeordneten Rau-
dies?

Marion Schiefer [CDU]:
Sehr gern.

Beate Raudies [SPD]: Vielen Dank. — Frau
Kollegin, Sie sagten gerade, wir hétten nicht
so viel Zeit, ein zentrales Management zu
organisieren. Sie haben dann die Kriterien
beschrieben, warum das so schwierig sei.
Deshalb frage ich Sie: Warum hat sich die
Landesregierung mit den Kommunen darauf
verstiandigt, bis zum 6. Dezember 2024 Priif-
vorschldge vorzulegen und dann erst dariiber
zu entscheiden? Da verlieren wir doch noch
mehr Zeit.

— Nein, das ist nicht der Fall. Die Probleme, die die
Auslianderbehdrden haben — auch so ein Punkt in
der Debatte —, liegen ja nicht allein am Land. Es
ist nicht so, dass das Land die Ausldnderbehdrden
mit threm Personal, die Kommunen an der Stelle im
Stich lieBe. Die Komplexitit der bundes- und lan-
desrechtlichen Vorgaben, aber gerade auch die Un-
administrierbarkeit des Bundesrechts ist es, die den
Kommunen groBe Schwierigkeiten bereitet. Wenn
man mit Landréten spricht, was wir durchaus regel-
mifig tun, dann sagen die: Ich muss ein Jahr lang
einen Mitarbeiter einarbeiten, bis der in der Lage
ist, in der Ausldnderbehorde im Aufenthaltsrecht
produktiv titig zu werden.

(Serpil Midyatli [SPD]: Deswegen ja zentra-
lisieren!)

Das sind die Schwierigkeiten, denen die Leute
sich gegeniibersehen. Deswegen ist es doch so: Es
geht nicht um pauschale Schuldzuweisungen zwi-
schen Land und Bund, aber die Verfahrenslaufzei-
ten beim BAMF, die Qualitit der Entscheidungen
vom BAMEF, die nicht immer zielfiihrend ist, fiihrt
auch dazu, dass wir mit Stand 31. Juli dieses Jahres
allein in Schleswig-Holstein iiber 7.000 Warteflle
und eine Klagequote von 55 Prozent hatten.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das hat mit
Zentralisierung aber nichts zu tun, Frau Kol-
legin! — Unruhe FDP)

Das verldngert auch ungemein. Dafiir sind nicht
unsere kommunalen Ausldnderbehorden, dafiir ist
auch nicht das Land Schleswig-Holstein verant-
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(Marion Schiefer)

wortlich. Dennoch muss es gemeinsam geldst wer-
den.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Prisidentin Kristina Herbst:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage oder Anmerkung der Frau Abgeordne-
ten Raudies?

Marion Schiefer [CDU]J:
Bitte sehr.

Beate Raudies [SPD]: Vielen Dank. — Frau
Kollegin, ich stimme Thnen gerne zu, dass
das gemeinsam geldst werden muss. Das
Thema, was die Bearbeitung beim BAMF
angeht, diskutieren wir ja auch nicht zum ers-
ten Mal. Wire es deswegen nicht umso sinn-
voller, die Auslidnderbehdrden in den Kreisen
von einer Aufgabe zu entlasten, wenn wir die
schon greifen und konkretisieren konnen, um
dann vor Ort ein bisschen Druck zu nehmen?
Das kdnnten wir doch tun.

— Sinnvoll ist, schrittweise liber Zentralisierungen
nachzudenken, und wir fangen mit den Mehrfach-
und Intensivtitern an. Das finde ich sehr sinnvoll.

(Lachen Martin Habersaat [SPD])

Die sitzen tibrigens nicht alle in Haft. Nicht jeder,
der zu ein oder zwei Jahren Strafe verurteilt wurde,
ist auch tatsdchlich im Geféngnis, anders als die
Fraktionsvorsitzende der SPD das hier gesagt hat.

Ich kann mir aber sehr gut vorstellen, dass wir die
problematischen Einzelfdlle, die vor Ort so viele
Krifte binden, in die Uberlegungen einbeziehen,
was Zentralisierung angeht.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Ich kann mir vorstellen, dass wir die Kommunen
zentralisiert von den besonders problematischen
Einzelfillen entlasten, bei denen es ungeklarte,
strittige Zustdndigkeiten gibt, die beispielsweise
Probleme mit konkreten Identitétsfeststellungen be-
treffen, die Menschen mit Unschuldsvermutung, die
aber in U-Haft sind, betreffen, bei denen ein groBer
zeitlich enger Bedarf besteht oder besondere media-
le und offentliche Interessen, die wir bei problema-
tischen Einzelfillen alle haben. Genau um die geht
es doch. Wenn wir die den Kommunen wegnéh-
men, dann wére das Leben vor Ort, die Akzeptanz
bei den Mitarbeitern in den Ausldnderbehorden,
auch unserer Gemeindevertreterinnen und Gemein-

devertreter, die fiir verantwortliche Entscheidungen
vor Ort zugunsten von Integration sorgen wollen,
viel leichter.

Priésidentin Kristina Herbst:

Frau Abgeordnete Raudies, ich glaube, die Frage ist
beantwortet.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Dr. Kai Dolgner das Wort.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geschitzte Kollegin Frau Schiefer, ich glaube,
Sie wissen selbst, dass das eben so ein bisschen
eine Nebelkerze war.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ja!)

Wir haben komplexe Verfahren, die kommunale
Behorden iiberfordern. Was macht man da? — Man
macht eine Professionalisierung. Wir haben das
im Ausschuss intensiv besprochen. Ich war von
1994 bis 2021 Kreistagsabgeordneter in Rendsburg-
Eckernforde, sehr lange an verantwortlicher Stelle.
Wir haben sehr frith ins Riickkehrmanagement in-
vestiert. Das konnen Sie an den Zahlen sehen. Die
freiwilligen Riickkehren aus Rendsburg-Eckernfor-
de sind viel hoher als die Abschiebungen. Mit den
BAMF-Abschiebungen haben wir immer Arger ge-
habt, sodass unser Landrat gesagt hat: Das mache
ich gar nicht mehr, da ist mir der Aufwand zu gro8.

Wir haben ja an zentralen Stellen Zusammenarbeit
mit dem BAMF, nidmlich bei der Aufnahme in
der Landesunterkunft in Neumiinster. Was spricht
dagegen, das durch eine zentralisierte gemeinsame
kommunale Behorde zu dndern? Ich habe das auch
schon bei der letzten Diskussion nicht verstanden.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Ich auch nicht!)

Wenn man mich in den letzten 15 Jahren verfolgt
hat, sieht man: Ich bin der letzte, der immer gesagt
hat: Abschieben, abschieben, abschieben. — Es geht
einfach um die korrekte Anwendung des Rechtes
in einer effizienteren Form. Da hat mir noch nie-
mand sagen konnen, warum eine Dezentralisierung,
wo jemand das mit macht, besser wire. Sie haben
ja jetzt schon Schwierigkeiten, in den Auslédnderbe-
horden das entsprechende Personal dafiir zu finden.
Natiirlich arbeitet man mit Abstellungen, oder man
macht das wie bei der KOSOZ fiir die Eingliede-
rungshilfe — auch ein schwieriges Thema.
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(Dr. Kai Dolgner)

(Lachen Dr. Heiner Garg [FDP])

Es wurde lange dariiber diskutiert. Kollege Garg,
ich muss aber sagen: Trotz anfinglicher Skepsis hat
sich die KOSOZ, auch wenn es bei den Verbanden
nicht immer so gesehen wird, bewéhrt, da die Pro-
fessionalitdt zu sammeln.

Als wir das zum ersten Mal hier gesagt haben: ,,Das
konnte man mal machen®, wurde sich ja geweigert,
dariiber nachzudenken. Jetzt, wo die Kommunen in
den Verhandlungen damit gekommen sind, machen
Sie noch mal einen Priifauftrag. Mir ist schon klar,
was eventuell ein anderer Hintergrund ist: Das ist
natlirlich unbequem. Natiirlich ist das eine Sache,
wenn man zum Beispiel eine Dublin-Abschiebung
macht, dass die Biirgerinnen und Biirger vor Ort zu
einem kommen und fragen: ,,Was macht ihr denn
da?“ Man holt die Familien raus. Ich bin mir ziem-
lich sicher: Wenn es dann zu den entsprechenden
Abschiebungen kommt, die wir schon hatten und
die von der Art und Weise her nicht immer in jedem
Fall die Menschenwiirde beachtet haben — teilweise
aus Unkenntnis —, dann werden wir hier wieder
andere Diskussionen fithren, wenn diese populére
Welle ein bisschen vorbei ist.

Deshalb glaube ich iibrigens auch, dass eine zentra-
le, professionell gefiihrte Behorde oder von mir aus
eine Kooperation das besser sicherstellen kann. Ich
will jetzt nicht zu viel aus dem Néhkéstchen plau-
dern, aber wie Dinge durchgefiihrt worden sind,
hing in Schleswig-Holstein sehr lange auch davon
ab, welche Ausldanderbehérde in welchem Kreis
oder kreisfreier Stadt zustindig war. Das wider-
spricht meinem Bild, wie der Staat vorgehen sollte.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Prisidentin Kristina Herbst:
Ein wunderbarer Schlusssatz!

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Meine Zeit ist abgelaufen. Sie haben iiber alles an-
dere nicht geredet. Das ist natiirlich einigermafen
Quatsch, wenn wir Sie erst einmal von einer Pro-
fessionalisierung im Verwaltungswege iiberzeugen
miissen.

Prisidentin Kristina Herbst:
Herr Abgeordneter!

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Aber sonst kénnen wir gerne 20 Minuten dariiber
diskutieren, da konnen wir die anderen Sachen auch
alle bereden.

(Beifall SPD)

Prisidentin Kristina Herbst:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Eka von Kalben das Wort.

Eka von Kalben [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Ich
wiirde gerne, unabhéngig davon, wer wann was be-
antragt hat, einmal nach vorne diskutieren. Natiir-
lich kann eine Zentralisierung zu Professionalitit
fiihren.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Vorher noch anders
gesagt!)

Ich habe 25 Jahre in der Verwaltung gearbeitet,
Herr Dolgner, insofern habe auch ich wie Sie als
Abgeordneter im Kreis Erfahrung. Da gab es Zen-
tralisierungen, die haben Sinn gemacht, und es gab
Zentralisierungen, die weniger Sinn gemacht haben.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das stimmt!)

Das war in Hamburg alles ein bisschen einfacher,
weil das Personal den Ort nicht so stark wechseln
musste. Da wurde zentralisiert, und der Fahrweg
hat sich nicht verindert.

Wir leben aber in einer Situation, in der in den
Kreisen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so-
wieso schon sehr schwer zu finden sind. Zu sagen,
wir miissen jetzt sofort, am liebsten zum 1. Januar,
eine zentrale Auslidnderbehdrde einrichten! Uberle-
gen Sie mal, wie viele Raumlichkeiten und Men-
schen wir da finden miissen, die von heute auf
morgen in Neumiinster oder wo auch immer das
dann angesiedelt sein soll, leben. Das ist der eine
Punkt.

(Beate Raudies [SPD]: Das ist ein total span-
nendes Argument! — Weitere Zurufe — Wort-
meldung Dr. Kai Dolgner [SPD])

— Nein, ich m6chte das einmal zu Ende ausfiihren,
Herr Dolgner. — Das eine ist, Sie miissen das Perso-
nal finden, was das macht, was auch arbeiten muss.

Zweitens. Ich bin der Meinung, dass man schritt-
weise natiirlich tliber eine Zentralisierung nachden-
ken soll, und das ist ja genau das, was jetzt hier
vorgeschlagen wird.

(Beate Raudies [SPD]: Ja, was denn tiber-
haupt?)

— Sie haben gesagt: sofort. Ich sage: Ich finde es
richtig, es schrittweise zu machen, und das ist ja
auch geplant.
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(Eka von Kalben)

Drittens. Wir miissen bedenken, dass die Menschen,
die dann zu dieser Behorde hingehen sollen, in den
Blick genommen werden miissen. Wir konnen ja
nicht nur sozusagen fernab von der Bevolkerung
denken. Das sind zum Beispiel Ehrenamtler innen
— auch da habe ich meine Erfahrung —, die dann zu
irgendeiner zentralen Behorde mitfahren miissen,
um die Leute zu unterstiitzen. Das sind Dinge, die
man abwégen muss.

Ich bin nicht gegen eine Zentralisierung per se.
Aber man kann nicht sagen: ,,Das ist doch ganz
einfach, warum machen wir das nicht morgen?*,
sondern man muss genau iiberlegen: Welche Vor-
und Nachteile hat es? Was bringt es an Effizienz?

Die komplizierten Systeme — das ist ja mehrfach
hier gesagt worden — miissen natiirlich irgendwie in
den Blick genommen werden. Das ist ja jetzt auch
so und als erster Schritt richtig. Aber hier zu mei-
nen, das sei ganz einfach, ich driicke einen Knopf,
und dann habe ich eine zentrale Behorde,

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Wer hat das denn
gesagt? Volliger Pappkamerad!)

ist eine Nebelkerze, die Sie werfen, und das ist
nédmlich genau der Quatsch.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU - Dr. Kai Dolgner [SPD]: Nein! Das,
was eben behauptet worden ist, hat keiner

gesagt!)

Prisidentin Kristina Herbst:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Serpil Midyatli das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Ganz ehrlich, das, was Schwarz-
Griin hier gerade macht, ist Herumdruckserei, weil
Sie sich vor dieser Verantwortung driicken.

(Beifall SPD und FDP)

Nichts anderes ist das hier. Es ist selbstverstind-
lich auch keine der schonsten Aufgaben, wenn
man {ber eine Zentralisierung des Riickkehrma-
nagements spricht. Das ist so. Das ist keine schone
Aufgabe. Das wird man dann natiirlich an dieser
Landesregierung festmachen, wenn die Landesre-
gierung hier in Schleswig-Holstein ein zentralisier-
tes Riickfilhrmanagement eingefiihrt hat. Sie haben
und Sie wollen diese Verantwortung hier nicht
tibernehmen. Anders kann ich mir diese Wortbeitra-
ge nicht erklaren.

(Beifall SPD und FDP)

Uberall dort, wo es schone Bilder zu produzieren
gibt, tiberall dort, wo man Badndchen durchschnei-
den kann, reiflen sich die Ministerinnen und Minis-
ter und die regierungstragenden Kolleginnen und
Kollegen darum, ganz vorne im Bild zu stehen,
aber dort, wo es darum geht, Verantwortung zu
iibernehmen, driicken Sie sich jedes Mal.

(Unruhe)

Ganz ehrlich: Sie sind Regierung, Sie sind regie-
rungstragende Fraktionen. Kommen Sie mir nicht
immer damit, dass alles so schwierig ist. Sie haben
keine richtige Losung. Das dauert viel zu lange. Sie
wollten regieren. Regieren Sie gefélligst! Losen Sie
die Probleme in diesem Land.

(Zuruf Eka von Kalben [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENY))

Das ist unser Anspruch in Schleswig-Holstein.
(Anhaltender Beifall SPD, FDP und SSW)

Prisidentin Kristina Herbst:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Tobias Koch das Wort.

(Zuruf Beate Raudies [SPD]: Pass auf! Jetzt
kostet es auch noch Geld!)

Tobias Koch [CDU]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wenn ich mir die Kollegin Midyatli hier anhore,
frage ich mich, wieso Sie bei den markigen Worten,
die Sie hier gerade vortragen, eigentlich die Ab-
schiebehaftanstalt die ganze Zeit abgelehnt haben.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Ich habe in der Tat den Eindruck, dass in dieser
Debatte viel Besserwisserei dabei ist, weil wir mitt-
lerweile von zwei sehr unterschiedlichen Sachver-
halten sprechen.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

Hier wird die Zentralisierung der Abschiebeverwal-
tung gefordert

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD]: Des Riick-
fiihrmanagements!)

— des Riickfithrmanagements, ja —, und dann neh-
men Sie die Landrdte dafiir in Mitverantwortung,
denn die hitten das auch gefordert.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])
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(Tobias Koch)

Nein, das sind zwei ganz unterschiedliche Punkte,
die hier gefordert werden. Schaut man sich den
FDP-Antrag an, sicht man, Sie fordern eine zentra-
le Organisation — moglicherweise auf kommunaler
Ebene —, wie der Kollege Dolgner es gerade formu-
liert hat, also eine zentrale kommunale Behorde.

Die Landrite haben gefordert, das Land soll diese
Aufgabe iibernehmen. Deswegen sagen wir, dass
das nicht gehen wird. Wir haben niemanden, der
das ab 1. Januar kommenden Jahres libernechmen
kann. Wir haben keine Gebdude, wir haben keine
ausgebildeten Mitarbeiter. Die Kreise werden uns
dafiir keine Mitarbeiter abgeben.

Die Landrite fordern etwas ganz anderes. Sie wol-
len die Aufgabe an das Land abgeben: Liebes Land,
dann sind wir als Kreis es los. Wir kiimmern uns
darum nicht mehr. Unsere Auslanderbehérden wer-
den gestirkt, weil sich die vorhandenen Mitarbeiter
dann um Integration kiimmern koénnen.

Da sagen wir, dass das nicht funktionieren wird.
Wenn wir eine Aufgabe ohne Personal, ohne Struk-
tur, ohne Gebadude iibernechmen, dann wird das ab
1. Januar nicht funktionieren.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Zuruf Beate Raudies [SPD])

— Vielleicht darf ich den Gedanken kurz zu Ende
fiihren, Frau Kollegin. Die Kreise sagen: Wir wol-
len das in kommunaler Hoheit zentralisieren, und
irgendetwas hindert uns bisher daran, eine gemein-
same Taskforce zu bilden. — Das sind genau die
Gespriche, die wir jetzt mit den Kreisen fiihren.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Das machen wir. Aber dass einfach die Aufgabe
von den Kreisen an das Land abgeschoben wird,
das wird nicht funktionieren.

Prisidentin Kristina Herbst:

Herr Abgeordneter Koch, aus meinem Augenwin-
kel war Herr Dr. Dolgner ein Ticken vorher. Gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage oder Anmerkung des
Herrn Abgeordneten Dr. Dolgner?

Tobias Koch [CDU]:
Da wiirde ich nie wiedersprechen.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Herr Kollege Koch,
ist Thnen eigentlich aufgefallen, dass wir
in unserem Antrag nicht die Forderung der
Landrite tibernommen haben, sondern dass
es nur darum ging, ob man eine Aufgabe

qualitativ besser zentral oder nicht zentral
macht? Dazu habe ich gesprochen. Dass die
Organisationsform problematisch wire, habe
ich konzediert. Sie haben mich sogar zitiert.
Dass man in Verhandlungen natiirlich mit
Maximalforderungen reingeht, ist das eine.

Das andere ist: Uns geht es darum, dass das
Land ein Gegenangebot macht, zusammen
mit den Kommunen etwas zu machen. Da-
fir miissen wir darauf aufmerksam machen,
dass es an der Struktur Schleswig-Holsteins
liegt, dass es keine kommunale Aufgabe ist,
sondern dass es eine Aufgabe der unteren
Landesbehorde und der Landréte ist, die iib-
rigens fiir das Land tétig sind. Ist Thnen das
eigentlich bewusst?

— Ich wollte deutlich machen, Herr Kollege Dolg-
ner, dass von der Opposition die Landréte hier als
Kronzeugen dafiir in Anspruch genommen worden
sind, als unterstiitzten sie genau die Forderungen
der Opposition. Das ist nicht der Fall. Die Landréte
mochten diese Aufgabe loswerden und an das Land
abgeben — mit all den Problemen, die wir hier be-
reits geschildert haben.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Doch! —
Zuruf Beate Raudies [SPD])

Deswegen war es mir wichtig, deutlich zu machen,
dass tatsdchlich sowohl in Threm Antrag als auch in
IThrem Wortbeitrag von einer mdglicherweise kom-
munalen zentralen Struktur gesprochen wird. Dabei
frage ich mich, was die Kommune eigentlich daran
hindert, diese zentrale Struktur vorzunehmen. Sind
die im Augenblick an einer Kooperation gehindert?
Steht dem irgendetwas entgegen, dass die Kommu-
nen oder die kommunalen Ausldnderbehorden mit-
einander kooperieren? Ich wiisste es nicht. Aber
wenn da das Problem liegen sollte, dann sprechen
wir mit denen.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD]: Dann werden
Sie unserem Antrag zustimmen, da bin ich ja
froh!)

— Aber wir diirfen vorher schon noch erst mit den
Kommunen sprechen und versuchen eine gemeinsa-
me Losung zu finden, ja?

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Priasidentin Kristina Herbst:

Herr Abgeordneter Koch, gestatten Sie eine Fra-
ge oder Anmerkung des Herrn Abgeordneten
Dr. Buchholz?
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Tobias Koch [CDU]:

Auch das sehr gerne.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Herr Kollege
Koch, nach diesen Ausfiihrungen gibt es kei-
ne Veranlassung mehr, dem Antrag der FDP
nicht zuzustimmen.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Denn in dem Antrag der FDP heif3t es wort-
lich:

»Der Landtag fordert die Landesregierung
deshalb auf, mit den kommunalen Landes-
verbdnden unverziiglich in Gespriche dar-
iiber einzutreten, wie eine zentrale Organi-
sation fiir das Riickfiihrungsmanagement in
Schleswig-Holstein geschaffen und in wes-
sen Organisationshoheit sie angesiedelt wer-
den soll.*

Herr Kollege, Sie unterstellen, dass alle
Landrite diese Aufgabe komplett abgeben
wollen. Das ist nicht mein Kenntnisstand.
Aber eines ist richtig: Thr CDU-Landrat und
Vorsitzender des Landkreistages, Dr. Hen-
ning Gorz, sagt ausdriicklich:

,»Nur das Land verfiigt {iber die Mdoglichkeit,
eine durchsetzungsfahige Einheit aufzubau-
en, die liber die erforderliche Expertise ver-
fiigt, um die rechtlich wie tatséchlich schwie-
rigen Abschiebungen auch erfolgreich umzu-
setzen.*

Das sagt Thr Landrat in Stormarn.

— Wo Sie das gerade vorlesen, Herr Kollege Buch-
holz, sehen sie sich doch gleich einmal die Uber-
schrift der gleichen Pressemitteilung an! Die Land-
rite fordern das Land auf, die Zustindigkeit fiir
die Abschiebungen zentral auf die Landesebene zu
iibertragen, Herr Kollege Buchholz.

Herr Kollege Vogt, wir brauchen Threm Antrag also
nicht zuzustimmen, denn das mit dem Sprechen tut
die Landesregierung von sich aus. Dafiir brauchen
wir keine Aufforderung vonseiten der Opposition.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD]: Dar-
tiber sollen Sie mit ihnen sprechen!)

Ich wire mit der Antwort schon zu Ende, Herr Kol-
lege.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Wir gehen sogar einen Schritt weiter als von der
Opposition gefordert. Wir fithren nicht nur Gespré-
che, sondern haben bereits angekiindigt, dass wir
einen Teil tatsdchlich auf die Landesebene iiberneh-
men werden — nicht bei den besonders schwierigen
Féllen. Wir als Land werden diese Aufgabe bei
Straftdtern und problematischen Einzelfillen iiber-
nehmen. Wir gehen also weiter, als Sie in Thren An-
tragen fordern, in denen es moglicherweise nur um
eine Zentralisierung auf kommunaler Ebene geht.
Nein, wir sagen: Wir als Land machen das. Die
schweren Félle iibernehmen wir. Das tun wir auch
ohne Oppositionsantrag. — Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Sensatio-
nell!)

Prisidentin Kristina Herbst:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Christopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Liebe Frau Prisidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Das ist hier so ein bisschen
Selbstmotivation durch Im-Kreis-Drehen.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD]: Ja!)

Frau Nies hat uns erklért, dass sei alles einseitig
und so bose. Dann kommt nach einer Stunde Herr
Koch und sagt: Wissen Sie was, wir machen das
alles schon, und wir gehen noch weiter als Sie. —
Herzlichen Gliickwunsch! Mensch!

(Beifall FDP und SPD)

Ich habe ja immer sehr gerne mit Herrn Koch
und Frau von Kalben zusammengearbeitet. Frau
von Kalben hat schon deutlich gemacht, dass das
alles stattfinden wird. Man brauche nur noch ein
bisschen Zeit, und dann werde das in Neuminster
angesiedelt — oder irgendwo anders. Aha, es findet
also in Neuminster statt, Frau von Kalben. Das
wissen wir jetzt dank dieser Debatte auch.

(Heiterkeit FDP)

Ich will noch einmal in vollem Ernst Folgendes
sagen. Frau Nies, Sie haben gesagt, wir seien so
einseitig. Sie haben gefragt, wo die Antrige zur
Arbeitsmarktintegration der FDP seien. Wir reden
heute noch iiber das Welcome Center, das Sie ge-
schaffen haben und das leider keine Kompetenzen
der Ausldanderbehdrden hat, was wichtig flir das
Ankommen im Arbeitsmarkt wére.

(Beifall FDP und SPD)
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(Christopher Vogt)

Wir haben jetzt einen Anderungsantrag zum SPD-
Antrag, die jetzt ein Welcome Center an der West-
kiiste will. Wir wollen auch, dass es eine Aul3en-
stelle des Welcome Centers an der Westkiiste gibt.
Wir wollen aber, dass das Welcome Center auch
Zustandigkeiten der Auslidnderbehdrden bekommit,
damit das Welcome Center zur Arbeitsmarktinte-
gration richtig loslegen kann, damit es tatsdchlich
einen Beitrag leisten kann. Dann freue ich mich auf
Thre Zustimmung.

(Beifall FDP und SPD)

Ich will nachher nicht wieder horen, dass sei alles
ganz bose — und dann kommt Herr Koch und sagt:
Wir gehen noch driiber hinaus. Das macht dann
aber nur hier im Saal Sinn; in der Realitdt leider
nicht.

Priasidentin Kristina Herbst:

Herr Abgeordneter Vogt, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder Anmerkung der Frau Abgeordne-
ten Nies?

Christopher Vogt [FDP]:
Natiirlich.
Catharina Johanna Nies [BUNDNIS

90/DIE GRUNENT]: Soll Thr Welcome Cen-
ter sich denn speziell auch um asylsuchende
Menschen kiimmern, also um diejenigen, die
in Gestattung und Duldung sind? Ich habe
Herrn Buchholz vorgehalten, dass er in dieser
Zeit in der Asylpolitik einseitig spricht, im-
mer wieder den Schwerpunkt nur auf Riick-
kehr legt, anstatt sich in der Asylpolitik viel-
leicht auch einmal um Arbeitsmarktintegrati-
on zu bemiihen. Ein Welcome Center — so
habe ich es zumindest verstanden — richtet
sich doch eher an zugewanderte Personen,
die von auflen kommen.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP] — Heiter-
keit)

— Ich will mich in Thren Privatdisput nicht iiber
Gebiihr einmischen, ich will nur sagen: Frau Nies,
wir brauchen tatséchlich beides. Wir miissen dafiir
sorgen, dass sich Menschen, die bei uns sind und
sich integrieren, auch in den Arbeitsmarkt integrie-
ren. Dafiir brauchen wir mehr Mdoglichkeiten. Das
ist das eine. Da ist die Frage, wie man das macht.
Ich bin zum Beispiel der Meinung, dass es eben
dazugehort, dass man sich an Regeln hélt. Aber
Arbeitsmarktintegration ist etwas ganz Wichtiges.

Dariiber, wie man das gestaltet, kdnnen wir uns
gern unterhalten. Das ist das andere.

Das andere ist: Ich war im Sommer — wie wahr-
scheinlich alle — viel im Land unterwegs, und ich
muss schon sagen: Es treibt die Leute wirklich um,
macht sie fast wahnsinnig, dass Menschen hierher-
kommen konnen, von denen wir nicht wissen, wer
das ist, die keine Papiere haben.

(Abgeordnete  Catharina  Johanna Nies
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN] geht zu ih-
rem Platz)

— Ich bin noch nicht ganz fertig, Frau Nies, wenn
ich das sagen darf. Es gehort dazu, dass man steht.

Ich glaube, es macht viele im Mittelstand wirklich
wahnsinnig, dass sie Menschen aus dem Ausland
anwerben — ich habe gehort, dass selbst aus Nepal
Menschen an der Westkiiste im Tourismus arbei-
ten —, sich die aber hier nicht verniinftig anmelden
kénnen. Dann bekommen sie keine Steuernummer,
dann bekommen sie kein Bankkonto und so weiter.
Wir haben so hohe Hiirden fiir Menschen, die bei
uns arbeiten wollen. Da miissen wir Hiirden absen-
ken. Und wir miissen natiirlich die Arbeitsmarktin-
tegration verbessern.

Ich sage nur: Wenn Sie so einen Auftritt haben wie
vorhin und gleichzeitig im Haushalt die Arbeits-
marktintegration zusammenkiirzen, dann passt das
fiir mich nicht zusammen, Frau Nies.

(Beifall FDP, vereinzelt SPD und Beifall Sy-
billa Nitsch [SSW])

Prisidentin Kristina Herbst:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Présidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich mochte im Vorwege erst einmal eines
feststellen: Ich habe aufgrund der Debatte den Ein-
druck, dass zumindest alle bereit wéren, iiber ein
zentrales Riickfiihrungsmanagement nachzudenken.
Das empfinde ich erst einmal als etwas Positives.
So weit waren wir vor einem oder zwei Monaten
noch nicht. Das muss man erst einmal festhalten.

Wenn ich mir den Anfangsplan der Regierung anse-
he, dass man alle Daten der jeweiligen Personen
zusammenfasst, die ausreisepflichtig sind und die
man zentral riickfithren mochte, stellt sich fiir mich
erst einmal rein verwaltungstechnisch die Frage,
welche Daten das denn sind. Wer macht das, und
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(Lars Harms)

wer wiihlt sich durch die Aktenberge und schickt
die irgendwie herum? Das hort sich fiir mich erst
einmal nach Verwaltungsaufwand an.

Wenn man das aber tut und am Ende diese Daten
zentral gesammelt hat, dann aber sagt: ,,Na ja, aber
wir wollen nicht alle diese Daten zentral nutzen,
sondern nur ganz bestimmte Daten, ndmlich von
denjenigen, die besonders straffillig geworden oder
Intensivtiter sind“, dann frage ich mich, warum
man alle Daten vorher gesammelt hat. Dann hitte
man ja auch nur die Intensivtiterdaten sammeln
konnen.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Daran merkt man, dass — so will ich es einmal
formulieren — die Idee erst am Anfang steht. Ich
glaube aus eigener Erfahrung, die vielleicht viele
gemacht haben, dass eine gesplittete Verwaltungs-
zusténdigkeit nicht so richtig clever ist. Die Er-
fahrung zeigt, dass es, wenn zwei verschiedene
Verwaltungen fiir die gleichen oder fiir &dhnliche
Sachverhalte zustindig sind, immer Reibungen und
dadurch dann die entsprechenden Reibungsverluste
gibt. Deswegen macht es Sinn, noch einmal in Ru-
he mit den kommunalen Landesverbidnden genau
iiber diese Frage zu reden, ob nicht das, was wir
wollen, zentral gemeinsam besser gelost werden
kann. Wie die Organisationsform ist, ist eigentlich
egal. Wir sollten vielleicht versuchen, die drohen-
den Reibungsverluste zu vermeiden.

Ich habe noch einen anderen Punkt, der mir gerade
eben in den Sinn kam. Waire ich Anwalt, wiirde
ich erst einmal, wenn diese Organisation da jetzt
neuerdings flir meinen Klienten zusténdig ist, der
beispielsweise als Intensivtiter deklariert worden
ist, nach der rechtlichen Grundlage fragen, ob die
iiberhaupt abschieben diirfen, oder ob nicht andere
zustindig sind. Die Intensivtiterschaft ist bis heute
nicht rechtlich festgelegt, auch nicht, wer denn ein
schwerer Straftiter ist. Wir wissen, was eine schwe-
re Straftat ist. Diese Diskussion haben wir damals
nach Brokstedt gefiihrt. Da haben wir gesagt: Wenn
wir eine feste Definition gehabt hétten, hétte man
gewusst, welche Menschen wann, wie, wo entspre-
chend zu behandeln sind. Das haben wir jetzt noch
nicht. Diese Vorgehensweise, dass wir da splitten,
fiihrt auch dazu, dass wir moglicherweise am Ende
enttduscht sind, weil natiirlich ein Jurist das anders
nutzen wird. Das ist auch richtig, dass ein Jurist das
im Interesse seiner Klienten benutzt. Ich glaube,
da sind viele Fragestellungen drin, wenn man tie-
fer reingeht, die etwas schwieriger sind. Deswegen
ist es gut, wenn sich die Landesregierung mit den
kommunalen Landesverbidnden zusammensetzt.

Prisidentin Kristina Herbst:

Herr Abgeordneter!

Lars Harms [SSW]:

Ich glaube auch, dass es notwendig ist, dass wir das
zentralisieren miissen, und ich wiirde mich freuen,
wenn wir in der ndchsten Zeit positive Riickmel-
dungen aus diesen Gesprachen bekommen wiirden.
Jetzt sage ich vielen Dank. — Es kommt doch keine
Frage; daher: Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall SSW und Serpil Midyatli [SPD])

Prisidentin Kristina Herbst:

Aktuell liegen keine weiteren Wortmeldungen fiir
Kurzbeitrdge vor. Dann erteile ich nun fiir die Lan-
desregierung der Ministerin fiir Soziales, Jugend,
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung,
Aminata Touré, das Wort.

Aminata Touré, Ministerin fiir Soziales, Jugend,
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete! Bei aller berechtigten
Kritik und dem Anspruch, den Vollzug bei Riick-
fiihrungen zu verbessern, bin ich der Uberzeugung,
dass wir aufpassen miissen, dass wir die Hand-
lungsfahigkeit des Staates nicht schlechterreden, als
sie ist.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
vereinzelt CDU)

Mir ist es wichtig, direkt zu Beginn dieser Debatte
einmal zu betonen, dass wir natiirlich schon mit
den kommunalen Landesverbianden zu dieser Frage
zusammensitzen, das beraten und am 6. September
2024 ein ganz klares Verfahren dazu verabredet
haben, wie wir iiber das hinaus, was wir politisch
schon vereinbart haben, ndmlich die Zentralisierung
von Mehrfach- und Intensivtitern zu iibernehmen,
gestalten konnen. Das werden wir am 6. Dezember
2024 gemeinsam beraten. Auf dem Weg dahin sind
wir in regelméfBigen Sitzungen unterwegs. Viele
Menschen, die dem jetzt vielleicht zuhoren, wissen
gar nicht, in was flir Prozessen wir sind. Deswegen
ist es mir wichtig, das vorwegzustellen.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Mir geht es auch darum, anhand von Zahlen deut-
lich zu machen, wo wir stehen, und nicht nur in


http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3331&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3331&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3321&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3321&format=WEBVOLLLANG

5034 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) — 67. Sitzung — Donnerstag, 26. September 2024

(Ministerin Aminata Tour¢)

gefiihlten Debatten zu sprechen: Allein in diesem
Jahr wurden 833 Personen zuriickgefiihrt. Das sind
schon jetzt fast so viele Menschen wie im gesamten
letzten Jahr. Dennoch muss man feststellen: Es hakt
an der einen oder anderen Stelle im Vollzug. Mal
sind es die unklaren Zustdndigkeiten oder Kommu-
nikationsabbriiche, mal die hohe Arbeitsbelastung
der Behorden, Menschen, die untertauchen, sehr
komplexe Fille oder fehlende Riicknahmeabkom-
men.

Jetzt steht die berechtigte Frage im Raum, wie wir
als Land die Kommunen stérker bei ihrer Aufgabe
unterstiitzen konnen. Auch das ist in dieser Debatte
ein wenig missverstdndlich dargestellt worden — als
wiirde das heute noch nicht stattfinden. Das findet
heute schon statt. Ich mochte Thnen das einmal dar-
stellen.

Ich mache es ganz konkret: Bei 60 Prozent der
340 zwangsweisen Riickfilhrungen haben wir als
Land Amtshilfe fiir die Kommunen geleistet. Mein
Landesamt trifft sdmtliche organisatorischen Vor-
bereitungen, iibernimmt die Passersatzbeschaffung,
filhrt in Amtshilfe fiir die Ausldnderbehdrden die
Abschiebungen durch. Die Kreise und kreisfreien
Stddte bleiben nach wie vor fiir aufenthaltsrecht-
liche MaBBnahmen und Entscheidungen verantwort-
lich. In der Debatte ist es gerade eben so einfach
dargestellt worden, als wiirde es immer den Fall A
geben: Der Mensch darf bleiben und ist hier und
deswegen — ganz klar — kann diese Person dann
in der Auslédnderbehdrde bearbeitet werden. Wenn
wir eine neue Behorde hétten, hitten wir nur den
Fall B, bei dem dann alle Personen genau da sein
und zuriickgefiihrt werden konnten. Aber die Rea-
litdt ist viel komplexer. Das Aufenthaltsrecht ist
komplexer. Das Auslidnderrecht ist komplexer. Des-
wegen ist es auch nicht so leicht darzustellen.

Ich wiederhole, was ich bereits im Mérz deutlich
gemacht habe: Es gibt flir die Ausldnderbehorden
schon jetzt die Mdglichkeit, bestimmte Aufgaben
zu zentralisieren und sich zusammenzuschlielen.
Die Kommunen kdénnen also schon jetzt in vielen
Bereichen zusammenarbeiten, wenn sie das wollen.
Wir stehen dem als Land nicht im Weg.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Neu ist nun — das habe ich auch schon vor zwei
Wochen im Innen- und Rechtsausschuss einmal
dargestellt, in einer {ibrigens viel unaufgeregteren
Debatte, als wir sie heute fithren —, dass wir uns als
Land durchaus Gedanken zu dem gemacht haben,
was wir im Mirz politisch beraten haben. Eines

verstehe ich ehrlicherweise nicht und finde es vom
demokratischen Stil nicht richtig. Wenn wir in ei-
ner Situation sind, in der man unterschiedliche Po-
sitionen hat — Landesregierung hier, Opposition da,
Koalitionsfraktionen da —, Themen debattiert, Din-
ge verdndern sich, und man sagt dann: ,,Wir sind
bereit, uns die Position anzugucken und sie auch
anzupassen®, wo ist denn da der Konflikt, wenn
man sagt: ,,Wir nehmen Vorschldge der Opposition
auf — nicht zu 100 Prozent, aber Teile davon‘?

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Ihr seid einfach
zu langsam! — Annabell Kramer [FDP]: Zu
langsam!)

Ich verstehe nicht, wo da das Problem ist.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU - Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Es dauert
zu lange!)

Deswegen haben wir als Land gesagt — anders als
im Marz diskutiert —, dass wir rund um Mehrfach-
und Intensivtiter die Zentralisierung stirker unter-
stiitzen werden. Freuen Sie sich doch an der Stelle,
dass man diesen politischen Aufschlag aufgenom-
men und gesagt hat: Ja, wir denken noch einmal
starker dariiber nach.

Wir als Landesregierung haben uns auflerdem mit
den Kommunen auf ein Verfahren geeinigt, bis
Dezember weitere Fragen von Zentralisierung und
Spezialisierung gemeinsam zu beantworten.

Ich mache an dieser Stelle auch einmal deutlich,
dass es in meinem Ministerium eine ganze Abtei-
lung — ein Referat — gibt, das sich mit Fragen der
Riickfiihrung auseinandersetzt, regelméfig mit den
Auslanderbehdrden der Kreise und kreisfreien Stid-
te zu genau solchen Fragen zusammensitzt und Un-
terstiitzungshilfe gibt, eben auch unterschiedliche
Informationshilfen, Wissensmanagement, das auf
den Weg gebracht wird. Mir ist es wichtig, das ein-
mal zu debattieren und darzustellen, weil wir heute
drauBBen ein Stiick weit den Eindruck vermitteln
konnten, als hitte man sich mit all diesen Fragen
noch nie auseinandergesetzt.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Dann steht die Forderung nach der kompletten
Ubernahme der Riickfiihrungen als Land im Raum.
Da kann man sich die Frage stellen: Macht es Sinn,
wenn man Prozesse beschleunigen mdchte, eine
komplette neue Behorde zu schaffen? — Ich habe
Sie als FDP oft, an vielen Stellen — ich sage jetzt
einfach einmal: Kindergrundsicherung — so verstan-
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den, dass Sie gesagt haben: Das sind Prozesse, die
Sie nicht fiir sinnvoll erachten.

Ist die schlichte Kompetenzverlagerung von Kom-
mune auf das Land das Allheilmittel? — Das ist
die Frage, die im Raum steht. Ich glaube, es ist
richtig sich anzuschauen, wo wir als Land besser
werden konnen. Aber es ist wirklich weit weg von
der Realitdt, so zu tun, als wéren das Fragen, die
ausschlieBlich auf Landes- oder kommunaler Ebene
beantwortet werden konnten.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Es geht hier auch um nationale, um europiische,
um internationale Fragen, die beantwortet werden
miissen. Ich nehme das Stichwort Riicknahmeab-
kommen. Es wurde ja nicht umsonst in der Ampel-
koalition ein Beauftragter fiir Riicknahmeabkom-
men, Herr Stamp von der FDP, auf den Weg ge-
bracht, weil diese Frage so zentral schwierig zu be-
antworten ist. Bestimmte Herkunftslinder nehmen
ihre Personen nicht zuriick. Das ist ein Riesenhin-
dernis.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Das ist eine Frage, die wir auf Landesebene gar
nicht beantworten konnen. Sie muss aber Teil des
Losungspakets sein.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das hat mit der
Organisation im Land nichts zu tun!)

Wir sagen an gar keiner Stelle, dass es ausschlieB3-
lich bundes- oder européische Fragen sind, die man
beim Defizit des Vollzugs beantworten muss. Ich
sage nur: Es ist zu leicht gedacht zu denken, es sei
nur das Land, das hier téitig werden kann.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das hat doch
keiner gesagt!)

Es ist eine Kombination unterschiedlicher Ebenen,
die ineinandergreifen miissen.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU - Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Riicknahmeabkommen, Zusammenarbeit mit den
Herkunftslandern, die gemeinsame européische
Asylpolitik, nationale Gesetze und vieles mehr
braucht es, um das in Einklang zu bringen.

Wo stehen wir als Land, und wie sieht der aktuelle
Plan aus, den wir auf den Weg bringen? — Schon
jetzt gibt es zwei Arbeitsgruppen zur fachaufsicht-
lichen Begleitung von aufenthaltsrechtlichen Mal3-
nahmen im Sinne einer ganzheitlichen Bekdmpfung
von Terrorismus und Kriminalitdt. Nun geht es dar-
um, die rechtlichen und organisatorischen Grundla-

gen fiir die Ubgrnahme — nicht nur Amtshilfe, son-
dern wirklich Ubernahme der Fille der Mehrfach-
und Intensivtiter — zu schaffen.

Das bedeutet ganz konkret die Anderung des Lan-
desaufnahmegesetzes, die Anderung der Auslinder-
und Aufnahmeverordnung und mehr: Es braucht
auch qualifiziertes Personal, damit das Ganze statt-
finden kann. Gemeinsam mit dem Justiz- und In-
nenministerium werden wir einen Kriterienkatalog
entwickeln, der diese besonders bedeutsamen Ein-
zelfille definiert, und weitere Hiirden im Bereich
des Datenaustausches abbauen, die wir an der einen
oder anderen Stelle haben. Die Kriterien werden
sich im Wesentlichen an dem Ausweisungsinteres-
se im Aufenthaltsgesetz orientieren. Das wird {ibri-
gens — mit Blick auf die Ampel — auf Bundesebene
gerade auf den Weg gebracht: das Ausweisungsin-
teresse und das Aufenthaltsgesetz anzupassen und
dort noch mehr reinzupacken.

Wie geht es also jetzt weiter? — Sobald die Abstim-
mungen mit den Kommunen abgeschlossen sind,
werden wir die gesetzlichen Rahmenbedingungen
so schaffen, wie der Koalitionsantrag es fordert.
Das werden wir dem Parlament als Formulierungs-
hilfe zur Verfligung stellen. Wir wollen spétestens
im ersten Quartal damit durch sein und das auf den
Weg bringen.

Immer, wenn wir liber Verfahrensbeschleunigung
sprechen, braucht es Personal und Digitalisierung.
Wir setzen uns deshalb dafiir ein, dass in kiinfti-
gen Bundespauschalen berticksichtigt wird, dass die
Kommunen Personal brauchen. Wir haben bei der
letzten Pauschale von 34 Millionen Euro, die der
Bund an das Land und die Kommunen weiterge-
geben hat, 1,5 Millionen Euro dafiir vorgesehen,
dass das fiir die Stirkung der Auslédnderbehdrden
beriicksichtigt wird, dass die Digitalisierung mit
iibernommen werden soll, damit die Ausldnderbe-
horden gut genug aufgestellt werden.

Wir brauchen aber nicht nur starke Auslédnderbehor-
den fiir den Bereich der Riickfiihrung, wir brauchen
auch starke Auslidnderbehorden fiir alle anderen
aufenthaltsrechtlichen arbeitsmarktpolitischen Fra-
gen, die es gibt. Deshalb wollen wir eben auch
darauf einen Schwerpunkt legen.

Sie haben berechtigterweise angesprochen: Wir ha-
ben einen Haushalt aufgestellt, in dem ein Vor-
schlag des Wirtschaftsministeriums war und ist,
dass der Bereich der Arbeitsmarktintegration, was
wir derzeitig fordern, rausfillt. Ich sage lhnen zu
— das hat der MP gestern genauso gemacht —, dass
wir im Bereich der Arbeitsmarktintegration weitere
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MaBnahmen auf den Weg bringen und Mittel dafiir
zur Verfliigung stellen werden, um genau diesem
Anspruch gerecht zu werden.

Wir wollen nédmlich, dass Menschen ab Tag eins in
Arbeit kommen, und das aus mehreren Griinden:
erstens, weil Arbeit zusammenfiihrt, zweitens, weil
die allermeisten Menschen, die hierher kommen,
schlichtweg arbeiten wollen, weil sie fiir sich selbst
und ihre Familien sorgen wollen und nicht von
staatlicher Unterstiitzung abhéngig sein wollen. Sie
wollen einen gesellschaftlichen Beitrag leisten, da-
mit dieses Land so handlungsfihig bleibt, wie es
derzeit ist.

Das ist doch genau der richtige Weg. Genau diesen
Weg wollen wir einschlagen. Das ist die Prioritit,
die wir als schwarz-griine Koalition formulieren.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Wir alle sind im Land unterwegs und stellen fest,
dass es einen Fachkréftemangel gibt und das Inter-
esse seitens der Unternehmen und der Menschen
selbst da ist, dass wir es hinbekommen, dass Men-
schen, die hier im Land sind, schnell in Arbeit kom-
men konnen.

(Unruhe CDU und FDP)

Jetzt kann man feststellen und sagen: Mensch, war-
um hat man beispielsweise dieses Pilotprojekt nicht
vor Jahren auf den Weg gebracht? — Ich blicke nicht
nach hinten, sondern nach vorne.

(Vereinzelter Beifall BUNDNIS 90/ DIE
GRUNEN)

Ich stelle fest: Das hat nicht stattgefunden. Lassen
Sie uns das jetzt flaichendeckend auf den Weg brin-
gen, weil wir ansonsten in Situationen sind, in de-
nen die Menschen nicht von Tag eins an in Arbeit
gebracht werden.

Priasidentin Kristina Herbst:

Frau Ministerin, gestatten Sie eine Zwischenfrage
oder Anmerkung der Frau Abgeordneten Midyatli?

Aminata Touré, Ministerin fiir Soziales, Jugend,
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung:

Ja.

Serpil Midyatli [SPD]: Vielen herzlichen
Dank. — Vielleicht liegt es daran, dass Sie
zu dem damaligen Zeitpunkt nicht Mitglied
im Landtag waren. Ich erinnere aber ein-
mal daran, dass wir in der Kiistenkoalition

mit dem Fliichtlingspakt iiber ESF-Mittel,
damals gemeinsam mit den Handwerkskam-
mern, dem UVNord und den IHK, gerade
dieses Matching in den Landesunterkiinften
— welche Ausbildung haben sie, wo kann
man sie einsetzen, wie kriegt man schnelle-
re Verfahren hin? — schon mit auf den Weg
gebracht haben. Das war einer der zentralen
Punkte, die wir damals in den Fliichtlings-
pakt aufgenommen hatten.

Also, es passiert nicht zum ersten Mal in
Schleswig-Holstein und schon gar nicht in
dieser Form, wie Sie das hier jedes Mal be-
richten. Ich habe es bisher unterlassen, weil
ich gut und richtig finde, dass das Land da
jetzt noch einmal aktiv wird, aber ich sage
das hier jetzt doch einmal: Es ist keine Er-
findung dieser schwarz-griinen Landesregie-
rung.

— Frau Midyatli, ich weiB}, dass es das phasenweise
gegeben hat. Aber wir miissen doch unabhéngig da-
von, ob es eine solche Pilotierung schon einmal ge-
geben hat, feststellen, dass es in Schleswig-Holstein
oder in der Bundesrepublik nicht institutionalisiert
ist, dass die Menschen von Tag eins an Mdglich-
keiten aufgezeigt bekommen, dass gescreent wird:
Welche Kompetenzen hast du, was fiir eine Ausbil-
dung hast du gemacht, wo willst du gegebenenfalls
arbeiten, was fiir einen Job mochtest du machen?

Wir haben unterschiedliche Briiche. Menschen
kommen in den Erstaufnahmeeinrichtungen an,
dann werden sie in die Kreise und kreisfreien Stiad-
te verteilt. Dort braucht es wieder Monate und Jah-
re, bis sie eine Struktur haben und sich einfinden
konnen. Wir haben ewig lange Anerkennungsver-
fahren. Was ich mochte und was es derzeit nicht
gibt — selbst wenn man es vor einigen Jahren pilo-
tiert hat, hat man es nicht institutionalisiert, und wir
sagen; das ist der Unterschied —: Wir wollen das
institutionalisieren und als feste Struktur in Schles-
wig-Holstein aufbauen und wiinschen uns, dass es
das flichendeckend ebenfalls in der gesamten Bun-
desrepublik gibt.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU - Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das ist
richtig!)

Wir haben einen Moment, wenn Menschen in
Schleswig-Holstein in unseren Erstaufnahmeein-
richtungen ankommen, da sind und die Unterstiit-
zungsmoglichkeiten bekommen wie Sprachkurse,
medizinische Versorgung — man priift all das ab.
Das ist ein wichtiger Moment, in dem man als Staat
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sagen kann: Alle Strukturen, die wir haben, kdnnen
wir hier biindeln, um Leute friihzeitig in ein Verfah-
ren zu bringen. Das wiinsche ich mir, und das steht
doch iiberhaupt nicht im Widerspruch dazu, dass
man das vor einigen Jahren schon einmal pilotiert,
aber nicht institutionalisiert hat.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Priasidentin Kristina Herbst:

Frau Ministerin, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage oder Anmerkung der Frau Abgeordne-
ten Midyatli?

Aminata Touré, Ministerin fiir Soziales, Jugend,
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung:

Ja.

Serpil Midyatli [SPD]: Vielen Dank fiir die
ganzen Ausfithrungen. Mir ging es auch nur
darum, dass in den letzten Wochen und Mo-
naten immer so getan wurde, als sei das eine
neue Erfindung. Jetzt stellen wir fest: Es ist
keine neue Erfindung.

Dann halte ich auch noch mal fest, dass die
Handwerkskammern hier schon seit Jahren
einen richtig guten Job machen, mittlerwei-
le auch schon Integrationsbeauftragte in den
Kammern haben — damals Folge dieses Pro-
gramms.

Ich stelle auch fest, dass das Programm, was
Sie jetzt auf den Weg gebracht haben, im-
mer noch ein bisschen mehr Professionalisie-
rung braucht. Ich erlebe jetzt, dass man in
Einzelfillen — die wir dann natiirlich auch
zu horen bekommen — jemanden, der in der
Landesunterkunft ist, der auf dem Bau arbei-
ten kann, auch ein Unternehmen hat, das ihn
einstellen mochte, auf einmal in einen ganz
anderen Kreis verlegt wird und somit nicht
zu seinem neuen Arbeitsplatz kommen kann.
Das gehort zur Ehrlichkeit dazu. Das heif3it
also, es ist noch nicht so perfekt, wie Sie das
hier jedes Mal darstellen.

Aber noch einmal: Ich finde das gut, und
ich finde das richtig. Mir ging es nur darum,
deutlich zu machen, dass Sie hier nicht etwas
Neues erfunden haben, und dass das Ganze
mittlerweile iber den Jobmotor, auch tiber
Berlin, Unterstiitzung erféhrt.

— Ich glaube, es liegt in der Natur der Sache, dass
ein Pilot Anfangsschwierigkeiten hat. Das habe ich

immer transparent gemacht. Sie waren beim letz-
ten Mal nicht dabei, aber ich habe im Innen- und
Rechtsausschuss dargestellt, dass wir bei dieser Pi-
lotierung Woche fiir Woche zusammensitzen mit
dem Landesamt und dem Jobcenter und gucken,
wo wir nachsteuern miissen, damit es genauso wird
wie die politische Idee, die zu Beginn dasteht. Das
stelle ich tiberhaupt nicht infrage.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, ich
komme zum Schluss. Wir brauchen eine Migrati-
onspolitik, die alle Bereiche von Aufnahme {iber
Integration bis hin zur Riickfiihrung gleichermafBen
im Blick hat. Das in Einklang zu bringen, Struktu-
ren zu schaffen, die das moglich machen, ist eine
Aufgabe, die anspruchsvoll ist, der wir uns als Re-
gierung aber gerne und voller Tatendrang widmen.
— Herzlichen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Prisidentin Kristina Herbst:

Die Ministerin hat die vereinbarte Redezeit um
6 Minuten 15 Sekunden ausgedehnt. Das steht nun
allen Fraktionen noch zu. Gibt es Bedarf? — Das ist
nicht der Fall. Es liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Dann schlie3e ich die Beratung.

Einen Antrag auf Ausschussiiberweisung habe ich
nicht vernommen. Wir kommen zur Abstimmung
in der Sache. Ich lasse zunichst iiber den Antrag
der Fraktion der FDP, Drucksache 20/2463, abstim-
men. Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. — Das ist die Fraktion der FDP. Ge-
genstimmen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung der
Fraktion des SSW ist der Antrag damit abgelehnt.

Ich lasse dann iiber den Alternativantrag der Frak-
tion der SPD, Drucksache 20/2522, in der Sache
abstimmen. Wer dem zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. — Das sind die Fraktio-
nen von SPD, FDP und SSW. Gegenstimmen? —
Bei Gegenstimmen der Fraktionen von CDU und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ist der Antrag damit
abgelehnt.

Ich lasse nun iiber den Alternativantrag der Fraktio-
nen von CDU und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
Drucksache 20/2524, in der Sache abstimmen. Wer
dem zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Das sind die Fraktionen von CDU, BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und SSW. Gegenstimmen?
— Enthaltungen? — Bei Enthaltung der Fraktionen
von SPD und FDP somit angenommen.
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Verehrte Kolleginnen und Kollegen, begriilen Sie
mit mir gemeinsam Besucherinnen und Besucher
auf der Tribiline, und zwar Mitarbeitende des Job-
centers der Stadt Flensburg. — Herzlich willkom-
men!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf:

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Anderung des Kindertagesforderungsgesetzes

Gqsetzentwurf der Frak‘gjonen von CDU und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 20/2496

Wird das Wort zur Begriindung gewiinscht? — Das
ist nicht der Fall.

Ich erdffne die Grundsatzberatung und erteile das
Wort der Abgeordneten von der CDU-Fraktion,
Katja Rathje-Hoffmann.

Ich gebe vorab bekannt, dass es eine geteilte Rede-
zeit ist. Nein? — Okay. Dann lag hier eine falsche
Information vor. Dann haben Sie Thre volle Rede-
zeit, Frau Abgeordnete.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Vielen Dank, Frau Présidentin. — Sehr geehrte Frau
Prisidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir
beschéftigen uns heute mit der ersten Lesung des
Kindertagesforderungsgesetzes. Noch vor der Som-
merpause verabschiedeten wir das Kita-Vorschalt-
gesetz, um jetzt schon Vertragsverhandlungen mit
den Kitatrdgern fiir die kommenden Jahre zu er-
moglichen. Auch erfiillten wir den Wunsch der
meisten Beteiligten, das Ubergangssystem zur Fi-
nanzierung zum Zielsystem zu machen.

Unsere Aufgabe war es, die Ergebnisse und Er-
kenntnisse der Evaluation vom Friihjahr 2024 ge-
setzlich umzusetzen. Wir iiberpriifen, was sinnvoll
und praktikabel ist und was besonders wichtig ist
und was nicht so gut lduft. Wir glauben, einiges
muss gedndert werden. Das gehort zur Wahrheit
dazu. Heute mdchte ich mich bei allen Beteiligten
fiir ihre Arbeit am Evaluationsprozess bedanken,

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

fiir ihre konstruktive Mitarbeit und die Meinungen
und die Erfahrungen, die eingeflossen sind und die
uns sehr weitergeholfen haben. Wir bereiten hiermit
die gesetzliche Grundlage flir Finanzierungsverein-

barungen mit den freien Tragern, den Standortkom-
munen und dem Land vor.

Anhand der Evaluationsergebnisse wurden zehn
Punkte herausgearbeitet, die das Kitagesetz noch
mehr stdrken. Zur groBen Freude der Eltern ist
es gelungen, und das trotz des 120-Millionen-Euro-
Lochs, auf Beitragserhohungen zu verzichten. Das
bedeutet fiir die Eltern stabile Kitabeitrdge, und sie
miissen keinen Cent mehr zahlen.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Mindestens genauso wichtig ist die Verlédsslichkeit
in der Kitabetreuung. Wir stirken die Fachkréfte
durch festgelegte Vor- und Nachbereitungszeiten
und fiir Fortbildung und Elterngespriche. Zusétz-
lich stirken wir die Position der stellvertretenden
Kitaleitung durch Extraverfiigungszeiten fiir diese
wichtige Aufgabe.

Viele Einrichtungen duBlerten Kritik am statischen
Betreuungsschliissel. Die Evaluation hat hier kon-
kreten Handlungsbedarf erkannt. Fiir eine besse-
re Personalplanung in unseren Kindertagesstitten
wird es zukiinftig den flexiblen Anstellungsschliis-
sel geben. Das oberste Ziel ist weiterhin, Gruppen-
schliefungen und EinrichtungsschlieBungen zu ver-
meiden. Auch unter Anwendung des Anstellungs-
schliissels bleibt die Betreuungsqualitdt durch den
bewihrten Fachkraft-Kind-Schliissel, den wir ha-
ben, in vollem Umfang erhalten. Die Kitas ent-
scheiden kiinftig selbst, wie das Fachpersonal ein-
gesetzt werden soll, und das trauen wir den Kitas
auch zu.

Mit dieser Mallnahme wird mehr Verlésslichkeit
im System geschaffen und die Geldmittel werden
zielgerechter verwendet. Dazu kommt der Biiro-
kratieabbau im Sachkostenbereich, der es ermog-
licht, Standards auf kommunaler Ebene festzulegen.
Die Sachkostensystematik wird flexibler und pra-
xistauglicher. So wird im Gesetz zudem der monat-
liche Neubauzuschlag fiir Kitas ab Baujahr 2001
festgelegt.

Einen deutlichen Biirokratieabbau gibt es bei der
taglichen Dokumentation und Nachweispflicht; da
fliegt einiges davon. Hier entfallen diverse Meldun-
gen in den Kreisen und kreisfreien Stadten. Solche
MafBnahmen fiihrten in der Vergangenheit oft zu
Riickforderungen durch die Trager der Jugendhilfe,
also die Kreise und die kreisfreien Stidte. Zukiinf-
tig wird es nur eine anlassbezogene Uberpriifung
der Kitas durch die Fachaufsicht geben, und das nur
fiir einen Monat.


http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3044&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3044&format=WEBVOLLLANG

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) — 67. Sitzung — Donnerstag, 26. September 2024 5039

(Katja Rathje-Hoffmann)

Gleichermallen wichtig ist es, dass nun die soge-
nannten Helfenden Hinde, die Sprach-Kitas und
— ganz wichtig — die Perspektiv-Kitas im Gesetz
geregelt sind. Nicht nur das — wir stdrken auch die
Position der Kindertagespflege deutlich mit der An-
hebung der Vergiitung, dem sogenannten Anerken-
nungsbeitrag und der Anhebung der Sachaufwands-
entschddigung.

Dariiber hinaus erhohen wir die Anzahl der Aus-
falltage. Es werden kiinftig 52 Ausfalltage jahrlich
finanziell beriicksichtigt, also 30 Tage fiir Urlaub,
20 Tage fiir krankheitsbedingte Ausfille und zwei
Regenerationstage. Der Reformationstag wird als
Feiertag wirksam werden.

Nicht vergessen diirfen wir die kleinen Kitas im
Land. Etwa 13 Prozent aller Kitas in Schleswig-
Holstein haben nur eine Gruppe. Hier wird es zu-
sdtzliches Geld fiir Vertretungsregelungen, fiir mehr
Verlésslichkeit und Qualitét geben.

Ein Evaluationsergebnis war auch die Feststellung
der Finanzliicke von 120 Millionen Euro. Zudem
blieben tarifliche Sonderzahlungen unberiicksich-
tigt. Das geht gar nicht. Diese Liicke galt es zu
schlieBen, und das haben wir geschafft, meine Da-
men und Herren. Land und Kommunen geben ab
dem nédchsten Jahr jdhrlich jeweils 20 Millionen
Euro in das System hinzu. Das Geld wird effizien-
ter und optimaler eingesetzt.

Ein gesetzliches Monitoring alle drei Jahre sorgt
dafiir, dass die Kalkulationsparameter iberpriift
werden und am Bedarf des Systems gearbeitet wird.

Wir freuen uns, dass wir ein Gesetz auf die Beine
gestellt haben, welches die Eltern weiter entlastet,
Verlésslichkeit schafft und Biirokratie abbaut. — Ich
danke Thnen.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Fiir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat
die Abgeordnete Catharina Nies das Wort.

Catharina Johanna Nies [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Sehr geehrte Kol-
leg_innen! In dem vorliegenden Gesetzentwurf geht
es um nicht weniger als darum, ab 2025 ein neues
Regelsystem fiir die Qualitéts- und Finanzierungs-
standards in Kita und Kindertagespflege zu schaf-
fen — im besten Fall so tragfahig und auf die Reali-
tit abgestimmt, dass es flir Jahrzehnte Bestand ha-

ben kann. Das ist wichtig; denn wir wollen endlich
Ruhe in die Kitalandschaft bringen und fiir die pad-
agogischen Fachkrifte die Moglichkeit schaffen,
sich wieder voll auf ihren Kernjob zu konzentrie-
ren, ndmlich Kinder in ihrer individuellen Entwick-
lung zu begleiten.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Die Kita meines Sohnes ist eine tragende Saule
in unserem Leben. Ohne die Menschen, die dort
arbeiten, wére ich als berufstétige alleinerzichende
Mutter verloren; das muss ich ehrlicherweise sagen.

Die Verantwortung fiir mein Kind zeitweise dorthin
abzugeben, fallt mir nicht immer leicht, und so geht
es einigen Eltern. Aber es wird dann leichter, wenn
man weil}, dass das eigene Kind in seiner Kita
gut aufgehoben ist. So soll es jedem Kind in jeder
Kita oder Kindertagespflege in Schleswig-Holstein
gehen.

Die gesamte KiTaG-Novelle hat zum Ziel, unse-
re padagogischen Fachkrifte in diesem Sinne zu
stirken und zu entlasten, mehr Verldsslichkeit zu
schaffen und dadurch die vielen auerplanméBigen
GruppenschlieBungen zu reduzieren. Das eine geht
nicht ohne das andere.

Das funktioniert nur dann, wenn die Fachkrif-
te ausreichend Zeit fiir ihre Arbeit am Kind be-
kommen und Leitungszeiten ausreichend finanziert
sind. Das schaffen wir, indem wir kiinftig mehr
Stellenanteile fiir die Vertretung von Leitungszeiten
und fiir die Vertretung von Verfligungszeiten von
Fachkriften im Gruppendienst finanzieren, indem
wir eingruppigen Kitas weitere Stellenanteile zur
Verfligung stellen, weil bei Ausfall die Vertretungs-
situation dort am schwierigsten ist, und indem wir
alle Fachkrifte von Dokumentationspflichten ent-
lasten; als Nachweis fiir die Forderung muss nur
noch das eingestellte Personal in die Kita-Daten-
bank eingepflegt werden.

Wir erméglichen den Kitaleitungen mehr Flexibili-
tit fiir den Einsatz ihres Personals. Durch den fle-
xiblen Anstellungsschliissel wird es mdglich sein,
die Anzahl der Fachkrifte im Gruppendienst davon
abhéngig zu machen, wie viele Kinder tatsachlich
anwesend sind. Fachkréfte miissen dann nicht mehr
fiir angemeldete Gruppen formal vorgehalten wer-
den; das wird sich vor allem in den Randzeiten
bemerkbar machen. Wir wollen damit erreichen,
dass Uberstunden besser abgebaut und Ausfallzei-
ten besser kompensiert werden kénnen.
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Im Gegenzug heifit das Zauberwort ,,mehr Eigen-
verantwortung in der Kita*; denn es wird nur noch
wenige Vorgaben dazu geben, wie das Personal
eingesetzt werden darf, aber sehr wohl, wie viel:
Gesetzlich festgelegt und finanziert wird weiter-
hin ein Personalbudget analog dem 2,0-Fachkraft-
Gruppenschliissel. Es ist mir sehr wichtig, dies zu
betonen.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Dieses wird dann fiir das Gesamtbudget einer Ein-
richtung zusammengerechnet.

Vorgegeben wird zweitens eine Mindestausstattung
beziiglich des padagogischen Personals von 1,5 —
Mindestausstattung! —, wovon wiederum mindes-
tens 50 Prozent Erzieherinnen sein miissen. Das
entspricht genau der Regelung des aktuell reduzier-
ten oder auf Antrag reduzierbaren Fachkraft-Grup-
pen-Schliissels. Kiinftig wird es kein Antragserfor-
dernis mehr geben, weil es nur Biirokratie schafft.

Viele Kitas waren in der Vergangenheit durch das
Riickforderungsrisiko — falls es Ausfille gibt — be-
lastet. Auch diesen Druck soll es kiinftig nicht mehr
geben. Zwischen der Mindestpersonalausstattung
von 1,5 und dem finanzierbaren Personalbudget
von 2,0 liegt die flexible Spanne des Anstellungs-
schliissels.

Ich hore aus der Praxis nun die Sorge, dass Trager
nur noch 1,5 Fachkriéfte einstellen konnten. Einige
Standortgemeinden sagen sogar, sie wiirden nur bis
zur Mindestpersonalgrenze finanzieren. Beide Sor-
gen miissen sie wirklich nicht haben, weil sie sich
im Gesetz so nicht wiederfinden. Kiinftig wird nur
das Geld fiir das tatséchlich eingestellte Personal
ausgeschiittet. Damit setzen wir einen extrem hohen
Anreiz fir die Einrichtungen, die Moglichkeit von
bis zu 2,0 Fachkréften auszuschopfen, das Personal
also einzustellen. Denn unter 1,5 darf man als Kita
nicht fallen.

Alle Kommunen sollten wissen, dass jede Kita, die
sich an die Qualititsvorgaben hélt, natiirlich das
Anrecht auf die volle gesetzliche Férderung haben
wird, ndmlich weiterhin 2,0 plus x; Verfligungszei-
ten und so weiter sind also eingerechnet. Die Ge-
meinden konnen weiterhin Zusatzqualitit finanzie-
ren; aber sie konnen die Finanzierung der Grund-
qualitit nicht eigenméchtig herabsetzen. Es ist mir
wichtig, auch dies zu betonen.

Wir vertrauen darauf, dass sich der flexible Anstel-
lungsschliissel gut etablieren und verantwortungs-
bewusst eingesetzt wird. Jede Kita erhilt also ab

2025 die Chance auf Qualititssteigerung, wenn das
zur Verfiigung stehende — finanzierte! — Personal-
budget voll ausgeschopft wird.

Was steckt im Gesetz fiir die Kindertagespflege, die
zweite wichtige Sdule der frithkindlichen Bildung
und Betreuung? Eine Fortzahlungsregelung fiir die
ersten 30 Ausfalltage, die Finanzierung des Refor-
mationstages, insgesamt eine hohere Vergiitung und
eine Sachaufwandspauschale, die die tatsdchlichen
Kosten stérker beriicksichtigt.

Mit der Umstellung auf eine Verpflegungspauschale
setzen wir die bundesgerichtliche Rechtsprechung
um. Die Wiinsche der Kindertagespflege nach
Fachberatung und nach der Moglichkeit der Selbst-
verwaltung iiber die Kita-Datenbank sind bei uns
angekommen; wir werden sie gern priifen.

Einen Herzenspunkt mdchte ich gern noch heraus-
stellen: Wir regeln, dass die soziale ErméBigung
und die Geschwistererméfigung riickwirkend bean-
tragt werden konnen und stellen diesen — absolut
berechtigten — Anspruch der Eltern damit klar.

Wir legen heute ein Gesamtpaket vor, das natiirlich
Kompromisslinien beinhaltet. Aber es ist ein guter
Kompromiss, weil unsere Kitas und unsere Kindes-
tagespflege damit gestiarkt werden.

Ich wiinsche mir, dass wir die ndchsten Wochen
intensiv gemeinsam nutzen kdnnen, um iiber den
vorliegenden Entwurf zu diskutieren und ihn gege-
benenfalls an einigen Stellen nachzubessern, damit
wir im November in die zweite Lesung gehen und
Ende des Jahres aus der Ubergangsphase in eine
langfristige und planungssichere Zukunftsstruktur
iibergehen konnen. — Ich danke Thnen fiir die Auf-
merksamkeit.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Fiir die SPD-Fraktion hat die Abgeordnete Sophia
Schiebe das Wort.

Sophia Schiebe [SPD]:

Sehr geehrte Landtagsprésidentin! Liebe Kolleg in-
nen! Am 22. Mai dieses Jahres haben Sie, liebe
Frau Touré¢, den Zehnpunkteplan fiir die Kitas vor-
gestellt. Ziel war es, die Kindertagesbetreuung und
die frilhkindliche Bildung fiir Eltern und Kinder
verldsslicher zu gestalten. Sie haben sogar Ihre
Tour durch die Kitas danach benannt. Ihr Anliegen
war es zudem, die Qualitdt zu verbessern, die Fach-
krifte zu stirken und fiir eine faire Finanzierung
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zwischen Land und Kommunen zu sorgen, ohne
dabei die Eltern mit hoheren Beitrdgen zu belasten.
Mit dem uns nun vorliegenden Entwurf der regie-
rungstragenden Fraktionen, welcher ja mal3geblich
auf Threr Formulierungshilfe beruht, konnen wir ge-
meinsam abgleichen, inwieweit das gelungen ist.

Es sind auf jeden Fall Punkte zu benennen, bei de-
nen es Ubereinstimmung gibt. Sie haben Wort ge-
halten, und die Elternbeitrage wurden nicht weiter
erhoht. Dies begriilen wir ausdriicklich. Kitabeitra-
ge stellen fiir viele Eltern ein Problem dar, weil
sie eine erhebliche finanzielle Belastung bedeuten
konnen. Gerade in Haushalten mit mittlerem oder
niedrigem Einkommen fillt es oft schwer, die mo-
natlichen Kosten fiir die Kinderbetreuung zu stem-
men. Die Kitabeitrige konnen dazu fithren, dass
ein Elternteil — meist die Mutter — gezwungen ist,
weniger zu arbeiten oder ganz zu Hause zu bleiben,
was langfristig die berufliche und die finanzielle
Situation der Familie wieder negativ beeinflussen
kann.

Noch besser wire es allerdings, wenn Sie Thr Ver-
sprechen aus dem Koalitionsvertrag halten und die
Beitrdge weiter senken wiirden. Das wiirde die Fa-
milien weiter entlasten.

(Beifall SPD und Dr. Heiner Garg [FDP])

Mit dem Anstellungsschliissel wollen Sie, Frau
Ministerin, die Familien entlasten, nicht finanziell,
aber Sie wollen Sorge dafiir tragen, dass weniger
Kitas aufgrund des Fachkriftemangels oder wegen
Krankheit geschlossen werden.

(Tobias Koch [CDU]: Sehr gut!)

Die Kitaleitung erhdlt nach Aussagen von Ihnen,
Frau Ministerin, die Moglichkeit, das Personal mor-
gens, mittags und abends so einzusetzen, wie sie
es benotigt, ohne dass dabei der Fachkraft-Kind-
Schliissel abgesenkt wird.

(Beifall Eka von Kalben [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENY])

Wie wichtig eine verldssliche Kinderbetreuung ist,
hat die verdffentlichte Studie des Versicherers HDI
gerade noch einmal unterstrichen. Ein Fiinftel der
3.748 Befragten gab an, dass sie aufgrund der der-
zeit unzureichenden Kinderbetreuung ihren allge-
meinen Kinderwunsch oder den nach einem weite-
ren Kind zuriickgestellt hétten; unter den aktuell
30- bis 40-Jahrigen sind es sogar mehr als jede und
jeder Dritte.

Auch die noch fehlenden 15.600 Kitaplédtze hier
in diesem Land werden einen Einfluss auf die Ent-

scheidung dieser jungen Menschen haben. Es ist
teilweise immer noch so, dass es einem Gliicks-
spielgewinn nahekommt, wenn man einen Kitaplatz
erhélt, und folgt man einigen Stimmen aus den
Fachkreisen, so konnte sich das Problem verschlim-
mern, weil durch den Anstellungsschliissel weitere
Fachkrifte abwandern und dadurch dann Gruppen
oder gar ganze Kitas geschlossen werden miissten.

Ich zitiere mit Erlaubnis der Landtagsprésidentin
aus einer Nachricht einer Kitaleitung an mich: Die-
se Flexibilitdt bedeutet fiir viele Fachkrifte, dass sie
den ganzen Tag mit 20 oder auch mehr Kindern
alleine verbringen, wenn ihre Kolleg innen krank,
im Urlaub oder zur Fortbildung sind. Dies ist lei-
der auch jetzt schon gelebte Praxis. Die Gesetzes-
dnderung wiirde dies vorantreiben und die Situation
weiter verschlimmern. Ich habe das Gefiihl, dass
sich die Trédger durch die Gesetzeséinderung nicht
mehr vor der Wahl sehen, mehr Personal einzupla-
nen —um Ausfille auffangen zu kdnnen — oder bei
Ausfillen die Anzahl der Kinder, die betreut wer-
den kénnen, zu reduzieren. Das wire ein massiver
Riickschritt in der Qualitét der Kitas, und ich fiirch-
te grofles Leid bei Kindern und Fachkrédften. Des
Weiteren rechne ich mit einem noch schnelleren
Abwandern von Fachkriften in andere Branchen.

Das Abwandern weiterer Erzieher innen koénnen
wir uns nicht erlauben, und wir miissen als Land
dafiir Sorge tragen, dass die Arbeitsbedingungen
attraktiv bleiben oder eher noch werden.

(Beifall SPD, FDP, SSW)

Die Forderungen nach mehr Ausfalltagen oder der
Erhohung von mehr Vor- und Nachbereitungszeit
sind dem Gesetzentwurf nicht zu entnehmen. Le-
diglich der Biirokraticaufwand soll etwas sinken.
Ein Anfang sicherlich, aber wird es dazu fiihren,
die Fachkrifte zu halten? — Wahrscheinlich weni-
ger.

Positiv zu benennen ist, dass es wirklich an einigen
Stellen gelungen ist, Biirokratie abzubauen und eine
Einigung iiber das Finanzierungssystem gefunden
zu haben. Jedoch bringt das beste System nichts,
wenn dies nicht ausreichend mit finanziellen Mit-
teln ausgestattet ist.

Die Finanzierungsliicke sollte geschlossen und die
Kommunen weiter entlastet werden, so der Zehn-
punkteplan. Doch danach sieht es nicht aus. Folgt
man den Aussagen der kommunalen Landesverban-
de, so obliegt dem ortlichen Triger der Jugendhil-
fe kiinftig ein erhebliches Finanzierungsrisiko, wel-
ches nur dann reduziert werden kann, wenn in den
Kindertagesstitten mdglichst wenig Personal ange-
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stellt ist. Soll das also das Ziel dieser Landesregie-
rung sein? Soll die Rechnung dadurch aufgehen,
dass man versteckt dafiir sorgt, dass weniger Perso-
nal vorhanden ist? Also eine Qualitdtsminderung
durch die Hintertiir?

Die Finanzierungsliicke von 120 Millionen Euro
scheint auf den ersten Blick geschlossen zu werden.
Das scheint aber nur fiir das Land zu gelten, und
die Kommunen wiederum miissen dafiir tiefer ins
Portemonnaie greifen. Gut auch, wenn man seit
Mai, folgt man der Presse heute Morgen, auch nicht
mehr miteinander spricht. Ich denke, das wird es
besser machen.

Zusammengefasst sehen wir, dass viele Ziele des
Zehnpunkteplans nicht erreicht wurden. Ob die An-
horung und daraus resultierende Anderungen noch
Abhilfe schaffen werden? — Das wire schon. Aber
die Erfahrung zeigt, dass an dem Gesetzentwurf
wahrscheinlich nichts mehr gedndert wird, und so
bleibt wenig Hoffnung bestehen.

(Beifall SPD)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Fiir die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Dr. Hei-
ner Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kol-
legen! Sehr geehrte Frau Ministerin, ich habe Ih-
nen im Mai einen konstruktiven Umgang mit der
Reform zugesagt, und dieses Versprechen meiner
Fraktion gilt auch heute. Deswegen will ich auf
die reflexhafte Pressemitteilung eines Players von
heute Morgen gar nicht weiter eingehen, weil dies
ehrlicherweise seit 2017 ein fortlaufender Prozess
ist. Aber ich will sagen: Hinter die Replik, die am
Ende — wenn auch nur in indirekter Rede — steht,
dass mit der jetzt anstechenden Reform des Systems
keinerlei Qualitdtseinbulen verbunden sind, mache
ich — zumindest in dieser ersten Lesung — ein Fra-
gezeichen. Ich will das gleich begriinden.

Mir macht die Ankiindigung der Kollegin Nies
Angst, dass das, was man im November hier be-
schlieBen mochte, fiir die nidchsten Jahrzehnte hal-
ten soll. Frau Nies, dies macht vor folgendem
Hintergrund Angst: Ich will sehr deutlich sagen,
dass ich wahrgenommen habe, dass die alberne
Schlammschlacht dariiber, wer sich eigentlich wo
an welcher Stelle verrechnet hat, dankenswerter-
weise nicht mehr in der Intensitét fortgefiihrt wird,
wie Sie sie vom Zaun gebrochen haben, Herr Koch.
Aber ich frage Sie auch: Die jetzt zur Rede stehen-

de Finanzierungsliicke, die zu 20 Millionen Euro
vom Land und zu 20 Millionen Euro von den Kom-
munen geschlossen werden soll sowie zu 70 Millio-
nen Euro aus dem System heraus irgendwie finan-
ziert werden soll — woher soll das Geld kommen?
Woher soll es kommen?

Ich will gar nicht das ganze Zehnpunktekonzept der
Sozialministerin aufzidhlen, sondern mir den Punkt
herausgreifen, den ich fiir die erste Lesung, fiir die
Generaldebatte zu dem anstehenden Reformwerk
am Wichtigsten finde, und das ist der Punkt 7.

Frau Kollegin Rathje-Hoffmann, ich habe bei Thnen
dazwischengerufen, weil Sie gesagt haben: Hier ha-
ben wir nach wie vor einen Fachkraft-Kind-Schliis-
sel von 2,0, von dem man abweichen kann. Wir ha-
ben keinen Fachkraft-Kind-Schliissel mehr, sondern
er wird durch einen Anstellungsschliissel ersetzt.
Das klingt erst einmal nach Flexibilitit, und das
klingt erst einmal danach: Die Kitatour hieB ja tat-
sachlich ,,Kita-fairldsslich“-Tour. Ich will iiberhaupt
nicht in Abrede stellen, dass das moglicherweise
exakt dem Wunsch sehr vieler Eltern und sehr vie-
ler Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber entspricht,
nidmlich dass weniger Kitas geschlossen sind. Der
Standardsatz ist ja immer: Die schlechteste Kita ist
die geschlossene Kita. Ich sage aber: Die schlechte
Kita darf nicht der Anspruch sein, sie darf auch
nicht der Anspruch bleiben.

(Beifall FDP, vereinzelt SPD und Beifall
Christian Dirschauer [SSW])

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wenn man ein-
mal gegeniiberstellt, was die Ministerin zum Zehn-
punkteplan gesagt hat, dann besagt der Punkt 7,
namlich dass Sie die Fachkraft-Kind-Quote, also
den Betreuungsschliissel, durch einen Anstellungs-
schliissel ersetzen. Sie sagen, dieser Anstellungs-
schliissel wird weiterhin im Durchschnitt bei 2,0
liegen und auch nicht weniger als 1,5 betragen. Im
Gesetzentwurf selbst, und zwar in der Begriindung
auf Seite 65, finden wir dann:

,,Im Elementarbereich orientiert sich die Be-
messung der Mindestpersonalausstattung am
bisherigen abgesenkten Betreuungsschliissel
von 1,5 Fachkriften Gruppe.*

Er orientiert sich am abgesenkten Schliissel! Das,
was wir in der vergangenen Legislaturperiode als
Ausnahme definiert haben, definieren Sie jetzt im
Elementarbereich als Regel, liebe Kolleginnen und
Kollegen. Das ist nichts anderes als eine Rolle
riickwarts!

(Beifall FDP, SPD und SSW)
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Ich will noch einmal sehr klar sagen: Als wir da-
mals verhandelt haben, waren das genauso anstren-
gende und zdhe Verhandlungen. Das kennen Sie in-
zwischen genauso gut wie die, die das damals getan
haben. Da haben wir mit den Trdgern nicht iiber ei-
nen Fachkraft-Kind-Schliissel von 2,0 gesprochen,
sondern da haben die Trager von einem Fachkraft-
Kind-Schliissel von perspektivisch mindestens 3,0
geredet. Jetzt mag man sagen: Kommt einmal alle
in die Realitit zuriick. — Deswegen verdamme ich
das auch nicht in Bausch und Bogen, was Sie da
aufgeschrieben haben und wozu wir eine Anhorung
veranstalten werden.

Mir wiére nur sehr viel wohler, wenn man ganz
klar sagen wiirde: Leute, die personelle Situation ist
im Moment so, wie sie ist. Nehmen Sie das bitte
zur Kenntnis. Die finanzielle Situation ist, wie sie
ist. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis. — Dartiber
kann man reden, dariiber kann man auch zwischen
Regierung und Opposition reden. Ich finde, dariiber
muss man sogar in diesem Parlament streiten diir-
fen. Aber ich wiirde mir wiinschen, dass das ganz
klar als Ubergangssituation definiert wird und dass
parallel ein Prozess zur Fachkrifterekrutierung, zur
Fachkrifteweiterqualifizierung, zur Fachkrifteaus-
bildung und zur Ausbildungsreform inklusive Aus-
bildungsvergiitung genutzt wird,

(Beifall FDP und SSW)

damit Erzieherinnen und Erzieher, damit das Sys-
tem eine Perspektive haben.

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Kollegen Koch? — Sie machen ja kei-
ne Pause, in der ich dazwischen gehen kann.

Dr. Heiner Garg [FDP]:
Na gut, da haben Sie irgendwie recht.

Vizeprisidentin Beate Raudies:
Herr Koch!

Tobias Koch [CDU]: Vielen Dank. — Deswe-
gen sind wir auch bisschen iiber den Punkt
hinweg, aber Sie hatten gerade dankenswer-
terweise auch Quellen — Zitat, Seite 65 der
Begriindung — angesprochen: Ausgefiihrt im
Elementarbereich wiirde sich die Bemessung
der Personalausstattung zukiinftig am abge-
senkten Betreuungsschliissel von 1,5 Fach-
kréften orientieren, und das sei der Regelfall.
So hatten Sie es gerade ausgefiihrt. Das ist

nicht zutreffend, Herr Kollege Dr. Garg. Das
ist nicht der Regelfall, das ist die Mindestper-
sonalausstattung.

(Beifall Catharina Johanna Nies [BUNDNIS
90/DIE GRUNEN] — Zurufe Serpil Midyatli
[SPD] und Sophia Schiebe [SPD])

Das ist der Unterschied. Mindestpersonalaus-
stattung und Personalbudgets stehen in vol-
ler Hohe zur Verfiigung, um den Fachkraft-
Kind-Schliissel von 2,0 aufrechtzuerhalten,
wenn man das entsprechende Personal findet.
Also: Nicht Regel-, sondern Mindestausstat-
tung.

(Beifall CDU — Serpil Midyatli [SPD]: Ohne
Moos nichts los, Herr Koch!)

— Aber das Moos geben wir auch dazu. Das
Geld ist vorhanden.

Vizeprisidentin Beate Raudies:

Die — Herr Abgeordneter! — Zwischenfrage ist an-
gekommen, und der Abgeordnete Dr. Garg wird
jetzt antworten.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Koch, als wir den Prozess gestartet haben,
mussten wir ein Gefiihl dafiir bekommen: Wie
sieht eigentlich die Personalausstattung im Durch-
schnitt aus? Die Fachkraft-Kind-Quote lag im Lan-
desdurchschnitt bei etwas iiber 1,5. Allerdings kam
man bei einer etwas hoheren Kinderanzahl pro
Gruppe, wenn man sich das dann irgendwie zusam-
mengerechnet hat, auf irgendwas um 1,5 herum.
Davon wollten wir weg. Wir haben damals ganz
klar gesagt, wissend, dass wir nicht fiir jede Kita
das Personal sofort haben: Wir setzen einen Punkt;
wir geben den Erzieherinnen und Erziehern eine
Perspektive, dass sich ihre Arbeitsbedingungen ver-
bessern. Deshalb schreiben wir die Fachkraft-Kind-
Quote, die inzwischen ein biirokratisches Monster,
viel zu unflexibel ist. Ich kann damit leben. Ich
sehe auch die Realitit, aber — —

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

— Nein, Herr Koch. Herr Koch, das darf nicht zur
Regel werden.

(Tobias Koch [CDU]: Ist es nicht!)
— Doch, es wird zur Regel werden.
(Serpil Midyatli [SPD]: Nein!)

— Das werden Sie sehen!
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(Beifall FDP, SPD und SSW)

Wenn Sie dabei bleiben, machen Sie das System
kaputt. Herr Koch, ich will gar nicht recht — Sie
konnen sich setzen! — behalten, ich will nicht
recht — —

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

— Ach Gott! Ich will gar nicht recht behalten, aber
das System, die verldssliche Kita, fiir die die Minis-
terin wirbt, braucht mittel- und langfristig eine Per-
spektive, dass mehr Personal zur Verfiigung steht,
dass dieses Mehrpersonal exzellent ausgebildet und
qualifiziert ist. Diese Ansétze fehlen im bisherigen
Gesetzentwurf komplett. Vor dem Hintergrund hof-
fe ich nicht, dass die Drohung der Kollegin Nies,
das moge die ndchsten Jahrzehnte der Standard
der Kitas in Schleswig-Holstein sein, wirklich ernst
gemeint ist. Ich verstehe, dass man so was hier
irgendwie verteidigen muss, wenn man es einbringt,
aber ich hoffe, dass uns die Anhérung Aufschliisse
dariiber gibt, wie wir zumindest begleitend einen
Prozess aufsetzen konnen, dass Kita mittel- und
langfristig wieder die Perspektive bekommt, die wir
ihr in der letzten Legislaturperiode ganz bewusst
geben wollten. Wir haben das doch nicht gemacht,
damit wir das System an die Wand fahren,

(Zurufe Tobias Koch [CDU] und Katja Rath-
je-Hoffmann [CDU])

sondern wir haben das gemacht, damit Erzieherin-
nen und Erzieher eine Perspektive haben. Im Ubri-
gen: Frithkindliche Bildung — —

(Tobias Koch [CDU]): Das ist Aufbewah-
rung!)

— Herr Koch, frithkindliche Bildung bedeutet doch
nicht Aufbewahrung in der Kita, sondern —

(Annabell Krdmer [FDP]: Das sagen die Er-
zieher aber mittlerweile alle!)

— Vielleicht sollten Sie auch mal eine ,,fairldssliche*
Kitatour machen und nicht nur vorbereitete

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Vorzeigekitas besuchen, sondern auch die Kita, die

im Zweifel ab mittags um 12 Uhr geschlossen ist.

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ich komme zum Schluss.

Vizepriisidentin Beate Raudies:
Ja, bitte.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir werden die Anhoérung in Ruhe abwarten, und
wir werden auf der Basis der Ergebnisse der An-
horung konstruktive Vorschlige machen, wie wir
mittel- und langfristig ein funktionierendes System,
das ausreichend qualifiziertes Personal voraussetzt,
hinbekommen. — Ich danke Ihnen fiir die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Fiir die SSW-Fraktion erteile ich das Wort dem Ab-
geordneten Christian Dirschauer.

Christian Dirschauer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Es vergeht fast keine Plenarsitzung
mehr ohne eine Debatte zum Kitabereich. Das ist
vor dem Hintergrund der Herausforderungen und
der Bedeutung an der Stelle auch nur folgerichtig.

(Beifall Katja Rathje-Hoffmann [CDU])

— Ja, finde ich auch, Frau Kollegin Rathje-Hoff-
mann.

Fiir den SSW kann ich nur immer wieder beto-
nen, dass wir es begriilen, wenn eine Landesregie-
rung dauerhaft an diesem sehr, sehr wichtigen Zu-
kunftsthema arbeitet. Spétestens mit der Evaluation
des Kitagesetzes und der diagnostizierten Finanzie-
rungsliicke diirfte wohl allen hier im Hause der
dringliche Handlungsbedarf mehr als bewusst ge-
worden sein. Doch auch aus Elternsicht — das habe
ich mehrfach von hier oben schon gesagt — muss
ich ganz personlich sagen, dass dieser Handlungs-
und vor allem Verbesserungsbedarf schon deutlich
langer besteht. Denn trotz intensiver Bemiithungen
verschiedener Landesregierungen und trotz erheb-
lich aufwachsender Mittel in dem Bereich — das
muss man anerkennen — muss man schlussendlich
niichtern feststellen, dass die Unsicherheiten und
Probleme in diesem Bereich nicht wirklich geringer
werden. Da stehen wir heute.

Vor diesem Hintergrund halte ich es fiir sinnvoll,
aber auch fiir selbstverstindlich, dass wir heute
iiber eine weitere Anderung des Kitagesetzes disku-
tieren, und zwar iiber eine Anderung, die zumindest
Losungsansitze fiir Teile der bestehenden Problem-
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lagen beinhaltet. Vom Grundsatz her ist das folge-
richtig, dass Maflnahmen wie die im vor der Som-
merpause prasentierten Zehnpunkteplan jetzt einge-
arbeitet wurden, zumindest in der Chronologie.

Denn wenn wir uns iiber etwas einig werden kon-
nen, dann wohl doch iiber die Tatsache, dass das
Kitasystem nach wie vor unter zu starren Rege-
lungen leidet, und hoffentlich auch dariiber, dass
wir mehr tun miissen, um motivierte Fachkrifte zu
gewinnen. Auch wenn ich weiterhin nicht wirklich
— das muss ich an der Stelle sagen — von dem
tiberzeugt bin, was CDU und Griine uns hierzu pra-
sentieren, will ich den Einsatz in der Sache zumin-
dest anerkennen. Wir haben wirklich keine Zeit zu
verlieren und miissen schnellstmoglich ins Handeln
kommen.

Ich habe es angedeutet, muss es aber trotzdem noch
mal deutlich sagen: Zur kitapolitischen Wahrheit
gehort leider auch, dass es nach wie vor Unklarhei-
ten rund um die Finanzierung des Systems geben
soll oder gibt. Soll heilen: Mit Blick auf die Un-
terfinanzierung in Hohe von 120 Millionen Euro
ist es gut und natiirlich sinnvoll, dass Land und
Kommunen jeweils rund 20 Millionen Euro zusétz-
lich bereitstellen. Dass das aber sehr wahrscheinlich
auch zu Verwerfungen in so manchem kommunalen
Haushalt und wohl auch im Etat des Sozialministe-
riums fihren wird, muss an der Stelle dann aller-
dings auch erwdhnt werden. Noch dazu ist nach
meinem Kenntnisstand bis heute nicht abschlieBend
geklart — der Kollege Garg hat es eben auch be-
nannt —, wer denn nun in welchem Umfang fiir den
Rest aufkommt, um diese Liicke zu schlieBen. Das
wissen wir hier und heute noch nicht.

Wir konnten zu dieser Frage wahlweise vage oder
auch — man muss schon sagen — besorgniserregen-
de Ideen wie den viel zitierten Biirokratieabbau
oder die Absenkung von Standards vernehmen.
Wenn ich ehrlich bin, dann halte ich beide Ansét-
ze fiur nicht wirklich tiberzeugend und letzteren
auch ein Stiick weit fiir gefahrlich. Aber auch
das mittlerweile konkretisierte Konzept des Anstel-
lungsschliissels, das vom Grundsatz her gut ist,
hat mich noch nicht umfassend iiberzeugt, weil
ich nicht glaube, dass es die bestehenden Proble-
me dauerhaft in den Griff bekommt. Es ist zwar
einleuchtend, dass ich durch einen geringeren Per-
sonaleinsatz zum Beispiel in den Randzeiten Kos-
ten spare. Da in diesen Zeiten im Regelfall auch
weniger Kinder in diesen Einrichtungen sind, ist
eine solche MaBBnahme aus meiner ganz subjekti-
ven, ganz personlichen Elternsicht vielleicht sogar

in Ordnung. Darliber kann man aus meiner ganz
personlichen Elternperspektive reden.

(Beifall Lars Harms [SSW] und Dr. Heiner
Garg [FDP])

Aber man muss sich trotzdem bewusst machen,
dass man damit weder zur Entlastung des Personals
noch zur Verbesserung der Betreuungsqualitét bei-
tragt. So ehrlich muss man dann an der Stelle auch
sein. Ich denke daher, dass nicht zuletzt die Kritik
von Trégerseite an dieser Stelle eine Berechtigung
hat.

(Beifall SSW, FDP und vereinzelt SPD)

Man darf demnach besonders gespannt auf die Er-
kenntnisse aus der Anhorung sein. Wenn ich mir
den Gesetzentwurf in Géinze anschaue, muss ich
eins klar sagen — Kollegin Schiebe hat schon aufge-
geben; die Hoffnung stirbt zuletzt — Es wire wirk-
lich sehr verwunderlich, wenn dieser Entwurf so
aus der Anhdrung rauskommt, wie er reingegangen
1st.

Uber die verschiedenen MaBnahmen, die die Lan-
desregierung zur Personalgewinnung und zur Fach-
kréaftesicherung ergriffen hat, haben wir hier mitt-
lerweile mehrfach debattiert. Die Starkung der pra-
xisintegrierten Ausbildung ist zum Beispiel ein
wirklich wichtiger Schritt, den wir ausdriicklich
begriilen. Ob aber weitere Flexibilisierungen im
Personaleinsatz und vor allem Einschnitte bei den
Qualifikationen und bei der Betreuungsqualitit der
richtige Weg sind, darf an der Stelle schon bezwei-
felt werden.

(Beifall FDP)

Was wir brauchen — auch das haben wir ofter ge-
sagt —, ist eine echte Fachkrifteinitiative statt ent-
sprechender Behelfslosungen. Auch wenn solche
Forderungen in diesen Zeiten vielleicht noch mehr
schmerzen, miissen wir ausreichend Ressourcen be-
reitstellen, nicht zuletzt, um die Ausbildungskapa-
zitdten auch weiter zu erhéhen und auch fiir eine
Attraktivitdtssteigerung bei Vergiitung und den Ar-
beitsbedingungen zu sorgen.

Natiirlich sind diese Dinge immer leichter gesagt
als getan. Wenn wir ehrlich sind, dann miissen
wir uns wirklich dringend auf den Weg machen
und iiber mehr Personal zu mehr Verldsslichkeit in
den Kitas kommen. Denn noch ist es nun mal bit-
tere Realitdt, dass spontane Probleme durch einge-
schrinkte Betreuungsangebote fiir fast alle Familien
zum Alltag gehdren.
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Noch mangelt es vielerorts an einer ausreichenden
Zahl an Fachkriften, um iiberhaupt die rechtlichen
Normierungen einzuhalten. Nicht zuletzt mangelt
es auch an Personal, um neue Kolleginnen und Kol-
legen angemessen einzuarbeiten und sie zu beglei-
ten. Diese praktischen Alltagsprobleme miissen wir
uns bei allen detailreichen Diskussionen und Exper-
tenanhorungen immer wieder bewusst machen.

Das Kitagesetz hat nun einmal sehr konkrete Aus-
wirkungen auf den Alltag von Beschiftigten, der
Eltern und der Kinder. Gerade den Kleinsten sind
wir aber eine gut ausgestattete Kita schuldig, in
der sie tdglich gut betreut, gesehen und gefordert
werden. — Herzlichen Dank.

(Beifall SSW, SPD und FDP)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Fiir einen Kurzbeitrag erteile ich das Wort dem Vor-
sitzenden der CDU-Fraktion, Herrn Abgeordneten
Tobias Koch.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem
vorliegenden Gesetzentwurf machen wir die gute
Kitareform der letzten Wahlperiode noch ein Stiick
besser.

(Beifall CDU)

Wenn gestern oft davon die Rede war, dass wir Ge-
meinsamkeiten zwischen Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein haben, ist es an dieser Stelle
eine Gemeinsamkeit zwischen Bayern und Schles-
wig-Holstein. Wir machen das hier — das mag
den einen oder anderen iiberraschen — nach bayeri-
schem Vorbild.

Ich muss ehrlicherweise sagen, dass wir uns den
Anstellungsschliissel nicht selbst ausgedacht haben,
denn er findet sich so in § 17 Verordnung zur
Ausfiihrung des Bayerischen Kinderbildungs- und
-betreungsgesetzes, Anstellungsschliissel. Das Fas-
zinierende ist, dass wir es nicht nur nach dem baye-
rischen Vorbild, sondern sogar besser machen. Wir
machen es mit mehr Qualitét als Bayern.

(Unruhe)

Schauen Sie sich das Bayerische Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetz an. Fiir je elf Buchungszeit-
stunden der angemeldeten Kinder ist mindestens
eine Arbeitsstunde des padagogischen Personals an-
zusetzen; 11:1 in Bayern.

Schauen Sie in unseren Gesetzentwurf, und Sie
werden feststellen, dass im Bereich der iiber drei-
jéhrigen Kinder der Schliissel 9:1 betrdgt. Das ist
20 Prozent mehr Qualitidt beim Personal in Schles-
wig-Holstein als in Bayern. Das ist der Unterschied
dieser beiden Gesetzentwiirfe.

(Beifall CDU — Dr. Heiner Garg [FDP]: Das
ist ja peinlich!)

Meine Damen und Herren, ich wiirde Thnen die
Sorgen und die Fragezeichen, die Sie haben, ger-
ne nehmen. Ich gestatte aber auch gerne eine Zwi-
schenfrage der Kollegin Schiebe.

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Herr Abgeordneter Koch, ich wollte Sie gerade fra-
gen. Die Abgeordnete Schiebe wiinscht, eine Zwi-
schenfrage zu stellen. Sie gestatten das?

Tobias Koch [CDU]:
Sehr gerne.

Sophia Schiebe [SPD]: Herzlichen Dank.
— Wenn ich Thnen Glauben schenken darf
und die Qualitdt nicht abgesenkt wird, wie
soll dann die Finanzierungsliicke geschlossen
werden? Wir wissen, dass 20 Millionen Euro
von den Kommunen und 20 Millionen Euro
von Thnen kommen. Ich hatte die Ministerin
so verstanden, dass ein groB3er Teil der Finan-
zierungsliicke durch den Anstellungsschliis-
sel gedeckt werden soll. Wie ist das zusam-
menzubringen?

— Vielen Dank fiir Ihre Frage. Ich hitte eh versucht,
das zu erldutern und nutze die Redezeit dafiir jetzt
gerne.

Sie miissen die unterschiedlichen Ebenen differen-
zieren; die Kollegin Nies hat das schon sehr prizise
ausgefiihrt. Jede einzelne Kita erhdlt weiterhin ein
Personalbudget, das es im vollem Umfang ermdog-
licht, den Fachkraft-Kind-Schliissel von 2,0 auszu-
schopfen

(Sophia Schiebe [SPD]: Ja, das habe ich ver-
standen!)

und entsprechend Personal einzustellen. An der ein-
zelnen Kita éndert sich iiberhaupt nichts.

Im Unterschied zu Ihnen hétte ich auch nicht die
Sorge, dass die Kitaleitung jetzt weniger Personal
einstellt nach dem Motto: Ach, das miissen wir jetzt
nicht mehr. Jetzt wollen wir die Kinder schlechter
betreuen, und ich stelle niemanden ein.
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Ich bin mir sicher, dass jede Kitaleitung bestrebt
sein wird, das Personalbudget in voller Hohe aus-
zuschopfen und die bestmdgliche Kinderbetreuung
und friithkindliche Bildung zu gewéhrleisten.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Das Geld dafiir steht zur Verfiigung. Daran dndern
wir Uberhaupt nichts. Es bleibt bei den gleichen
Personalmitteln. Das Moos muss vorhanden sein.
Daran dndern wir nichts.

Das war die Ebene der Kitas. Die weitere Ebene ist
die der Jugendhilfetriger, der Kreise. Wir nehmen
im Rahmen des SQKM-Modells eine Kiirzung von
fiinf Prozent des Personalbudgets vor. Die Erfah-
rung zeigt aber, dass nicht alle Stellen der Zigtau-
senden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Kita-
bereich zu jedem Zeitpunkt besetzt sind. Wenn das
der Fall gewesen wire, hitten wir keine Gruppen-
schlieBungen gehabt. Es sind also nie immer alle
Mitarbeiter vorhanden. Das ist der Erfahrungswert,
und deswegen erfolgt diese Reduzierung von fiinf
Prozent auf der Ebene der Kreise, allerdings ohne
jegliche Auswirkung auf die Betreuungsqualitét vor
Ort, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Ich kann die Fragezeichen bei der Opposition
verstehen. Wir hatten mehr Zeit, uns mit dem The-
ma zu beschéftigen; der Prozess liegt noch vor uns.

(Zuruf: Ach komm, nee! — Dr. Heiner Garg
[FDP]: Ach Koch, echt!)

— Wie auch immer, Kollege Garg. Wir stehen am
Beginn der parlamentarischen Beratung, und ich
bin mir sicher, dass sich die Fragezeichen aufkléren
werden.

Dieses Gesetz ist kein Riickschritt bei der Qualitét.
(Zuruf: Doch!)
Das ist heute fiir mich ein wichtiger Punkt.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Der Kollege Garg sprach an, ein wenig zu schauen,
was wir mit der Flexibilitidt schaffen. Selbst ein
Fachkraft-Kind-Schliissel von 3,0 ist mdglich, den
Sie immer in die Diskussion geworfen haben, denn
wir geben den Kitas die Flexibilitit, mit dem Perso-
nal unterschiedlich umzugehen.

Eine Kita kann sagen — die Kollegin Nies fiihrte
es aus —, in den Randzeiten nicht zwei Fachkrifte

zu bendtigen. Vielleicht werden die Kinder mittags
oder nach Friihstiick auch schlafen. Die Kita konnte
in diesen Zeiten dann eine Fachkraft plus vielleicht
eine Helfende Hand einsetzen.

(Unruhe)

Zu anderen Zeiten konnte die Kita mit dieser Flexi-
bilitdt auch drei Fachkrifte in einer Gruppe einset-
zen, wenn sie das Personal dafiir hat. Das ist alles
moglich. Diese Flexibilitdt geben wir den Kitas,
und wir konnen dadurch individuell auf die Gege-
benheiten vor Ort reagieren.

Meine Damen und Herren, es wird nicht schlechter,
sondern besser werden. Man kann natiirlich auch
die Erwartung haben, die viele Trager duBlern. Da-
nach wiirden wir eigentlich noch mehr benétigen;
sie hitten gerne noch mehr Personal und wiirden
gerne liber einen Fachkraft-Kind-Schliissel von 2,0
hinausgehen. Dazu muss man fairerweise sagen,
dass uns das nicht gelingt.

Wir bleiben bei den bisherigen Qualitétsstandards.
Mehr geht nicht; weder da noch bei der finanziellen
Hilfe fiir die Kommunen. 20 Millionen Euro sind
in diesen Zeiten eine Hausnummer, und mehr geht
dort nicht. Es ist aber definitiv kein Riickschritt.
Deswegen freue ich mich auf die weiteren Debat-
ten, die wir zu dem Kitagesetz mit einem guten Er-
gebnis im November fithren werden. — Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Fiir einen weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Dr. Heiner Garg das Wort. Ich mochte an die-
ser Stelle aber noch einmal auf unsere Geschéfts-
ordnung hinweisen, wonach bei Zwischenfragen
sowohl die Frage als auch die Antwort in einer
Zeit von ungefihr einer Minute zu erfolgen hat.
Wir sind sehr grofziigig, aber ich mochte, weil eine
Uberschreitung heute nicht das erste Mal geschehen
ist, alle an die Geschéftsordnung erinnern. — Herr
Dr. Garg, bitte.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Manchmal ist es gut, wenn man sich wieder ein we-
nig abkiihlen kann. Herr Kollege Koch, vielleicht
konnten wir es uns wechselseitig schenken, uns die
intellektuellen Fahigkeiten abzusprechen.

(Zuruf Tobias Koch [CDU])
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Ich habe mir Thre Formel nicht nur angesehen,
sondern wir haben einmal mit unseren begrenzten
intellektuellen Fahigkeiten versucht nachzuvollzie-
hen, was dabei eigentlich herauskommen soll. Das
ist aber gar nicht mein Punkt.

Ich habe mich noch einmal gemeldet, weil mein
Punkt ist, dass wir nicht den Anspruch hatten, um
20 Prozent besser als in Bayern zu werden.

(Serpil Midyatli [SPD]: Genau!)

Wir haben den Anspruch, ein dauerhaftes System
zu etablieren, das eine Perspektive fiir die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer aufzeigt, weil sich
ihre Arbeitsbedingungen verbessern. Der Gesetz-
entwurf, den Sie heute vorgelegt haben, erfiillt das
noch nicht, Herr Koch. Das muss man dann auch
ehrlich sagen.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Ich bin der Letzte, der gegen eine Flexibilisierung
im System ist. Ich bin auch der Letzte, der hier mit
den FiiBen auf den Boden stampft, wenn Sie Dinge
finden, die zu biirokratisch und zu wenig praxisori-
entiert sind und die Sie verbessern. Dariiber miissen
Sie mit mir gar nicht streiten.

Ich lasse mich von Thnen aber nicht hinters Licht
fiihren, um es deutlich zu sagen. Was Sie hier ver-
anstalten: Es wiirde irgendwie alles noch besser.
Man koénne von mir aus auch zu irgendwelchen
Kernzeiten iiber die 2,0 hinausgehen.

Sie geben aber kein zusétzliches Geld ins System,
sondern Sie geben Geld ins System, um den Status
quo zu erhalten. Das ist eine Menge; das stelle ich
gar nicht in Abrede. Ich weill auch, vor welchen
Haushaltsnéten Sie stehen.

(Zuruf CDU)

Aber so zu tun, als wiirde ohne zusétzliche Mittel
alles besser, ist nicht redlich, Herr Koch.

(Beifall FDP und SSW — Zuruf Tobias Koch
[CDU] — Zuruf Annabell Krdmer [FDP])

— Doch, denn Sie versuchen gerade, den Eindruck
zu erwecken, es wiirde jetzt alles besser, und wir
wiéren sogar noch besser als Bayern.

Wissen Sie, wo Bayern beim Betreuungsschliissel
stand, als wir in der letzten Legislatur die Reform
auf den Weg gebracht haben? Bayern lag ganz hin-
ten, Herr Koch, und das tibrigens auch bei der Be-
darfsabdeckung.

Vizepriisidentin Beate Raudies:
Herr Abgeordneter!

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Wenn das der neue Malistab ist, dann herzlichen
Gliickwunsch.

(Beifall FDP und SSW)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Herr Abgeordneter, Sie haben jetzt die Chance, eine
Zwischenfrage des Kollegen Koch zuzulassen.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ja, Frau Présidentin. Eigentlich finde ich es aber
schade, weil ich nur den Prozess konstruktiv beglei-
ten wollte.

Vizeprisidentin Beate Raudies:

Herr Abgeordneter, ich finde es immer total nett,
wenn Sie mit mir diskutieren. Ich habe Thnen aber
nur eine kurze Frage gestellt.

(Heiterkeit)

Jetzt darf Herr Koch seine Frage stellen.

Dr. Heiner Garg [FDP]:
Ja, Herr Koch darf die Frage stellen.

Tobias Koch [CDU]: Es ist eher eine An-
merkung, weil ich gerade nicht das gesagt
habe, was Sie mir unterstellen, dass namlich
alles besser wiirde. Ich sagte, dass es nicht
gelingen wird, iiber den bisherigen Qualitéts-
standard hinauszukommen. Das gelingt mit
diesem Gesetzentwurf nicht, aber wir halten
das bisherige Qualitétsniveau.

Wir geben die Flexibilitdt, um das im Ta-
gesverlauf und Wochenverlauf flexibel zu
handhaben. Wenn man zu manchen Zeiten
dazu kommt, dass nur eine Fachkraft in
der Gruppe ist, weil man sagt, dass es viel-
leicht in den Randstunden nicht mehr erfor-
derlich ist, wenn es immer weniger Kinder
werden, weil die allméhlich abgeholt werden
oder wenn die Kinder Mittagsschlaf machen,
dann kénnte man zu anderen Zeiten — natiir-
lich im Tagesverlauf sehr zeitlich begrenzt —
durchaus dazu kommen, dass dann drei Per-
sonen in der Gruppe sind.

(Martin Habersaat [SPD]: Weil die mittags
eine Stunde frei hat!)

Ich habe nicht gesagt, dass hier alles besser
wird, und bitte, mich wirklich nicht so zu
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verstehen, weil wir wissen, wir schaffen es
nur, die Qualitdtsstandards zu halten.

(Unruhe — Glocke Prisidentin)

— Ich nehme Thre Anmerkung zur Kenntnis, das war
ja keine Frage.

Ich beende meinen Kurzbeitrag damit, dass der
Anspruch jedenfalls der FDP-Landtagsfraktion ist,
sich bei diesem Thema weiterhin nicht unbedingt
an Bayern zu orientieren, sondern daran, was wir
tibrigens mal gemeinsam in der vergangenen Legis-
laturperiode mit Ihnen auf den Weg gebracht haben:
das System so zu verbessern, dass sich mittelfristig
auch die Arbeitsbedingungen der Erzieherinnen und
Erzieher verbessern, damit wir ein dauerhaft stabi-
les System haben.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Vizeprisidentin Beate Raudies:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Serpil Midyatli das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]:

Frau Présidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Vielen herzlichen Dank. Ich freue mich, dass
wir so engagiert miteinander iiber gute Kitapolitik
hier im Landtag diskutieren und miteinander um
die besten Losungen ringen, denn es geht um das
Wertvollste, was wir haben: um unsere Kinder. Ich
muss ganz ehrlich sagen, wenn Miitter verzweifelt
vor einem stehen und sie Beruf und Familie nicht
mehr miteinander vereinbart bekommen, weil sie
keinen Krippen- oder Kitaplatz mehr finden, dann
macht das was mit mir. Wenn Familien vor einem
stehen und sagen, sie miissen umzichen, weil sie
die GroBmutter dann in der Nihe haben, weil sie
keine verldssliche Kita haben, dann macht das was
mit mir.

Wir leben in einer Zeit, in der wir die bestausgebil-
detsten Frauen haben. Wir Sozialdemokraten haben
mit vielen anderen so viel fiir Gleichberechtigung
gekdmpft. Jetzt stehen diese Frauen vor mir und
sagen: All das, fiir was wir gestanden haben, was
wir gemeinsam in dieser Gesellschaft wollten, steht
jetzt gerade auf kipp, weil sie die Betreuung nicht
mehr organisiert bekommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist toll, dass
wir hier miteinander diskutieren, aber wir haben
alle Post gekriegt. Sie reden gerade dariiber, wie
toll das jetzt fiir die Erzieherinnen und Erzieher
in den Kitas wird. Auf meiner Postkarte steht: Hal-

lo Serpil, fehlende Zeit fiir zur Abwanderung der
Fachkrafte. Wir konnen nicht mehr! — Erzieherin.

(Die Rednerin hélt ein Schriftstiick hoch)

Immer mehr spezielle Herausforderungen fiir Mit-
arbeiter, immer mehr Arbeit, immer mehr Stress,
dadurch ldngere und mehr Krankheitstage, besorg-
te Eltern, viel zu viel Betreuungspersonal fehlt,
Leitung unter Druck, weil Eltern sich zu Recht be-
schweren.

Als Landespolitikerinnen und Landespolitiker ist es
unsere Aufgabe, die Situation der Fachkrifte in den
Kitas deutlich zu verbessern. Es ist unsere Aufgabe
als Landespolitikerinnen und Landespolitiker, die
Liicke von 15.600 Krippen- und Kitaplitzen zu
schlieBen. Und es ist die Aufgabe dieser Landes-
regierung nach ihrer selbst in Auftrag gegebenen
Evaluation, eine Finanzierungsliicke von 120 Mil-
lionen Euro zu schlieBen. Das ist der Anspruch,
den die Kommunen hier gemeinsam haben. Denn
das haben Sie, Schwarz-Griin, IThnen allen zu dieser
Kitareform versprochen.

Wir werden sie daran messen, ob Sie all Thre Ver-
sprechen einhalten werden. Frau Ministerin, ich ge-
he fest davon aus, dass Sie genau auf diese drei
Probleme, die bereits jetzt bestehen, eingehen. Wir
haben mitbekommen: Dieser Gesetzentwurf von
Schwarz-Griin rdumt es noch nicht vollkommen
aus. Ich gehe davon aus, dass Ihr Redebeitrag jetzt
dazu fiuhren wird, dass sich die Erzieherinnen und
Erzieher gehort und gesehen fiihlen, dass sich die
Familien hier in Schleswig-Holstein auf eine gute
Kinderbetreuung in diesem Land verlassen konnen
und dass fiir die Kommunen, die mal wieder mit
dieser Landesregierung auf der Zinne sind, die Fi-
nanzierungsliicke nicht auf ihrem Riicken ausgetra-
gen wird. — Vielen herzlichen Dank.

Vizeprisidentin Beate Raudies:

Frau Abgeordnete, wir haben uns im Haus darauf
verstandigt, dass das Zeigen von Schriftstiicken,
Papieren, Karten oder so etwas vom Pult zu unter-
lassen ist.

(Serpil Midyatli [SPD]: Okay!)

Fiir einen Dreiminutenbeitrag hat die Abgeordnete
Dagmar Hildebrand das Wort.

Dagmar Hildebrand [CDU]J:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Als Jamaika damals das Kitagesetz
auf den Weg gebracht hat, war ich noch nicht dabei,
aber ich war jugendpolitische Sprecherin in Liibeck
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und stolz auf das, was da geschehen ist und was auf
den Weg gebracht wurde.

Ich mochte aber auch betonen, dass damals der
Blick in die Glaskugel noch wesentlich schwammi-
ger war als jetzt. Wir haben eine Liicke, die wir
jetzt schlieBen, die zum damaligen Zeitpunkt noch
gar nicht so stark erkennbar war. Wir haben gesagt:
Wir wollen diese Liicke schlieBen. Das tun wir mit
vereinten Kréften, mit den Kommunalen und mit
dem Land gemeinsam. Das ist in Zeiten wie diesen
nicht einfach.

(Birte Pauls [SPD]: Die einen sagen so, die
anderen sagen so!)

In Liibeck haben wir in der vorletzten Woche eine
Veranstaltung zu dem Thema mit Elternvertretern
gehabt. Die Frage war: Was wiinschen Sie sich?
— Und die erste Antwort der Eltern war: Wir wiin-
schen uns Verlasslichkeit, wir brauchen Kitas, die
auf sind. — Das tun wir mit diesem Gesetzentwurf —
Punkt.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprisidentin Beate Raudies:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Dr. Garg?

Dagmar Hildebrand [CDU]:
Ich versuche das mal.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Frau Kollegin, ich
glaube Thnen das sofort, weil das auch das
ist, was wir im Moment erleben. Aber sind
Sie mit mir moglicherweise einer Meinung,
dass dieselben Eltern, die sich heute ver-
stindlicherweise und zu Recht eine verldssli-
che Kita wiinschen, sich mittelfristig genauso
wie die Erzieherinnen eine Kita wiinschen,
in der es mehr gut ausgebildetes Personal
gibt, damit der Anspruch auf frithkindliche
Bildung auch tatsdchlich erfiillt werden kann
und die Arbeitsbedingungen in den Kitas sich
verbessern?

— Herr Dr. Garg, ich gebe Ihnen absolut recht. Aber
wir haben uns als Landesregierung schon auf den
Weg gemacht, dafiir Sorge zu tragen, dass mehr
Fachpersonal in das System kommt. Wir kdnnen
leider keine qualifizierten, gut ausgebildeten Mitar-
beiter backen. Die miissen ausgebildet werden.

(Birte Pauls [SPD]: Ja, das haben wir die
ganze Zeit gepredigt!)

Die Eltern, die damals die Dinge in Anspruch ge-
nommen haben, haben heute ihre Kinder nicht mehr
im Kindergarten, sondern die haben ihre Kinder
heute in der Schule.

(Beifall CDU — Thomas Holck [SPD]: Das
ist aber keine neue Erkenntnis!)

Wir haben heute hier einen Gesetzentwurf einge-
bracht. Ich finde ihn sehr gelungen. Unsere fachpo-
litischen Sprecher haben dazu ausgefiihrt. Ich freue
mich auf unsere Anhdrung, die wir dann ja im No-
vember haben, und hoffe, dass wir zu einer fir alle
Beteiligten guten Losung kommen. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Catharina Nies das Wort.

Catharina Johanna Nies [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Sehr geehrte Kol-
leg_innen! Ich habe sogar zwei Postkarten bekom-
men, die lege ich hier hin und halte sie jetzt nicht
hoch.

(Malte Kriiger [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ich habe drei!)

Jetzt mal ernsthaft: Ich kann verstehen, dass die
Sorge hier vorgebracht wird, dass es nachher einen
Fokus auf 1,5 gibt und dass 2,0 wegfillt. Ich verste-
he auch die Frage von Frau Schiebe, die sie immer
wieder implizit gestellt hat: Wie kann es sein, dass
wir auf der einen Seite sagen, wir erhalten das Per-
sonal, aber auf der anderen Seite wird gekiirzt? Das
hat Herr Koch ja erzihlt. Das ist die Uberfinanzie-
rung, die vorher in Richtung Kreise und kreisfreie
Stadte ging und die wir jetzt rausnehmen. Aber es
ist wichtig, dass das gar nichts, wirklich gar nichts
mit dem Personalbudget der Kitas zu tun hat.

(Vereinzelter Beifall BUNDNIS 90/ DIE
GRUNEN und CDU — Wortmeldung Sophia
Schiebe [SPD])

— Ich habe nicht so viel Zeit, deswegen gar nicht so
viel klatschen!

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Frau Abgeordnete, Sie hitten aber die Gelegenheit,
wenn Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Schiebe
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zulassen, ein bisschen Redezeit zusétzlich zu gene-
rieren.

Catharina Johanna Nies [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]:

Ich wiirde gerne versuchen, diese Formel einmal zu
erkléren.

(Sophia Schiebe [SPD]: Ich hatte aber eine
Frage zu Threr AuBlerung! — Heiterkeit)

Vizepriisidentin Beate Raudies:
Meine Damen! Liebe Kolleginnen!

(Christopher Vogt [FDP]: Wir konnen ja dar-
iiber abstimmen! — Heiterkeit und Unruhe)

Liebe Kollegin, das ist hier ein formelles Verfahren.
Frage: ja oder nein?

Catharina Johanna Nies [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]:

Jetzt gerade: nein. Eigentlich total gerne, aber ich
wiirde gerne wirklich einmal versuchen, diese Ver-
wirrung aufzukléren.

Es geht um den § 38, den Herr Garg auch angespro-
chen hat. Da ist festgehalten, wie viel Personalbud-
get jeder Kita kiinftig zusteht, was also finanzier-
bar ist. Da steht F1 fiir die Zahl der finanzierten
Erzieherinnen, also die Erstkraft. In der Regel ist
dies eine pro Gruppe. F2 steht fiir die Zweitkraft,
also die SPA — in der Regel eine pro Gruppe. Der
folgende Teil, (Z+V+L)*A, enthilt schon die erste
Neuerung. Wichtig: Der Faktor fiir die Vertretungs-
stellen, ndmlich A, bezieht sich nun nicht mehr nur
auf die Gruppenoffnungszeiten, sondern dadurch,
dass er aus der Klammer gezogen wurde, auch auf
Verfligungszeiten und Leitungsfreistellung. Somit
gibt es also fiir diese Zeiten Vertretungsstellenantei-
le und damit mehr Stellenanteile pro Gruppe als
bisher. Das ist ganz wichtig.

Im letzten Teil der Formel, ((78—(19,5*P)/G) — ich
weil, es ist kompliziert — werden zum einen die
Stellenanteile abgezogen, die durch die Leitung und
die stellvertretende Leitung im Gruppendienst ge-
leistet werden. Je mehr Gruppen in der Kita, desto
geringer ist dieser Abzug, da die Leitungskrifte
umso mehr fiir Leitungsaufgaben freigestellt sind.
Dieser Teil der Formel enthélt aber auch eine zwei-
te Neuerung, iiber die wir heute noch nicht gespro-
chen haben. (19,5%P) sagt nichts anderes aus, als
dass Perspektiv-Kitas zukiinftig eine halbe Stelle,
namlich 19,5 Fachkraftstunden, extra bekommen.
Das gleiche gilt weiterhin fiir die Sprach-Kitas.

Im vorliegenden Gesetzentwurf wird die Formel,
die hier auf der Postkarte noch nicht vollstindig
ist, sondern so aus der Anhorung des Ministeriums
kommt, noch um den Wert +K ergénzt. Das stellen
Sie fest, wenn Sie in unseren Entwurf gucken. Da-
durch erhalten die eingruppigen Einrichtungen zur
Unterstiitzung kiinftig 0,2 zusétzliche Fachkraftstel-
len.

Ich will gar nicht sagen, dass das alles einfach wé-
re, aber man kann sich das herleiten. Es steht ganz
deutlich drin, dass 2,0 weiterhin finanziert wird.
Das ist fiir mich der alles entscheidende Punkt.

Vizeprisidentin Beate Raudies:

Kommen Sie bitte zum Schluss, Frau Abgeordnete!

Catharina Johanna Nies [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]:

Bitte lassen Sie uns versuchen, an dieser Stelle zu
einer Sicherheit zu kommen und keine Unsicherheit
zu verbreiten, sondern diese Formel zu erkldren. Ich
bin gerne dazu bereit. — Ich danke Thnen fiir die
Aufmerksamkeit.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Vizeprisidentin Beate Raudies:

Frau Abgeordnete, es tut mir sehr leid, aber auch
Sie muss ich daran erinnern, dass wir uns verstin-
digt haben, hier kein Schriftgut am Pult hochzuhal-
ten. Sie wussten es genau, und Sie haben es gerade
doch getan.

(Catharina Johanna Nies [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Entschuldigung!)

— Bringen Sie besser gar nichts mit. Wir verstindi-
gen uns nicht aus SpaB} auf solche Regeln. — Vielen
Dank.

Jetzt habe ich keine weitere Wortmeldung. Damit
hat das Wort jetzt fiir die Landesregierung die
Ministerin fiir Soziales, Jugend, Familie, Senioren,
Integration und Gleichstellung, Aminata Touré.

Aminata Touré, Ministerin fiir Soziales, Jugend,
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung:

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete! Ich nehme Sie einmal
mit auf eine Zeitreise: Das Jahr 2023 neigt sich
dem Ende zu, und die Opposition fordert keine
Erhohung der Elternbeitrége, keine Verldngerung
des Ubergangszeitraums. Wir sollen die Kosten in
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Kita und Kindertagespflege refinanzieren und die
Kommunen fordern, das Kitagesetz soll 2025 kom-
men, die Finanzierungsliicke soll geschlossen wer-
den. Die Eltern fordern keine Erhohung der Eltern-
beitrdge und Kitas sollen nicht so oft geschlossen
haben. All diese Forderungen sind mit dieser For-
mulierungshilfe erfiillt.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Wir haben als Land schon lange die Moglichkeit
geschaffen, dass Trager und Kommunen ihre Finan-
zierungsvereinbarungen schlieen konnen. Es liegt
nun in der Hand von Tragern und Kommunen, die-
se Finanzierungsvereinbarungen auch zu schlieB3en.

Weil an dieser Stelle immer das Argument ange-
fiihrt wird, dass man gar nicht sagen konne, ob das
Geld im System ausreicht oder nicht, lassen Sie uns
noch einmal in das Jahr 2021 zuriickgehen. Die Ki-
tareform ist eingefiihrt, die komplette Finanzierung
beruht auf Annahmen, immer mit dem Ziel, diese
Annahmen mit der Realitit abzugleichen und dann
anzupassen. Genau das haben wir getan und nach-
gebessert. Es wird auch weiterhin ein regelmaBiges
Monitoring geben, in dem wir gerade die Finanzen
weiter im Blick haben werden, gesetzlich vorgese-
hen in § 58.

Wie hoch ist jetzt genau diese Finanzierungsliicke,
und woraus besteht sie? Sie liegt bei circa 110 Mil-
lionen Euro bei einem Gesamtsystem von 1,8 Mil-
liarden Euro. Das muss man ins Verhéltnis setzen.
Diese Liicke besteht daraus, dass wir 40 Millionen
Euro im Sachkostenbereich brauchen und dass wir
70 Millionen Euro im Personalbereich brauchen —
insgesamt also 110 Millionen Euro. Mit welchen
MafBnahmen wird diese Liicke nun geschlossen?

Erstens: Land und Kommunen geben gemeinsam
40 Millionen Euro rein ins System. 70 Millionen
Euro werden durch eine passgenauere Pauschale
bei den ortlichen Trigern angepasst. Ich mochte
an dieser Stelle auch einmal betonen, dass wir da-
durch, dass wir die Dynamisierung beibehalten, wir
sogar bei dem gesamten Kitasystem bei einem Plus
von 60 Millionen Euro liegen, die das Land in sol-
chen Haushaltszeiten zur Verfiigung stellt. Es wird
also faktisch insgesamt mehr Geld im System ge-
ben als vorher. Es wird ehrlicherweise so viel Geld
fiir Kita geben in Schleswig-Holstein wie noch nie.
Ich finde, man kann die Position ——

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU - Zuruf Martin Habersaat [SPD]: Alles
andere wire auch komisch!)

— Wie meinen Sie das, alles andere wire komisch?
Man hitte sich doch politisch dafiir entscheiden
kénnen, im Kitabereich kiirzen zu konnen. Das tun
wir nicht. Es ist eine politische Entscheidung, mehr
Geld ins System reinzupacken. So!

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Die Situation ist wie folgt: Man muss sich jetzt ein-
mal die Frage stellen, wofiir will man sich politisch
im Verfahren eigentlich einsetzen? Will man sich
dafiir einsetzen, dass die passgenauere Pauschale
70 Millionen Euro bei den ortlichen Triagern jetzt
nicht passgenau sein soll, oder nicht? Wir kénnen
nur sagen, wir finden es relativ spannend — ich fand
es sehr spannend beim Durchlesen der schriftlichen
Anhorungsunterlagen —, dass der Landesrechnungs-
hof in seiner Stellungnahme deutlich gemacht hat,
dass die ortlichen Tréger eigentlich noch stirker in
die finanzielle Verantwortung genommen werden
miissten, als wir es jetzt im Gesetzentwurf getan
haben. Das ist einfach eine spannende Information.

Mit den 40 Millionen Euro, die wir zusétzlich als
Land und Kommunen reingeben, reduziert sich die
110-Millionen-Euro-Liicke also auf 70 Millionen.
Dann nehmen wir diese 70 Millionen, indem wir
die Pauschale passgenauer an die Ortlichen Trager
reingeben. Aktuell haben wir also eine Situation,
in der mehr Geld an die ortlichen Triger reingege-
ben wird, als dann nachher unten bei den Kitas
ankommt. In der Realitdt wird es aber weiterhin so
sein, dass jede Kita mit einem durchschnittlichen
Betreuungsschliissel, Fachkraft-Kind-Schliissel von
2,0 genau das finanziert bekommt. Wir werden also
in der Konsequenz eine Situation haben, in der wir
das Geld besser angepasst weitergeben.

Das war auch ein Ziel dieser Reform. Wir wollten
gucken: Ist zu viel {iberschiissiges Geld im System,
das passgenauer verwendet werden soll? Ich glau-
be, dass es notwendig ist, in einer aktuellen Haus-
haltslage zu gucken: Kommt das Geld, das wir rein-
geben, genau fiir diese Aufgabe dann auch an? Das
versuchen wir nun zu tun und passen die Pauschale
an.

Zukiinftig werden die Kitas genauso viel Geld er-
halten, wie sie es faktisch fiir das Personal, das
sie auch wirklich angestellt haben, brauchen. Aber
trotzdem zahlt das Land genau diesen Schliissel
von 2,0. Das ist die Frage, die Sie, Abgeordnete
Schiebe, gestellt haben. Das stellen wir durch die
Finanzierung sicher.



Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) — 67. Sitzung — Donnerstag, 26. September 2024 5053

(Ministerin Aminata Tour¢)

Wir haben, wie auch im alten Gesetz, durch die
Mindestpersonalausstattung ein Minimum an pad-
agogischen Fachkriften formuliert.

Abgeordneter Garg, Sie haben sich darauf bezogen,
dass die Mindestpersonalausstattung bei 1,5 sei. In
der Begriindung haben Sie darauf verwiesen. Aber
das Entscheidende ist, sich die Frage zu stellen:
Konnen wir tatsdachlich 2,0 finanzieren? — Ja, weil
wir die finanziellen Mittel dafiir bereitstellen. Wir
haben trotzdem die Mindestpersonalausstattung de-
finiert. Frau Nies hat es dargestellt. Um nicht wie-
der eine Ausnahmegenehmigungssituation zu ha-
ben, haben wir eine Mindestpersonalausstattung in
das Gesetz hineinformuliert. Aber der Durchschnitt,
der im Finanzierungssystem drin ist, ist bei 2,0. Das
ist das Entscheidende.

Gleichzeitig schaffen wir unkomplizierte, aber be-
grenzte Moglichkeiten, weiteres nicht péddagogi-
sches Personal einzusetzen. Auch das war der
Wunsch in der Fliche. Der Anstellungsschliissel
schafft in Zeiten des Fachkriftemangels Moglich-
keiten, eine gute frithkindliche Bildung zu sichern.
Ich mochte an dieser Stelle sagen: Ja, wir haben
uns bei diesem Punkt in der Grundlogik nicht aus-
schlieBlich, aber auch an Bayern orientiert. In unse-
rer Kitapolitik orientieren wir uns nicht an Bayern.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Ganz im Gegenteil! Bayern orientiert sich gerade
an unserem Zehnpunkteplan. Dariiber habe ich mit
Bayern namlich diskutiert.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU - Heiterkeit Dr. Heiner Garg [FDP])

Ich glaube, dass ein modernes Kitagesetz genau ei-
nen solchen Anstellungsschliissel braucht. Deswe-
gen haben wir ihn auf den Weg gebracht. Ich bin
sehr dankbar dafiir, dass sich die Fachabteilung, das
Kitareferat, eine so kluge Idee iiberlegt hat und wir
das in die Realitit iibersetzt haben.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Zusitzlich, weil auch das in der Debatte immer
wieder aufkam: Tun wir denn etwas, um noch mehr
Fachkrifte zu generieren und noch mehr Ausbil-
dungsplitze zu schaffen? Wir haben im Parlament
hier mehrmals diskutiert, dass diese Landesregie-
rung 13 Millionen Euro jahrlich fiir mehr Ausbil-
dungsplétze, fiir mehr Fachkrifte im Rahmen un-
serer Fachkriftestarkungsstrategie bereitstellt. Das
heifdit, auch da ist zusitzliches Geld drin. Deswegen

lasse ich das so nicht stehen, dass wir in diesem
Bereich nichts tun.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Was passiert mit den 70 Millionen Euro, die durch
die bessere Pauschale frei werden und durch die zu-
sitzlichen 40 Millionen Euro, die Land und Kom-
mune bereitstellen?

Wir haben uns dafiir entschieden, das Geld nicht
irgendwie einzusparen, sondern in die Verbesserung
des Kitasystems reinzupacken. Circa 35 Millionen
Euro gehen an die Fachkréfte. Es wird mehr Verfii-
gungs- und Leitungsfreistellungszeiten bei Vertre-
tungsanteilen geben. Wir packen weitere 17 Mil-
lionen Euro fiir weitere kommunale Entlastungen
rein, das Weihnachtsgeld wird nun vollstindig im
SQKM-System beriicksichtigt. Wir packen circa
15 Millionen Euro in die Stirkung von eingrup-
pigen Kitas durch zusitzliche Vollzeitiquivalente
rein. Bei der Sachkostenférderung — da hatte man
gesagt, es gebe ein Defizit von 40 Millionen Euro —
packen wir 40 Millionen Euro hinein. Das ist doch
nicht Nichts. Wir verteilen aulerdem weitere Mittel
besser im Rahmen der Kindertagespflege. Zum Bei-
spiel werden die Sachaufwandspauschalen und der
Anerkennungsbeitrag erhoht.

Was verbessert sich auBerdem im Kitasystem? —
Insgesamt wird es weniger Biirokratie und Doku-
mentationsaufwand fiir Fachkréfte und Kommunen
geben, so wie sie es wollten. Es wird mehr Mog-
lichkeiten geben, dass Kitas offenbleiben konnen,
wodurch die Verlasslichkeit steigt, womit wir dem
Wunsch der Eltern nachkommen wollen. Die so-
ziale ErméBigung und die Geschwistererméfigung
werden jetzt auch riickwirkend moglich sein — ein
Punkt, den die Biirgerbeauftragte fiir soziale Ange-
legenheiten positiv in ihrer Stellungnahme hervor-
gehoben hat.

Perspektiv-Kitas sind Teil des Kitagesetzes und da-
mit langfristig gesichert. Auch das ist extrem gut.
Die Kommunen wollten mehr Befugnisse zur Uber-
priifung der Kitatriger, die sie jetzt bekommen, und
weniger Dokumentationspflichten. Es wird einen
Strukturnachteilsausgleich fiir Kitas und Regionen
geben, wo es besondere bauliche Herausforderun-
gen gibt. Es wird eine vollig neue Finanzierung
der Sachkosten geben, und der Sachkostenansatz
wird erhoht — und das alles ohne die Erhéhung der
Elternbeitrdge. Ich glaube, das ist eine gute Losung.

Ich bin froh, dass wir nun einen konkreten Gesetz-
entwurf haben, der all das verbindet, der die Er-
gebnisse der Diskussionen, Workshops und Anre-
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gungen aus dem politischen und fachlichen Raum
verbindet. Nun liegt dieser Gesetzentwurf bei Thnen
im Parlament. Ich freue mich auf die Anhérungen,
bin auf die weiteren Empfehlungen gespannt und
freue mich auf den Prozess, der vor uns liegt. —
Herzlichen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Die Landesregierung hat die vereinbarte Redezeit
um zwel Minuten 20 Sekunden erweitert. Diese
Zeit stinde jetzt allen Fraktionen zur Verfiigung,
wenn gewiinscht. — Ich sehe nicht, dass davon Ge-
brauch gemacht wird. Weitere Wortmeldungen lie-
gen auch nicht vor. Ich schliee die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Gesetzentwurf Druck-
sache 20/2496 dem Sozialausschuss zu iiberweisen.
Wer zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Die Gegenprobe! — Stimmenthaltungen?
— Damit ist der Gesetzentwurf einstimmig iiberwie-
sen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben vor der
Mittagspause noch drei Tagesordnungspunkte auf
der Agenda, also wollen wir zligig weitermachen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf:

Regionales Welcome-Center fiir die Westkiiste
einrichten

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/2415

Kompetenzen des Welcome Centers stiirken und
eine Auflenstelle in Heide einrichten

Alternativantrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/2518

Wird das Wort zur Begriindung gewiinscht? — Das
ist nicht der Fall.

Ich eroffne die Aussprache. Das Wort fiir die SPD-
Fraktion hat der Abgeordnete Kianusch Stender.

Kianusch Stender [SPD]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! ,,Der Fachkriaftemangel entwickelt
sich zum groBten Geschiftsrisiko fiir Unterneh-
men* — das ist eine der Uberschriften der Ergebnis-
se der Konjunkturumfrage der IHK Schleswig-Hol-
stein. Wir alle wissen: Seit einigen Jahren steigt
die Konkurrenz der Unternehmen um gut ausgebil-

dete Fachkrifte. Das grofB3te Problem dabei: Der Ar-
beitskréftemangel wird sich bis 2035 in Schleswig-
Holstein verzehnfachen. Die anstehende Northvolt-
Ansiedlung in Dithmarschen ist nicht irgendeine
Ansiedlung, sondern die grofite Industrieansiedlung
der letzten 50 Jahre. Das stirkt den Industriestand-
ort und schafft iiber 3.000 neue Arbeitsplétze, aber
so werden auch viele Fachkrifte benotigt — aus der
Region, aus ganz Deutschland, aber auch interna-
tional.

»~Anpacken statt rumschnacken®, ist ja das Motto
der CDU im Wahlkampf gewesen. Leute, Leute,
Sie haben angepackt: Ein Welcome Center wurde
errichtet. Die dpa schrieb damals:

,Das Welcome Center soll als zentrale Erst-
beratungs-, Informations- und Servicestelle
rund um das Thema Arbeitskraftezuwande-
rung fungieren und Themen wie Visum,
Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen, Be-
schéftigung, Bildung, Wohnen und Familie
biindeln.*

Zitat Gunther:

,,Wir wollen damit Kontakte aufbauen, bevor
Menschen tiberhaupt in Europa sind.*

(Zuruf CDU: Sehr gut!)

So, jetzt vergleichen wir diese vollmundigen An-
kiindigungen aber einmal mit der Realitédt. Da sind
nur sieben Leute angestellt. Wie sollen die das denn
bitte schaffen? Es sind nur 1,7 Millionen Euro fiir
diese riesige Fiille an Aufgaben eingestellt. Und
die Unternehmen? — Fiihlen sich {iberhaupt nicht
abgeholt, fiihlen sich iiberhaupt nicht unterstiitzt,
vor allem nicht die an der Westkiiste. In Sachen
Fachkréftegewinnung verlésst sich die Glinther-Re-
gierung aktuell nur auf dieses eine Projekt.

Das ist der Situation vollig unangemessen. Die ers-
ten Erfahrungen mit dem Welcome Center zeigen,
dass die Aufgabe so nicht zu bewiltigen ist. Ein
Welcome Center muss vor Ort vernetzt sein, um
Fachkrifte fiir Heide und Umgebung zu begeistern
und zu integrieren. Es muss im Ausland présent
sein, um Fachkrifte {iberhaupt auf Schleswig-Hol-
stein aufmerksam zu machen. Es muss ein viel um-
fangreicheres Beratungsangebot bieten als das, was
es gerade leisten kann.

(Beifall SPD)

Aktuell ist das Welcome Center ein absolutes Luft-
schloss. Als SPD setzen wir uns fiir eine dezentra-
le Struktur zur Fachkriftegewinnung ein. Nieder-
sachsen macht vor, wie es geht. Schauen Sie viel-


http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3182&format=WEBVOLLLANG

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) — 67. Sitzung — Donnerstag, 26. September 2024 5055

(Kianusch Stender)

leicht einmal iiber den Tellerrand oder, wo wir
schon bei Northvolt sind: Schauen Sie sich das
Welcome House in Skellefted an. Wir wollen der
Ansiedlung groBer Unternehmen, aber auch unserer
kleinen und mittelstdndischen Unternehmen gerecht
werden. Wir wollen ein regionales Welcome Center
einrichten. Das fordern {ibrigens nicht nur wir, son-
dern auch die IHK, also die Vertretung der Unter-
nehmen vor Ort.

Dieses Welcome Center hétte iibrigens noch einen
anderen Effekt: Es wére ein Zeichen fiir die Region.
Die Westkiiste braucht Verldsslichkeit und Sicher-
heit in Zeiten, in denen eine Negativschlagzeile zu
Northvolt die nichste jagt. Die Kommunikation des
Unternehmens ist wahrlich kein Glanzstiick, aber
dafiir, dass Sie sich als Landesregierung bei diesem
Thema aktuell komplett wegducken, habe ich iiber-
haupt kein Versténdnis.

(Beifall SPD)

Hier hat sich meine Heimatregion auf den Weg ge-
macht und mit viel Engagement von Kommunalpo-
litik, Verwaltung, Unternehmen, Vereinen, Verbén-
den und Zivilgesellschaft einer Vision den Weg ge-
ebnet — einer Vision von einem florierenden griinen
Industriegebiet, das weltweite Standards setzt. Ich
erwarte jetzt Fiihrungsverantwortung von Ihnen,
Herr Gunther, und von Thnen, Herr Madsen, denn
wenn in meinem Bundesland die groBBte Ansiedlung
seit Jahrzehnten zu wackeln droht und zumindest
der Zeitplan in Gefahr ist, dann bleibe ich doch
nicht still im Biiro sitzen und vermelde in der Pres-
se, man wisse auch nicht mehr. Dann fahre ich doch
hin und gehe erst wieder, wenn ich Klarheit fiir
meine Region im Gepack habe.

Warum machen Sie das nicht? Haben Sie Angst,
dass das Projekt in die Hose geht und am Ende
auch der Dreck an lhnen haftet? — Ich habe ein
bisschen das Gefiihl. Sie tun also absolut nichts.
Die ganze Infrastruktur drum herum muss angegan-
gen werden. Von fehlenden Gewerbeflachen tliber
den mangelnden Wohnraum bis hin zu Neubau von
Kitas haben wir ein riesig volles Hausaufgabenheft.
Wenn Sie sich jetzt nicht bei all diesen Dingen an
die Arbeit machen und der Region ein klares Signal
senden, dass Sie noch an diese Ansiedlung glauben,
dann schadet das nicht nur dem Unternechmen, son-
dern der gesamten Westkiistenregion.

(Beifall SPD)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Fiir die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Rasmus
Voge das Wort. — Einen kleinen Moment, in meiner

Vorlage steht das noch anders, das miissen wir ein-
mal checken.

(Zurufe — Rasmus Voge [CDU]: Dann ma-
chen wir das korrekt, keine Frage! — Weitere
Zurufe)

— Gut, Herr Voge ist schon der Richtige, der hier
vorne steht.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Bitte schon.

Rasmus Voige [CDU]:

Sehr verehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Nach der Rede des Kollegen Stender
muss ich sagen: Bei Ihnen geht es auch keinen Deut
groBer: ,,vollkommen unangemessen®, ,komplett
wegducken®, ,absolutes Luftschloss“. Ich muss
ehrlich sagen: Ich finde die Tonart nicht angemes-
sen.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Der Ministerprésident hat gestern hier den Ton ge-
setzt und gesagt, dass wir aus der demokratischen
Mitte heraus diskutieren sollten — sodass die Men-
schen im Land uns auch verstehen und vertrauen.
Deshalb fand ich das doch recht merkwiirdig.

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Herr Abgeordneter, der Kollege Stender mochte Ih-
nen eine Zwischenfrage stellen.

Rasmus Voge [CDU]:
Nein, ich fange erst einmal an.

(Kianusch Stender [SPD]: Das ist der demo-
kratische Ton, von dem wir gesprochen ha-
ben!)

— Ja, das ist demokratischer Ton. Das ist ja nicht
undemokratisch, Nein zu sagen. Ich bitte Sie!

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Natiirlich ist die Ansiedlung des schwedischen Bat-
teriestellers die grofte Industrieansiedlung der letz-
ten Jahrzehnte in Schleswig-Holstein. Das ist ein
groBer Erfolg wirklich aller Beteiligten iiber Partei-
und Fraktionsgrenzen hinweg, ob in der Landesre-
gierung, im Landtag oder vor Ort im Kreis Dith-
marschen. Da kann man sagen: ein grofler Erfolg
aller Akteure.
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So ein Bau fiihrt natiirlich auch zu gro3en Veridnde-
rungen. Wenn eine Fabrik mit 3.000 Mitarbeitern
ein gesamtes — ich nenne das einmal Biotop — mit
Zulieferern bis zu 10.000 Mitarbeitern entsteht, be-
deutet das Verdanderung.

(Lachen Sandra Redmann [SPD])

Neue Stralen und Schienenverbindungen werden
gebaut, Hauser, Wohnungen, Schulen, Kindertages-
stétten. Das verdndert die Region.

Alle Verantwortlichen — das wissen wir — legen sich
kréftig ins Zeug, um den Anforderungen gerecht zu
werden und die Entscheidung von Northvolt hier
in Schleswig-Holstein fiir alle zum Erfolg werden
zu lassen. Natiirlich gehort dazu, dass Northvolt
und Zulieferer ihren Fachkréftebedarf nicht nur in
Schleswig-Holstein, Deutschland, Europa, sondern
dariiber hinaus decken werden. Das betone ich an
dieser Stelle ausdriicklich: Fiir diese Ansiedlung
und fiir diese Herausforderung ist Schleswig-Hol-
stein mit dem neu gegriindeten Welcome Center
wirklich sehr gut aufgestellt.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Ich will das erldautern. Das Welcome Center hat
zwel Zielgruppen.

Zum einen werden im Welcome Center Kompeten-
zen der Bundesagentur fiir Arbeit, des Landesamtes
fiir Zuwanderung und Fliichtlinge und der WTSH
gebiindelt. Dort wird Hand in Hand gearbeitet, um
Menschen beim Ankommen und beim Berufsein-
stieg zu unterstiitzen, und das ist richtig.

Die zweite Zielgruppe sind kleine und mittlere Un-
ternehmen, die eben eine Fach- oder Arbeitskraft
aus dem Ausland einstellen mochten oder bereits
beschéftigen. Dafiir gibt es dort ein umfangreiches
Serviceangebot.

Hier wird jetzt gesagt: Sieben Stellen sind nicht
ausreichend. — Anderswo iiberlegen wir vor dem
Hintergrund der wirklich schwierigen Haushaltsla-
ge, ob wir eine oder anderthalb Stellen schaffen
koénnen, streichen konnen. Dann sind sieben Stellen
fiir diesen Bereich ein groBer Erfolg fiir die Unter-
nehmen in Schleswig-Holstein.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Nun die Frage: Brauchen wir einen zweiten Stand-
ort? — Da sage ich gleich: Wir meinen nein. Denn
wer sich dafiir interessiert, bei Northvolt zu arbei-
ten — aus der Praxis fiir die Praxis —, der geht
auf die Homepage der Firma. Wenn Sie das jetzt

machen, werden Sie dort {iber 40 Stellen aus den
Bereichen IT, Logistik, Corporate Engineering, Pro-
jektmanagement und so weiter finden. Wer grund-
satzlich Interesse an Schleswig-Holstein hat — ob
als Ingenieur, als sonstige Fachkraft, aus dem Aus-
land, aus dem europdischen Ausland oder aus den
USA, Indien oder Fernost — der lidsst sich doch
nicht davon abschrecken, nach Deutschland zu
kommen, weil es in einem Abstand von 75 Kilome-
tern zwischen Kiel und Heide keine zwei Standorte
eines Welcome Centers gibt.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Andrea Tschacher [CDU]: So ist es!
Vollig richtig!)

Der ehemalige Ministerprésident Peter Harry Cars-
tensen berichtete von seinen Reisen nach Asien:
Wenn er gefragt wurde: ,,Wo liegt denn {iberhaupt
Schleswig-Holstein?*, hat er seinen Daumen ge-
nommen, auf die Karte gedriickt und dann im Grun-
de alles von Hannover bis Kopenhagen tiberdeckt
und gesagt, in der Mitte beim Daumennagel, da
ist Schleswig-Holstein. Deshalb reicht ein Standort;
ein zweiter ist nicht notig. Wir sollten an dieser
Stelle dem Welcome Center viel Erfolg wiinschen
und die Polemik lassen.

Eins ist fiir uns klar: Es gibt moglicherweise Ver-
besserungsbedarf.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Es gibt Verbesserungsbedarf. Lassen Sie uns wei-
terhin Uiber die Inhalte des Welcome Centers disku-
tieren.

(Beifall CDU, FDP, Silke Backsen [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENT] und Lasse Petersdot-
ter [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Das sage ich an dieser Stelle fiir die Koalition
zu. Aber eine Organisationsfrage zu einem zweiten
Standort — das wollen wir nicht. Deshalb lehnen wir
beide Antrége ab,

(Widerspruch FDP —
[FDP]: Schwach!)

Christopher Vogt

sagen aber zu, dass wir selbstverstidndlich gerne be-
reit sind, weiter iiber die Inhalte zu sprechen, damit
das Welcome Center — das sage ich im Interesse
von uns allen, von uns allen in Schleswig-Holstein
— auch zukiinftig ein Erfolg wird. — Danke.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)
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Vizepriisidentin Beate Raudies:

Fiir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat
der Vorsitzende, der Abgeordnete Lasse Petersdot-
ter, das Wort.

Lasse Petersdotter [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Es wurde schon gesagt: Der Fachkrifte-
mangel ist eine der grolen Herausforderungen fiir
die gesamte Wirtschaft, nicht nur in Schleswig-Hol-
stein, sondern auch in Deutschland und dariiber
hinaus. Das Welcome Center spielt bei der Beant-
wortung dieser Herausforderung eine ganz heraus-
gehobene Rolle. Denn klar ist, ohne Fachkriftemi-
gration wird es nicht moglich sein, dem Fachkréfte-
mangel und dem Arbeitskriftemangel zu begegnen.

Dabei hat das Welcome Center die Aufgabe, die
Sichtbarkeit sowohl von Schleswig-Holstein, aber
auch von den Arbeitsmdglichkeiten in Schleswig-
Holstein zu verbessern, und die Moglichkeit zu
schaffen, dass Unternchmen, die im Ausland eine
Fachkraft suchen, hier Unterstiitzung erhalten. So-
mit ist das Welcome Center immer auch ein Ser-
vicedienstleister. Mich freut, dass dieser Grundge-
danke auch in der Opposition — zumindest in der
SPD - jetzt breiter getragen wird, als ich in den
vergangenen Debatten das Gefiihl hatte.

Trotzdem wiirde ich sagen, dass die Mafinahme und
die Schlussfolgerung, die Sie jetzt daraus ziehen,
fiir uns nicht ganz passen. Auf der einen Seite ist es
eine haushalterische Frage: Bauen wir einen zwei-
ten Standort auf oder nicht? — Da muss man einfach
in den Abwéigungen entscheiden: Ist das gerade das
Geld, das wir ausgeben wollen,

(Kianusch Stender [SPD]: Ein 9-Millionen-
Projekt!)

oder wollen wir es an der Stelle nicht ausgeben?
— Das ist eine Frage, die Sie sich nicht stellen, die
wir uns aber an jeder Stelle stellen, egal um welche
Position es dann vereinzelt geht.

(Kianusch Stender [SPD]: Wahnsinn!)

Das andere ist die Frage: Wollen wir eine Zen-
tralisierung oder nicht? Eigentlich war das Ziel
des Welcome Centers, eine Zentralisierung zu errei-
chen. Das funktioniert aber nicht mehr so gut, wenn
man dann anfingt, Zweigstellen zu bauen. Dann hat
man eben keine Zentralisierung mehr. Ich glaube,
dass an dieser Stelle eine Zentralisierung sinnvoll
ist. Deswegen wurde das Welcome Center ja auch
geschaffen.

AuBerdem orientiert sich das Welcome Center an
kleinen und mittelstindischen Unternehmen. North-
volt ist kein kleines und kein mittelstandisches Un-
ternehmen. Industriebetriebe dieser Gréenordnung
werden diesen Herausforderungen selbst und eigen-
standig gerecht; das muss der Staat nicht fiir die
losen.

Jetzt kann man aber sagen, dass die Unternehmen,
die sich drumherum, quasi im Umfeld von North-
volt, ansiedeln, ein Interesse haben konnten. Das ist
nachvollziehbar. Genau hier ist es eben die Aufgabe
des bestehenden Welcome Centers, Unterstiitzung
zu leisten. Das wird der Fall sein und ist auch heute
schon der Fall. Die Menschen sind in der Region,
und die Menschen unterstiitzen auch vor Ort. Das
wird unsere Aufgabe sein.

Wenn man glaubt, dass es immer eine Zweigstelle
in einer Region braucht, damit sie angemessen ver-
treten ist, tduscht man sich. Der Landtag steht aus
gutem Grund in Kiel, aber setzt sich fiir das ganze
Land ein. Das kann auch das Welcome Center in
der Region Heide. — Vielen Dank und schonen Tag.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Fir die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete
Dr. Bernd Buchholz das Wort.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lassen Sie mich zu dem Vorgeplénkel zwei Vorbe-
merkungen machen, wie stark sich die Landesregie-
rung beim Thema Northvolt engagiert oder eben
auch nicht, Kollege Voge.

Es ist schon etwas auffillig, wenn der Minis-
terprasident beim Unternehmensverband Mittelhol-
stein eine Rede zu den Entwicklungsperspektiven
Schleswig-Holsteins hélt und diese Ansiedlung mit
keinem Wort erwihnt.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Hort, hort!)

Es ist schon ein kleines bisschen merkwiirdig, wenn
offentliche AuBerungen aus der schwedischen Re-
gierung, man werde Northvolt nicht mit Kohle
unterstiitzen, die Prasidentin des Landesrechnungs-
hofs im Finanzausschuss veranlassen nachzufragen,
ob man bei der schwedischen Regierung einmal
nachgefragt habe, was denn die Griinde dafiir sei-
en, und die Antwort ist: Wir haben keinerlei Kon-
takt. — Das, mit Verlaub, ist kein Beweis dafiir,
dass man mit groBem Engagement hinter diesem
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Ansiedlungsvorhaben steht. Ich jedenfalls wiinschte
mir da ein bisschen mehr sichtbares Engagement.

Das Welcome Center ist hoffentlich eine gute Idee,
denn es ist in Wahrheit — ich habe es vor einigen
Wochen besucht — in einer Findungsphase. Es ist
in der Findungsphase: Wie legen wir das eigentlich
an? Was ist eigentlich unser Hauptaufgabengebiet?
Machen wir mehr Marketing im Ausland? Sorgen
wir mehr fiir One Face to the Customer im Inland,
um bestimmte Dinge abzuwickeln? Vor allem aber:
Was sind wir eigentlich neben einer tatsdchlichen
Beratungseinrichtung? Ist das eigentlich wirklich
die richtige Aufgabe?

Da sitzen zwei gut geschulte Menschen des Landes-
amts fiir Zuwanderung und Fliichtlinge mitten in
dieser Einrichtung, und die diirfen die Verfahren
nicht selbst in Angriff nehmen, obwohl sie es von
ihrer Kompetenz her konnten, sondern die diirfen
die Auslanderbehorden beraten. Ob das schlau ist,
wage ich zu bezweifeln.

Ich habe immer gefordert — wir haben immer gefor-
dert —, die Kompetenzen, auch die auslédnderrecht-
lichen Kompetenzen fiir die Fachkréfteintegration,
tatsdchlich in diesem Welcome Center zu haben
und zu biindeln. Ich habe den Kollegen Vige so
verstanden, dass er eigentlich sagt: Lass uns iiber
diese Frage nachdenken, dass wir diese Kompeten-
zen dort biindeln. — Dann allerdings zu sagen: ,,Wir
lehnen eure Antrage ab, aber wir wollen weiter dar-
uber reden®, ist, mit Verlaub, ein bisschen so, als
riefe ich bei der Telefonvermittlung an, und die sag-
te zu mir: Legen Sie auf, ich verbinde Sie weiter!

(Zuruf CDU: Ja, wenn es geht!)

Also, das finde ich ein bisschen komisch. Dann
lasst uns den einen Antrag von mir aus in den
Ausschuss iiberweisen. Das beantrage ich hiermit:
unseren Alternativantrag in den Ausschuss zu iiber-
weisen.

In Wahrheit geht es darum, dass man sich die Frage
stellt: ,,Wann bringt das einen effizienten Gewinn
fiir die Unternehmung?“, und zwar insbesondere
fiir die kleinen und mittelstaindischen Unternehmen.
Das tut es natiirlich dann, wenn die ganzen For-
malien, wenn die ganzen Fragen einer sehr kompli-
zierten Fachkréifteeinwanderung durch das Welco-
me Center nicht nur beraten, sondern auch erledigt
werden konnen. Deshalb rate ich dazu, noch einmal
intensiv iiber die inhaltliche Ausgestaltung des Wel-
come Center nachzudenken.

Nun kommt man zur Frage: AuBlenstelle — ja oder
nein, oder: Ist das eigentlich sinnvoll?. Man kann

darliber streiten, ob in Zeiten von Digitalisierung
eine Aullenstelle vor Ort wirklich noch so wahnsin-
nig viel Sinn macht. Das gebe ich gerne zu.

Aber wenn wir nicht iiber die zukiinftig 3.000 Mit-
arbeiter reden, die bei Northvolt angestellt werden
sollen, sondern {iber das Potenzial bei kleinen und
mittelstdndischen Unternehmern — dieses Potenzial
soll ja in einer GrofBenordnung von knapp 7.000 zu-
satzlichen Arbeitsplédtzen in der Region entstehen —,
dann sage ich Thnen eines voraus: Die kleinen und
mittelstindischen Unternehmer an der Westkiiste
werden sich moglicherweise mit dem Projektbiiro
in Verbindung setzen, aber sie werden nicht nach
Kiel fahren, um die Expertise des Welcome Center
in Anspruch zu nehmen.

Deshalb halte ich es nicht fiir blod — da bin ich ganz
bei Rasmus Voge —, wenn wir keine Doppelstruktu-
ren von etwas aufbauen, das sich gerade noch in der
Findungsphase befindet. Aber wir sollten dariiber
nachdenken, dass die Einbindung eines Mitarbeiters
des Welcome Centers in das Projektbiiro als Auflen-
stelle dieses Welcome Centers durchaus Sinn ma-
chen kann. Ich bitte, einfach einmal dariiber nach-
zudenken. Das ist das, was wir in den Alternativan-
trag geschrieben haben. Ich schlage das vor, wenn
Sie jetzt nicht sagen: Wir stimmen sowieso immer
alles ab und reden hinterher weiter, weil wir ja nicht
irgendwo eurem Kram zustimmen kdnnen.

Ich glaube, es ist konstruktiv, keine Doppelstruktu-
ren aufzubauen. Aber es ist konstruktiv, dies an der
Westkiiste und gerade dem Projektbiiro in Heide
anzubinden. Im Projektbiiro gibt es ja einen Bereich
Fachkréftegewinnung und Bildung. Der wire bes-
tens besetzt mit jemandem, der jetzt auch noch die
Expertise des Welcome Center hitte.

Denken Sie nicht nur mit driiber nach. Wenden Sie
sich unserem Alternativantrag zu und lassen Sie uns
das wenigstens im Wirtschaftsausschuss beraten. —
Herzlichen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Fiir die Fraktion des SSW hat die Abgeordnete Si-
bylla Nitsch das Wort.

Sybilla Nitsch [SSW]:

Verehrte Présidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kol-
legen! In Zeiten knapper Kassen miissen wir uns
fragen, ob es richtig sein kann, dass wir immer wie-
der nach neuen o6ffentlichen Strukturen rufen, die fi-
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nanziert werden missen, wir aber an anderer Stelle
Einrichtungen und Angebote kaputtsparen miissen.

Wir sind der Meinung, dass wir das Welcome Cen-
ter, das ja kiirzlich eingerichtet wurde, erst einmal
losarbeiten lassen sollten, statt schon wieder nach
einer neuen Struktur zu rufen. Ob wir es nachher
eine Auflenstelle nennen, ist am Ende egal, weil es
eine neue Struktur bleibt, die Kosten verursacht.

Falls wir das eine oder andere vergessen haben
sollten: Das Welcome Center wird vom Land mit
2,6 Millionen Euro im Jahr finanziert. Es ist expli-
zit nicht nur fiir eine Region gedacht, sondern fiir
ganz Schleswig-Holstein. Liebe FDP, ja, es gibt
dort sogar schon Mitarbeiter fiir Visumsangelegen-
heiten. Aber ich finde immer noch, die Ausldnder-
behorden sollten wir doch lieber in den Kommunen
belassen. Das zum Thema Doppelstrukturen.

Wir sollten diejenigen nicht aus dem Blick verlie-
ren— das ist heute in einigen Debatten schon durch-
geklungen —, die bei uns schon zugewandert sind
und die nun einen Sprachkurs, eine Aus- und Wei-
terbildung brauchen. Die miissen wir gar nicht erst
anwerben, sondern die sind bei uns in der Region,
auch in der Heider Region. Wir brauchen ausrei-
chend Ressourcen, um sie in den Bildungseinrich-
tungen zu qualifizieren. Da steckt ein Fehler im
System. Zum Beispiel klagt die Berufsschule in
Heide dariiber, dass sie gar nicht genug DaZ-Leu-
te haben, um Leute auszubilden. Bevor wir also
weitere teure Strukturen schaffen, miissen wir da-
fiir Sorge tragen, dass solche Engpisse liberwunden
werden.

(Beifall SSW)

Es kann nicht sein, dass junge Leute, die hier seit
Jahren leben, keine Moglichkeit haben, dass ihnen
die Leute Deutsch beibringen und sie ausgebildet
werden.

Das Northvolt-Argument fiir ein weiteres Welcome
Center ist in meinen Augen zu kurz gesprungen.
Northvolt hat bereits deutlich gemacht — das haben
sie mir im Sommer erzdhlt — Die Rekrutierung
lauft unternehmensintern und weltweit. Die brau-
chen von uns keine Unterstiitzung durch ein Welco-
me Center.

(Beifall SSW, vereinzelt CDU und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Zudem errichtet die Landesregierung vor Ort ein
Projektbiiro. Da haben wir uns nun, weil3 Gott, im
Wirtschaftsausschuss genug gestritten. Aber man
muss fairnesshalber sagen, dass die eine Stelle ein-
richten, die sich um Anwerbung, Aus- und Weiter-

bildung von Fachkriften kiimmern sollte. Wir kon-
nen uns im Ausschuss dariiber unterhalten, ob es
dann sinnvoll wire, das in der Ausgestaltung zu-
sammenzubringen. Mehr ist es am Ende des Tages
aber auch nicht.

Dann muss ich noch etwas zu Northvolt und den
3.000 Stellen sagen. Wenn man die Presse jetzt ver-
folgt und gelesen hat, dass sie in Schweden 1.600
Stellen streichen wollen, und man insgesamt sagen
muss, dass das alles irgendwie nicht so gut aussieht,
dann sagt mir mein Gefiihl, dass wir uns da sowieso
noch ein bisschen in Geduld {iben miissen, bis der
Laden iiberhaupt zum Laufen kommt.

Wir brauchen Arbeitskrifte, und die brauchen wir
iiberall im Land. Die brauchen wir nicht nur in
Heide, die brauchen wir in allen Regionen. Es sind
vor allen Dingen die kleinen und mittelstdndischen
Unternehmen, die diesen Bedarf haben.

Vor Ort und in Heide haben wir zahlreiche
Ansprechpartner: die Wirtschaftsforderungsgesell-
schaften, die vielfdltigen Strukturen der regionalen
Kooperation Westkiiste, aber natiirlich auch das
Welcome Center in Kiel. Von daher ist es so, dass
wir sagen miissen, dass wir hier eine sehr gute
Struktur haben. Ich habe aus der Fldche gehort,
dass man keine Doppelstrukturen wiinscht. Man hat
in der Region Heide schon jetzt Schwierigkeiten,
diese ganzen Strukturen zusammenzufiihren.

Wir brauchen — ich sage es noch einmal — Ausbil-
dungsmoglichkeiten in der Fliache. Die geplante zu-
nehmende Zentralisierung der Berufsschulen macht
mir da wirklich Sorge. Wenn ich mir die Einspar-
vorschlage angucke und sehe, dass die Landesregie-
rung in fiinf Jahren bis 2030 an den berufsbilden-
den Schulen 200 Stellen streichen will, dann habe
ich Sorge darum, ob wir unsere Fachkrifte bei uns
im Land auf Dauer ausbilden kénnen. Da miissen
wir wirklich nachsteuern.

Northvolt steckt in der Krise. Wir wissen gar nicht,
ob und wann sie kommen. Wenn sie kommen, dann
werden sie sicherlich Fachkrifte bei den lokalen
Unternehmen abgraben.

Wir werden auch Wohnraum schaffen miissen. Wir
wissen, die Region macht sich auf den Weg. Wir
haben eine ganze Zahl an Leuten, die sicherlich in
das Land pendeln werden. Wir brauchen die funk-
tionierende Schienen- und Infrastruktur, auch die
StraBBeninfrastruktur.

Wir sehen an dieser Stelle, dass ein Welcome Cen-
ter fiir Northvolt in der ganzen Ansiedlungsdebat-
te wirklich das allerkleinste Problem ist. Daher



5060 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) — 67. Sitzung — Donnerstag, 26. September 2024

(Sybilla Nitsch)

muss ich sagen: Den Antrag der SPD wiirde ich
im Grundsatz als einen Schnellschuss bezeichnen
und als nicht mehr angepasst an das, was wir in
den Meldungen lesen. Die FDP hat eine kleine Ver-
schlimmbesserung reingebracht. Ich bin konstruktiv
und offen dafiir, dass wir das im Ausschuss noch
einmal besprechen, aber in Bezug auf das Projekt-
biiro. — Vielen Dank.

(Beifall SSW)

Vizeprisidentin Beate Raudies:

Wir kommen zu den Kurzbeitrigen. Zu einem
Kurzbeitrag hat sich der Abgeordnete Kianusch
Stender gemeldet.

Kianusch Stender [SPD]:

Danke, Frau Prisidentin. — Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Auch wir schlagen eine Uberweisung un-
seres Antrags in den Ausschuss vor. Aber, Herr
Voge, ich musste eben gerade meine Stirn schon
ein bisschen sehr runzeln. Sie reden hier von gro-
Ben Tonen. Ja, was denn sonst? Mit was soll ich
denn bei einem Unternehmen, bei einem Unterfan-
gen dieser GroB3e sonst arbeiten?

Die Leute vor Ort fiihlen sich bei einem Milliarden-
projekt komplett alleingelassen. Da finde ich Klot-
zen statt Kleckern schon sehr angebracht.

(Zurufe CDU)

Herr Voge, ich habe dem Ministerprasidenten ges-
tern sehr gut zugehort. Ich musste mich vor allem
sehr wundern, als er zuerst von einem guten demo-
kratischen Ton gesprochen hat und zwei Minuten
spiter der FDP aufs Brot geschmiert hat, sie ha-
be bei der Wahl in Brandenburg nur ein Drittel
der Stimmen der Tierschutzpartei bekommen. Das
ist so eine Frechheit, dass sich dieser Mann hier
hinstellt und das propagiert und dann auch noch
erzahlt, das sei alles wunderbar demokratisch. Es
ist demokratiegefahrdend, was da passiert! Das der
FDP gestern hier so vorzuwerfen, ist einfach infam.
Das geht auf keine Kuhhaut.

(Vereinzelter Beifall SPD — Unruhe — Glocke
Présidentin)

Sie sagten: Wer zu Northvolt will, geht einfach
auf die Homepage. Herr Voge, Sie haben es nicht
verstanden. Herr Petersdotter hat es verstanden.
Es geht hier in erster Linie nicht um Northvolt,
es geht um die kleinen und mittelstdndischen Un-
ternehmen. Die sind teilweise in den Strukturen
nicht so aufgestellt. Genau die brauchen die Unter-
stiitzung dieses Welcome Centers. Das Welcome

Center vermittelt im besten Fall ndmlich nicht nur
an den Arbeitgeber, sondern hilft auch noch bei
diesem ganzen Ankommensprozess. Das geht nun
einmal am besten dezentral.

Ich zitiere noch einmal Sie selber — ich habe eben
gerade schon dpa genannt —, was das alles hier
bringen soll, also: Einreise- und Aufenthaltsbestim-
mungen, Beschiftigung, Bildung, Wohnen, Familie.
— Das alles soll da drin gebiindelt werden? Das alles
soll gehen mit den Ressourcen, die Sie jetzt haben?
Das ist ldcherlich.

In anderen Lindern gibt es eine komplett staatli-
che Willkommenskultur — inklusive Jobsuche fiir
den Ehepartner. Mit diesen Lidndern messen wir
uns. Angesichts dessen ist das, was wir hier gera-
de vorgeschlagen haben, das Mindeste, was man
obendrauf legen muss, um den Herausforderungen
gerecht zu werden.

Sie haben sich heute wieder absolut im Klein-Klein
verstrickt und gesagt: Alles reicht aus!, das Welco-
me-Center ist super, ein neuer Standort ist viel zu
teuer! — Mann, das ist ein Milliardenprojekt! Die
Region braucht Sicherheit. Sorgen Sie endlich da-
fiir, dass die Region diese auch bekommt!

(Beifall SPD)

Vizepriisidentin Beate Raudies:
Herr Abgeordneter!
(Unruhe)
Herr Abgeordneter — —
(Anhaltende Unruhe)

Meine Damen und Herren, darf ich kurz um Ruhe
bitten? — Herr Abgeordneter, ich bitte doch darum,
dass wir auch in der Debatte den Ton ordentlich
halten. ,,Dieser Mann‘ ist immerhin der Minister-
prasident. Wir sollten bei der Ansprache wenigstens
ein bisschen auf die Formlichkeit achten. — Vielen
Dank.

(Beifall CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Lars Harms [SSW])

Fiir einen weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Rasmus Voge das Wort.

Rasmus Voige [CDU]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Da ich so hiufig angesprochen wor-
den bin — in dem Beitrag des Kollegen Stender bin
ich geradezu angeschrien worden —, habe ich mich
noch einmal zu Wort gemeldet.
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(Rasmus Voge)

Herr Stender, ich weise fiir die CDU-Fraktion — in-
soweit spreche ich sicherlich fiir fast alle hier — Ihre
Behauptung zuriick, die gestrige Rede des Minis-
terprisidenten sei demokratiegefahrdend gewesen.
Das will ich auch fiir das Protokoll einmal festhal-
ten.

(Beifall CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Lars Harms [SSW])

Ich kritisiere die Tonart des Vorredners; die Frau
Prasidentin hat darauf schon Bezug genommen.

Sie sagten, ich hétte nicht verstanden, worum es
geht. In meiner Rede — vielleicht haben Sie nicht
zugehort oder falsch mitgeschrieben; Sie kdnnen
dann im Protokoll nachlesen — sprach ich zum ei-
nen von den 3.000 Mitarbeitern, die bei Northvolt
eingestellt werden sollen, und zum anderen von
7.000 Mitarbeitern, die in dem Biotop — das ist mei-
ne Benennung — an Zulieferern beziehungsweise
verbundenen Firmen tétig sein werden. Dort entste-
hen also bis zu 10.000 Arbeitsplitze. Vor diesem
Hintergrund habe ich gesagt, dass das Welcome
Center gut aufgestellt ist, weil ich meine — —

(Kianusch Stender [SPD]: Mit sieben Leu-
ten? Das ist doch lacherlich!)

— Es ist der Anfang. Die Zahl von sieben Mitarbei-
tern ist ja nicht festgeschrieben; es konnen auch
mehr werden. Wir haben es sozusagen in wenigen
Sekunden von null auf sieben geschafft. Das ist ein
grof3er Erfolg.

(Lachen Kianusch Stender [SPD])

Ich betone noch einmal: Wer aus der Welt nach
Schleswig-Holstein kommt, ldsst sich nicht davon
abhalten, dass innerhalb von 75 Kilometern kein
zweiter Standort zu erreichen ist. Thre Behauptung
ist absolut realitdtsfern. Durch meine zwanzigjdh-
rige Berufserfahrung im internationalen Hafenge-
schift glaube ich, das beurteilen zu konnen.

(Beifall CDU und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Das waren meine ergénzenden Ausfithrungen. —
Danke.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Fiir die Landesregierung hat der Minister fiir Wirt-
schaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Touris-
mus, Claus Ruhe Madsen, das Wort.

(Unruhe — Glocke Prasidentin)

— Ich weiB, es ist kurz vor der Mittagspause. Wir
alle haben Hunger; es war ein langer, anstrengender
Vormittag. Aber ich darf doch darum bitten, dass
wir noch einen Augenblick die Disziplin in der Sit-
zung wahren. — Danke.

Claus Ruhe Madsen, Minister fiir Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus:

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete! Ich werde mich beeilen.
— Neun Monate Welcome Center, 800 Anfragen,
davon mehr als die Hélfte von internationalen Ta-
lenten; der Rest geht von Unternehmen und Netz-
werkpartnern aus — das ist ein sehr ordentliches
Ergebnis fiir ein Welcome Center, das noch im Auf-
bau ist.

Auch ich glaube, dass es nach wie vor nicht genug
Leute sind — das ist hier mehrfach diskutiert wor-
den —, Ende 2025 sollen es nicht sieben, sondern 22
Leute sein. Es ist also ein ordentlicher Aufwuchs
vorgesehen.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Anhand der Anfragen erkennen wir: Schleswig-
Holstein ist attraktiv, sowohl als Wohn- als auch als
Arbeitsort. Hauptziel des Welcome Centers ist es,
eine zentrale Adresse fiir internationale Fachkréfte
zu sein. Im Welcome Center sitzen unter einem
Dach die WTSH, die Arbeitsagentur und das LA-
SuV; sie unterstiitzen sich gegenseitig.

Die Ansiedlung von Northvolt — und natiirlich von
weiteren Unternehmen — ist eine groBle Aufgabe.
3.000 Menschen werden direkt bei Northvolt be-
schéftigt sein; bis zu 12.000 konnten es insgesamt
sein.

Wir stehen der Region zur Seite, unter anderem mit
einem Projektbiiro. Mit einem Entwicklungsfonds
unterstiitzen wir die Gemeinden vor Ort. Gemein-
sam mit der Deutschen Bahn ist eine Taskforce
eingerichtet worden, um Ldsungen fiir den Giiter-
verkehr zu finden. Das Welcome Center ist bestens
vernetzt, kennt die regionalen Akteure und ist von
Heide aus bestens erreichbar. Wir leben schlieBlich
in einer digitalen Gesellschatft.

Fiir internationale Fachkrifte wird es wahrschein-
lich unerheblich sein, wo sich das Welcome Center
befindet; sie werden vermutlich eher online Kon-
takt aufnehmen. Unternchmen sind selbstverstand-
lich herzlich eingeladen, auf das Welcome Center
zuzugehen. Die Kolleginnen und Kollegen kiim-
mern sich natiirlich nicht nur um Unternchmen aus
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(Minister Claus Ruhe Madsen)

Kiel. Am 29. Oktober 2024 wird das Welcome
Center im Rahmen einer Roadshow ohnehin nach
Dithmarschen kommen.

Zu guter Letzt will ich gern darauf hinweisen, wel-
che Aufgaben die Politik und welche die Wirtschaft
haben. Die Politik schafft Rahmenbedingungen, da-
mit Fachkréfte zu uns kommen konnen. Zum The-
ma Fachkrifteeinwanderung gehdrt auch die Aner-
kennung von Berufsabschliissen — oder eben die
Beratung in einem Welcome Center.

Wir vermarkten unser Land als attraktiven Ort zum
Leben und Arbeiten. Wir Uibernehmen aber nicht
die Akquise von Fachkriften fiir einzelne Unter-
nehmen.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])
— Danke, Bernd.
(Heiterkeit)

Wir unterstiitzen, wo wir kénnen, liefern aber nicht
die Fachkrifte vor dem Werktor ab. Genauso wenig
ist dies Aufgabe der Region, der Kreise oder der
Gemeinden.

Von Northvolt habe ich bisher auch nicht den
Wunsch nach Unterstiitzung durch eine Aulenstelle
an der Westkiiste gehort.

(Kianusch Stender [SPD]: Von der IHK
aber!)

Ich lade ausdriicklich alle Unternehmen in der
Region ein, Kontakt zum Welcome Center in Kiel
aufzunehmen. Schreiben Sie eine Mail! Rufen Sie
an! Kommen Sie vorbei! SchlieBlich sind wir das
Land der kurzen Wege.

Ich muss einer weiteren Behauptung widerspre-
chen: Natiirlich ist es so, dass wir im Welcome
Center auch hoheitliche Aufgaben iibernehmen,
dann ndmlich, wenn es um beschleunigte Fachkréf-
teverfahren geht. Das wird direkt vor Ort erledigt.

Sie haben mich aufgefordert, iiber die Landergren-
zen hinweg zu schauen. In Niedersachen gibt es —
insofern haben Sie recht — sieben Welcome Center
und insgesamt immerhin 1 Million Euro pro Jahr
als Budget. Wir stellen bis 2028 12,8 Millionen
Euro zur Verfiigung. Insofern fillt unser Vergleich
mit Niedersachsen ganz passabel aus.

(Zuruf Kianusch Stender [SPD])

Ich wiinsche unserem Welcome Center und dessen
fleiBigen Mitarbeitern erfolgreiche Jahre. Es freut
mich sehr, dass Sie von der SPD dieses Modell

ausbauen wollen; das zeigt, dass auch Sie es als
Erfolg ansehen. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizepriisidentin Beate Raudies:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schlieBe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag der SPD-Frak-
tion, Drucksache 20/2415, in den Wirtschafts- und
Digitalisierungsausschuss zu iiberweisen. Wer so
beschlieflen will, den bitte ich um das Handzeichen.
— Das sind die Fraktionen von SPD, FDP und SSW.
Wer ist dagegen? — Das sind die Fraktionen von
CDU und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Damit ist
die Ausschussiiberweisung fiir diesen Antrag abge-
lehnt.

Es ist ebenso beantragt worden, den Alternativan-
trag der Fraktion der FDP, Drucksache 20/2518,
dem Wirtschafts- und Digitalisierungsausschuss zu
iiberweisen. Wer so beschlieBen will, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. — Das sind die Fraktio-
nen von CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD,
FDP und SSW; es ist somit einstimmig beschlos-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache. Ich
lasse iiber den Antrag der Fraktion der SPD, Druck-
sache 20/2415, abstimmen. Wer diesem Antrag zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Das
ist die Fraktion der SPD. Gegenstimmen? — Das
sind die Fraktionen von CDU, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, FDP und SSW. Damit ist dieser Antrag
abgelehnt.

Meine Damen und Herren, die Parlamentarischen
Geschiftsfilhrungen haben mir mitgeteilt, dass Ta-
gesordnungspunkt 37 A auf die Nachmittagssitzung
verschoben und nach den gesetzten Punkten aufge-
rufen wird.

AuBerdem habe ich eine Mitteilung fiir die Mit-
glieder des Sozialausschusses: Der Sozialausschuss
wird im Anschluss an diese Sitzung tagen, und
zwar — abweichend von der Einladung — im Frak-
tionssitzungssaal der CDU, Raum 249. Dort findet
die Sondersitzung statt.

Als letzten Tagesordnungspunkt des Vormittags ru-
fe ich jetzt mit besonderer Freude Tagesordnungs-
punkt 39 auf:

Titigkeit des Petitionsausschusses in der Zeit
vom 01. 04. 2024 bis 30.06.2024
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(Vizeprisidentin Beate Raudies)

Bericht des Petitionsausschusses
Drucksache 20/2419

Ich erteile das Wort dem Vorsitzenden des Petiti-
onsausschusses, dem Abgeordneten Hauke Gottsch.

Hauke Gottsch [CDU]:

Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich werde Sie nicht mehr lange aufhalten. Aus mei-
ner Sicht ist der Petitionsausschuss der wichtigste
Ausschuss.

(Beifall CDU, SSW und vereinzelt BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Deshalb freue ich mich, dass noch so viele anwe-
send sind.

Ich stelle Thnen heute den Tatigkeitsbericht des Pe-
titionsausschusses fiir das zweite Quartal 2024 vor.
In dieser Zeit haben den Ausschuss 72 Petitionen
erreicht. Von den noch offenen Verfahren haben wir
67 Petitionen abschlieBend beraten. Die gefassten
Beschliisse und die Statistik entnehmen Sie bitte
unserem Bericht, den haben Sie alle zur Kenntnis
bekommen. Wir hatten sehr viele interessante Fille.
Lesen Sie gerne selbst nach.

Als Ausschuss mochten wir unser gesamtes Petiti-
onsverfahren verbessern und es noch biirgerfreund-
licher gestalten.

(Zuruf CDU: Sehr gut!)

— Genau. Deshalb tauschen wir uns gern mit den
Kolleginnen und Kollegen aus den anderen Bun-
deslédndern aus. Gerade haben wir den Petitionsaus-
schuss in Mecklenburg-Vorpommern besucht. Dort
konnten wir an einer Sitzung teilnehmen.

Teilweise wihlen die Ausschiisse unterschiedliche
Verfahren, um den Petitionen der Biirgerinnen und
Biirger zum Erfolg zu verhelfen. Das war span-
nend zu beobachten. Auch der anschlieBende Erfah-
rungsaustausch war sehr gewinnbringend. Wir wer-
den nun im Ausschuss beraten, welche Anregungen
aus Mecklenburg-Vorpommern wir flir unsere Ver-
fahren aufgreifen wollen.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Beide Ausschiisse sind sich einig, dass sichtbar und
offen fiir die Petition als Form der Biirgerbeteili-
gung geworben werden muss. Biirgerbeteiligung ist
gelebte Demokratie. Das miissen Biirger erfahren.
Hierfiir ist auch eine eigene Offentlichkeitsarbeit
der Petitionsausschiisse notwendig. Da sind wir nun
dran!

Ich freue mich daher, dass der Petitionsausschuss
auch in diesem Jahr auf der Norla vertreten gewe-
sen ist. Besucherinnen und Besucher konnten dort
mit Abgeordneten ins Gespriach kommen und sich
iiber unsere Arbeit informieren. Immer wieder wur-
de positiv aufgenommen, wie einfach in Schleswig-
Holstein eine Petition eingereicht werden kann. Auf
diese Tatsache wollen wir verstirkt aufmerksam
machen.

Ich lade daher auch Sie alle ein, Biirgerinnen und
Biirger darauf hinzuweisen: Mit einer Petition kon-
nen sie sich direkt an den Landtag wenden. Der
Petitionsausschuss wird sich gern den Vorschldgen,
Bitten oder Beschwerden widmen und sich fiir die
Petenten einsetzen. — Vielen Dank fiir Thre Auf-
merksambkeit.

(Beifall CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Guten Appetit, oder hat noch irgendjemand Fragen?

Vizeprisidentin Beate Raudies:
Danke, Herr Berichterstatter, aber das ist mein Text.
(Heiterkeit)

Gibt es Wortmeldungen zum Bericht? — Das ist
nicht der Fall.

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen.

Der Ausschuss empfiehlt, den Bericht, Drucksache
20/2419, zur Kenntnis zu nehmen und damit die
Erledigung der Petitionen zu bestitigen. Wer der
Ausschussempfehlung folgen und so beschliefen
will, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Damit ist das einstimmig
so beschlossen.

Ich unterbreche die Sitzung bis 15 Uhr und wiin-
sche guten Appetit!

(Unterbrechung: 13:04 bis 15:00 Uhr)

Vizepriisidentin Annabell Krimer:

Werte Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie,
Platz zu nehmen, damit wir fortfahren konnen.

Bevor wir mit der Tagesordnung fortfahren, begrii-
Ben Sie gemeinsam mit mir auf der Besuchertribii-
ne des Schleswig-Holsteinischen Landtags unseren
ehemaligen Kollegen Detlef Matthiessen.

(Beifall)

Genauso begriilen Sie mit mir auf der Besuchertri-
biine bitte Mitglieder des Christlichen Jugenddorf-
werks Deutschlands eingetragener Verein Plon mit
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(Vizeprisidentin Annabell Krimer)

Gefliichteten, aus der Eigenregie der SPD-Fraktion.
— Seien Sie uns herzlich willkommen!

(Beifall)
Ich rufe Tagesordnungspunkt 26 auf:

Erhohung der Trassenentgelte stoppen

Antrag der Fraktionen von CDU und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 20/2474 (neu)

Das Wort zur Begriindung wird, wie ich sehe, nicht
gewiinscht. Somit er6ffnen wir die Aussprache.

(Lukas Kilian [CDU] geht zum Rednerpult —
Heiterkeit)

Das Wort hat fiir die CDU-Fraktion der Abgeordne-
te Lukas Kilian.

Lukas Kilian [CDU]:

Sehr geehrte Frau Landtagspréisidentin! Meine Da-
men und Herren! Vielen Dank! Es wirkt fast so, als
ob einige unserer Kollegen mit dem Zug kommen —
zumindest mit den Ziigen, die wahrscheinlich nicht
mehr fahren konnten, wenn die Trassenpreiserhd-
hung kommt, wie sie vorgesehen wire.

(Serpil Midyatli [SPD]: Genau! — Christo-
pher Vogt [FDP]: Da sind die Verbindun-
gen gestrichen worden! Deshalb fehlen die!
— Heiterkeit und Beifall BUNDNIS 90/ DIE
GRUNEN - Heiterkeit FDP)

Sehr geehrte Frau Landtagsprésidentin, meine Da-
men und Herren, der Titel ,, Trassenpreiserhohung
stoppen” klingt nicht sonderlich spannend. Aber es
geht hier ums Eingemachte. Es geht um Bahnver-
bindungen, die wegfallen kdnnten. Es geht um mas-
sive Kostensteigerungen fiir Bahnnutzer und einen
absehbaren Verkehrskollaps.

Die Ampel hat ndmlich etwas auf die Schiene ge-
setzt, das entsetzt.

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Oh!)

Gemeint sind die geplanten Trassenpreiserh6hun-
gen fiir das Jahr 2026. Zur Erklarung: Trassenpreise
fallen fiir Unternehmen an, die Schienen befahren,
und zwar alle Unternehmen: fiir die Deutsche Bahn
selbst, den Schienenpersonenverkehr und den Gii-
terverkehr. Jeder Zug zahlt. Rollt der Zug, rollt der
Euro.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Zug um Zug! —
Lars Harms [SSW]: Ist aber Luxus!)

—Zug um Zug.

Von Trassenentgelten soll der Bahn-Konzern die
laufenden Kosten, die Instandhaltung und Investi-
tionen in das insgesamt mehr als 33.000 Kilome-
ter lange deutsche Bahnnetz in Deutschland zah-
len. Dass es hier Nachholbedarf gibt, liegt auf der
Hand. Deutschlandweit ist das Schienennetz in ei-
nem schlechten Zustand, in Schleswig-Holstein ist
das Schienennetz in einem miserablen Zustand.

(Eka von Kalben [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Und das erst seit zwei Jahren, ne?)

— Das ist nicht seit zwei Jahren so, das ist seit
vielen Jahren so.

(Christopher Vogt [FDP]: Dank CDU/CSU!)

Leider ist es nicht so, dass die Trassenentgelte, die
gezahlt werden, fiir die genutzten Strecken verwen-
det werden, sondern sie flieBen in einen Topf, und
dann werden irgendwo MafBnahmen gemacht. Es
ist so, dass wir iUber 150 Millionen Euro an Tras-
senentgelten zahlen, aber in Schleswig-Holstein so
gut wie gar nichts davon investiert wird, weil die
Deutsche Bahn andere Schwerpunkte setzt. Wir re-
novieren und sanieren quasi bei unseren Nachbarn,
aber unsere Nutzerinnen und Nutzer zahlen es.

Nun hat die Ampel — lobenswerterweise — entschie-
den, etwas gegen den Sanierungsstau zu tun.

(Eka von Kalben [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Aha!)

Es sollen Milliarden Euro investiert werden.

(Eka von Kalben [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: Endlich!)

Das ist gut und richtig so.
(Beifall CDU, FDP und SSW)

Doch statt eines direkten Zuschusses aus dem Bun-
deshaushalt trickst die Ampel, um die Schulden-
bremse einzuhalten, und plant eine Eigenkapitaler-
hoéhung fiir die Bahn.

(Peter Lehnert [CDU]: Skandalos!)

So wird die Schuldenbremse umgangen, aber da-
fiir muss man Einnahmen bei der Deutschen Bahn
generieren. Und deshalb muss die Bahn fiir diese
Eigenkapitalerhohung Zinsen zahlen.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Damit die Bahn Zinsen zahlen kann, ist geplant, die
Einnahmeseite zu erh6hen.

(Lachen Lars Harms [SSW])
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(Lukas Kilian)

Und jetzt wird es wild.

(Serpil Midyatli [SPD]: Wie war das noch
mit der Finanzierung?)

Geplant ist, die Zinszahlungen nur durch Trassen-
preiserhdhungen zu finanzieren. Die Nutzer, also
alle Fahrgiste und alle Giiterverkehre, sollen zu-
kiinftig die Zinsen fiir den Buchungstrick der Am-
pel zahlen.

(Peter Lehnert [CDU] und Martin Balasus
[CDU]: Skandalds!)

Ich glaube, die Ampel hat sich in ihrem Finanz-
dribbling selbst ausgetrickst. Fiir den Regionalver-
kehr sind Steigerungen um satte 23,5 Prozent bei
der Bundesnetzagentur beantragt. Die Folgen wi-
ren dramatisch. Schleswig-Holstein miisste jéhrlich
35 Millionen Euro fiir ein marodes Schienennetz
bezahlen.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Wir wissen alle: Das wire das Ende vieler Verbin-
dungen, und Bahnfahren wiirde deutlich teurer wer-
den.

Fiir uns ist daher klar: Eine derartige Erhohung der
Trassenpreise hitte nur ein Ziel — Verkehrschaos!
Deshalb hoffen wir, dass die Ampel diesen Plan
stoppt.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Wiirden die Plidne so umgesetzt werden, hitten wir
im Ergebnis mehr Verkehr auf der Strafle und kaum
mehr Verkehr auf der Schiene.

Neben dem Schienenpersonenverkehr wire der Gii-
terverkehr ganz massiv betroffen. Gerade kombi-
nierte Verkehre, also Verkehre zwischen Zug und
Lkw, wiirden sich so gar nicht mehr rechnen. Die
Folge wiren unendliche Lkw-Kolonnen auf den
Autobahnen. Nur zum Verstindnis: Ein Giiterzug
sind ungefdhr 52 Lkw.

(Eka von Kalben [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Hort, hort!)

Aber der Zug ist noch nicht abgefahren, und des-
halb haben wir heute diesen Antrag eingebracht.
Wir wollen, dass sich die Gebiihr fiir Trassen an
ihrem Zustand bemisst. Fiir Schrottschienen konnen
keine Schonheitspreise gezahlt werden. Wir wollen,
dass sich das Trassenpreissystem kiinftig stirker an
den Qualititsaspekten orientiert. Der Trassenpreis
muss sich nach dem Zustand der Infrastruktur rich-
ten.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Wir haben auch noch einen Losungsvorschlag: Wir
wollen, dass Bahnstrecken, die ausschlieSlich vom
Regionalverkehr genutzt werden, auch an Bundes-
lander gegeben werden konnen, damit sie selbst in-
vestieren und wir mit unseren Trassenpreisen nicht
Strecken woanders sanieren,

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Wie wollen Sie
das bezahlen, Herr Kollege?)

sondern der Zustand hier interessengerecht ausge-
baut und saniert wird.

(Wortmeldung Sybilla Nitsch [SSW])

Ich bitte um Zustimmung zu unserem Antrag, damit
die Pline der Ampel aufs Abstellgleis geschoben
werden. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Sybilla Nitsch [SSW]: Ich hatte eine
Zwischenfrage!)

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Fiir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat
nun die Abgeordnete Nelly Waldeck das Wort.

Nelly Waldeck [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleg_innen!
Fiir jeden unserer Ziige von Kiel nach Hamburg
zahlen wir circa 640 Euro Trassenentgelte an die
DB InfraGO. Wir fahren die Strecke aber nicht ein-
mal am Tag, sondern grob 80-mal hin und zuriick
jeden Tag. Rechnet man die Kosten flir die rund
30.000 Fahrten im Jahr aus, kommen wir auf Tras-
sengebiihren von 20 Millionen Euro jdhrlich. Das
allein fiir Kiel-Hamburg. Die Summe ist fast zehn-
mal so hoch wie die, die wir fiir den Antrieb, also
den Strom auf der Strecke, zahlen.

Nur einmal zum Vergleich: Man stelle sich mal vor,
man wiirde das Zehnfache an Spritpreisen fiir eine
Maut zahlen,

(Rasmus Voge [CDU]: Ja!)

also zehn Euro Maut pro Liter Sprit. Ein gutes Bei-
spiel, das mal wieder zeigt, dass die Schiene in
unserem Land massiv benachteiligt wird.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Aber was bekommen wir fiir den hohen Preis? Ich
glaube, ich brauche nicht diesen Raum zu verlas-
sen, um ein deutliches Stimmungsbild dariiber zu
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bekommen, wie zufrieden wir mit der Schienenin-
frastruktur in Schleswig-Holstein sind — landesweit,
aber ganz besonders bei der Strecke Kiel-Hamburg.

Fiir Schleswig-Holstein liegen die Trassengebiihren
insgesamt jdhrlich bei 150 Millionen Euro. Ein
Drittel der Regionalisierungsmittel geht also iiber
die DB InfraGO zuriick an den Bund.

Ich mochte an dieser Stelle daran erinnern, dass das
GO in InfraGO fiir ,,gemeinwohlorientiert steht.
Davon ist an dieser Stelle noch nicht so viel zu
merken.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU - Zuruf Sybilla Nitsch [SSW])

Jetzt wird geplant, die Trassengebiihren noch ein-
mal deutlich — fiir den Regionalverkehr ist es fast
um ein Viertel — zu erhohen. Wir stecken aber
bereits nicht nur in Schleswig-Holstein, sondern
bundesweit mitten in der Finanzierungskrise des
OPNV, und diese 30 Millionen bis 50 Millionen
Euro zusitzlich im Jahr wiirden uns die gesamte
Grundlage entziehen. Das darf so nicht passieren.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Deswegen bitten wir die Landesregierung heute,
sich gegen diese Erh6hung einzusetzen.

Wir wollen aber nicht nur Geld vom Bund fordern,
sondern wir wollen auch Losungswege aufzeigen.
Die Ubertragung regionaler Infrastruktur in die Ver-
antwortung des Landes ist ein Losungsweg.

Dass Strecken, auf denen die DB keinen eigenen
Fernverkehr fahrt und daher kein eigenes Interesse
daran hat, die Strecken instand zu halten oder aus-
zubauen, ist ein grundsétzliches Problem.

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Frau Kollegin, ich wollte Sie gerne fertig sprechen
lassen. Ich nehme aber an, dass Sie geneigt sind,
die Zwischenfrage oder Anmerkung der Frau Kol-
legin Nitsch zuzulassen.

Nelly Waldeck [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:

Das werde ich tun.

Vizeprisidentin Annabell Krimer:
Bitte.

Sybilla Nitsch [SSW]: Vielen Dank. — Liebe
Kollegin Waldeck, nun haben Sie leider diese
Situation, denn eigentlich wollte ich den Kol-

legen Kilian fragen, der das aber nicht mehr
bemerkt hat.

Nelly Waldeck [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Das ist okay.

Ich habe eine Nachfrage. Sie haben gesagt, es
gehe um den Ansatz, dass ausschlieBlich fir
Regionalverkehr genutzte Regionalstrecken
an das Land {ibertragen werden sollten.

Der Opposition wird immer vorgeworfen,
wenn sie bestimmte Ansdtze macht, dass
man dann im besten Fall auch wissen sollte,
wie die Finanzierung sei.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

Mich interessiert, wie Sie es finanzieren wol-
len, wenn es so wire, dass zum Beispiel
zwei, drei Strecken an Schleswig-Holstein
iibergeben wiirden.

Als grundsétzliche Frage stellt sich, wie viel wir fiir
eine Strecke zahlen. Ich wiirde sagen, dass das je
nach Zustand nicht besonders hoch ist, weil man
damit einhergehend die gesamte Verantwortung fiir
Sanierungen und AusbaumaBnahmen {ibernimmt.

(Beate Raudies [SPD]: Das ist aber einmal
eine mutige Aussage!)

Um wie viel Geld es geht, ist also die Frage, die
man nachher mit der DB zu diskutieren hétte.

Kauft man die Stadtstrecken auf, kann man sie na-
tiirlich in einer Landesgesellschaft aufkaufen. Dann
kann man Kredite aufnehmen, um den Ausbau zu
finanzieren, und das Geld durch eigene Trassenein-
nahmen wieder einnehmen. So hat man einen gu-
ten Mechanismus, der nicht dafiir sorgt, dass man
immer weiter in die Schulden hineingeht, sondern
langfristig Einnahmen hat und sich das refinanziert.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Frau Abgeordnete, mochten Sie noch einen Nach-
schlag genehmigen?

Nelly Waldeck [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Ja.

Sybilla Nitsch [SSW]: Nehmen wir einmal
an, dass sich Ihr Modell vielleicht schon im
nichsten Jahr realisieren liefe. Dann wiirden
Sie Ansitze im Haushalt finden, damit wir
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im Grunde genommen erst einmal die Stre-
ckeniibertragungen bezahlen konnten.

Es wird eine Erstinvestition geben. Das
versteht sich von selbst. Dann hitte man na-
turlich noch zu beraten, was Sie mit der Lan-
desanstalt nennen; das heif3t, wie man das
in der Praxis iiberhaupt machen wiirde. Da-
bei ginge es zum Beispiel um die Streckenin-
standhaltung.

Wenn es so wire, dass wir diese zwei, drei
Strecken iibernechmen konnten und an das
Projekt herangehen, was aus meiner Sicht
positiv wire, dann wiirde mich interessieren,
woher das Geld dafiir kommt. Im Moment
sprechen wir die ganze Zeit davon, dass wir
sparen miissen. Wir bestellen Verkehre ab,
und wir streichen an allen moglichen Ecken
und Enden.

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Frau Abgeordnete!

Deshalb fehlt mir im Moment die Kreativitét,
woher Sie das Geld nehmen wollen.

Nelly Waldeck [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:

Fiir den Teil Ihrer Meinung haben Sie gleich noch
finf Minuten Zeit, um ihn auszufiihren.

(Sybilla Nitsch [SSW]: Ich habe Sie gefragt!)

Ich glaube aber, dass ich lhre Frage schon beant-
wortet habe.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Die Frage ist zunichst, wie viel die Strecke kostet.
Das miissen wir mit der Deutschen Bahn verhan-
deln — das haben wir auch in den Antrag geschrie-
ben —, und ich mache mir gar keine Illusionen, dass
das eine schwierige Verhandlung wird und ein we-
nig Zeit benotigt.

Aktuell ist die Haltung der Deutschen Bahn, grund-
sétzlich keine Strecken abgeben zu wollen. Des-
wegen ist das auf jeden Fall ein Konfliktthema,
und ich gehe nicht davon aus, dass wir das in ei-
nem Jahr hinbekommen. Allerdings wiirde ich es
durchaus sehr begriiBen, wenn wir das in einem
Jahr hinbekdmen, weil eine wahnsinnige Zeitdring-
lichkeit besteht, unsere Strecken auszubauen und
so hinzubekommen, dass mehr Ziige darauf fahren
konnen.

Danach geht es darum, Kredite aufzunehmen und
sie durch Trasseneinnahmen zu refinanzieren.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
vereinzelt CDU)

Wenn wir uns die Investitionssumme fiir Schles-
wig-Holstein anschauen, ist es aktuell so, dass wir
sehr hohe Trassengebiihren zahlen. Diese Gelder
werden aber nicht unbedingt in Schleswig-Holstein,
sondern viel stirker — wir haben es gerade gehort
— im Fernverkehr oder in meiner Meinung nach
sinnlosen Tiefbahnhofprojekten wie Stuttgart 21 in-
vestiert.

Die Strecke in eigener Verantwortung zu haben,
wiirde aber noch sehr viel mehr Vorteile als nur
diesen finanziellen Aspekt bringen. Wir hétten den
Vorteil, gilinstiger bauen zu konnen, denn in der
Regel sind Arbeiten der Deutschen Bahn erheblich
giinstiger und schneller realisierbar, wenn sie ande-
re Infrastrukturunternehmen ausfiihren. AuBerdem
konnten wir eine eigene Prioritdt dafiir festlegen,
welche Infrastrukturarbeiten wir zu welchem Zeit-
punkt machen und wo der gréf3te Bedarf in Schles-
wig-Holstein besteht.

(Beate Raudies [SPD]: Und das macht mir
die meiste Angst!)

Zudem bedeutet das, dass wir eine Reaktivierung
zu giinstigeren Preisen machen und so unsere Vor-
haben aus dem LNVP besser umsetzen kdnnten.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ein weiterer Aspekt ist, dass wir mehr Ziige fah-
ren lassen konnten, ohne noch mehr Trassengebiih-
ren zu zahlen. Momentan fliet der grofle Teil der
Regionalisierungsmittel an den Bund zuriick — ich
habe es gerade ausgefiihrt —, weil wir Trassenge-
biihren pro Kilometer zahlen. Wenn wir die Strecke
selbst im Besitz haben, zahlen wir einmalig fiir die
Instandsetzung, und jeder weitere Zugkilometer, der
darauf bestellt wird, kostet pro Kilometer sehr viel
weniger. Das schafft einen groflen Anreiz, mehr
Verkehre zu bestellen. In Richtung ,,Verkehrswen-
de* ist das genau richtig.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
vereinzelt CDU)

Deswegen fordern wir heute nicht nur Geld vom
Bund, sondern wollen auch eigene Losungswege
vorschlagen, um die Schieneninfrastruktur zu finan-
zieren und in einen guten Stand zu bringen.

Auf den Schienen fahrt aber nicht nur der Regional-
verkehr. Fiir die Verlagerung von Giiterverkehren
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wire die geplante Erhéhung der Trassengebiihren,
iiber die wir heute sprechen, ebenfalls dramatisch.

Niemand mag StraBen voller Lkw, und die Verlage-
rung von Giitern von der Strae auf die Schiene
ist eigentlich gesellschaftlicher Konsens. Dafiir
braucht es finanzielle Anreize fiir Logistikunterneh-
men. Gerade deswegen waren die Erhéhung und
die Umschichtung der Lkw-Maut in die Schienen-
infrastruktur ein sehr bedeutsamer Schritt, den wir
begriiBen und unterstiitzen.

So ein Ansatz wiirde mit der drastischen Erhohung
der Trassengebiihren aber komplett verloren gehen.
Nicht nur das; es wiirde fehlendes Vertrauen und
eine fehlende Planungssicherheit fiir Logistikunter-
nehmen und damit auch ein Risiko fiir neue An-
siedlungen von Unternehmen schaffen.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
vereinzelt CDU)

Wer Verkehre verlagern mochte, muss erheblich in-
vestieren und den gesamten Betrieb eigentlich um-
stellen. Das braucht Mut und Planungssicherheit.
Deswegen ist ein stabiler Trassenpreis zentral fiir
diese Verlagerung.

Am Ende gehort zur Wahrheit auch, dass wir wie-
der Geld vom Bund fordern. Allerdings ist klar,
dass der Bund in einer schwierigen Haushaltslage
davon nicht mehr so viel hat.

(Beate Raudies [SPD]: Ach!)

Es ist also leicht, Geld vom Bund zu fordern, ohne
Losungswege aufzuzeigen, woher das Geld kom-
men soll. Deswegen kann man einen solchen An-
trag nicht stellen, ohne am Ende zu betonen, dass es
Gegenfinanzierungsvorschlige aus dem Verkehrs-
haushalt gibt; sei es, —

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Kommen Sie bitte zum Ende.

Nelly Waldeck [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:

— um hohere Investitionen mit einer Reform der
Schuldenbremse

(Sybilla Nitsch [SSW]: Ah!)
in den Klimaschutz zu ermdglichen,
(Unruhe)

sei es der Abbau fossiler Subventionen, —

Vizeprisidentin Annabell Krimer:
Danke.

Nelly Waldeck [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:

— oder sei es der Fokus auf Sanierung statt Neu-
bau. All das sind Moglichkeiten, iiber die wir gerne
diskutieren konnen. Mit dem Schub muss es aber
weitergehen. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
vereinzelt CDU)

Vizeprisidentin Annabell Kriamer:

Fiir die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete Ni-
klas Diirbrook das Wort.

Niclas Diirbrook [SPD]:

Frau Présidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich fasse es am Anfang ein wenig kiirzer,
weil wir schon sehr viel dariiber gehort haben. Den
Plan der Ampel finde ich nicht iiberzeugend.

(Vereinzelter Beifall CDU und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Die Eigenkapitalerhbhung und die daraus folgende
Trassenentgelterhohung werden nicht dazu fiihren,
dass wir mehr Verkehr auf die Schiene verlagern,
wie wir uns das eigentlich fast alle in den letzten
Jahren als gemeinsames Ziel gesetzt haben. Deswe-
gen hat mich dieser Punkt nicht iiberzeugt.

Wenn ich mir den schwarz-griinen Antrag bis zu
diesem Punkt anschaue, dann kann ich die Kritik
komplett nachvollziechen und teile sie. Mit dieser
Kritik stehen wir in Schleswig-Holstein nicht allei-
ne; das sehen viele andere genauso. Ein Beispiel ist
Reinhard Meyer in Mecklenburg-Vorpommern, der
diesen Teil genauso formuliert.

(Tobias Koch [CDU]: Absatzweise abstim-
men!)

Es gibt aber einen nicht ganz unwichtigen Unter-
schied. Im Gegensatz zu Thnen wiirde ein Reinhard
Meyer eine Alternative benennen. Das hat er bei
der Kritik, die er geiibt hat, auch getan, indem er
verbunden mit dieser Kritik sagte, wir wiirden ei-
ne Reform der Schuldenbremse benétigen, die an
dieser Stelle erkennbar ein riesengroBer Teil des
Problems sei.

(Beifall SPD und SSW)

Die Ampel greift auf den Weg der Eigenkapitaler-
hohung an der Stelle

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

nicht deswegen zuriick, weil man das in Berlin fiir
eine grofartige Idee hilt — zumindest ist das in un-
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serer Fraktion so —, sondern man macht das, weil es
der schuldenbremsenkonforme Weg ist. Herr Kolle-
ge Koch, ich habe mir sehr genau die Vorschldge
der CDU im Deutschen Bundestag angesehen, um
die Investitionen in die Bahn alternativ zu ermog-
lichen, aber da gibt es nichts. Da gibt es einfach
nichts.

Im Grunde genommen hat man sich selbst einge-
standen, dass man das Geld nicht zur Verfiigung
hitte, wenn man es nicht iiber genau so einen Weg
wie die Ampel machen wiirde. Deswegen finde
ich die Kritik an dieser Stelle ein wenig zu kurz
gesprungen.

(Beifall SPD)

Sie schreiben mit Blick auf den Teil des Antrags
drei Sdtze in den Antrag zur Notwendigkeit einer
Reform — nur einer Reform — der Schuldenbremse,
die sich an der Stelle ja exemplarisch zeigt. Ich
darf eine Figenkapitalerh6hung machen, aber keine
direkten Zuschiisse zahlen, weil das eine bei der
Schuldenbremse angerechnet wird, das andere aber
nicht. Das ist erkennbar absurd.

(Beifall Serpil Midyatli [SPD] und Beate
Raudies [SPD] — Zuruf CDU: Nee!)

Wenn man an der Stelle klarmachen wiirde, dass
ein Reformbedarf besteht, dann konnte ich dem Teil
Thres Antrags sogar zustimmen.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Dann entsteht
eine Aktivposition, Herr Kollege!)

Aber Thr Antrag besteht ja noch aus einem zweiten
Teil, und es lohnt sich tatsdchlich, ihn genauer an-
zugucken. Dieser Teil ldsst mich ein Stiick weit
ratlos zuriick.

Ich nihere mich an der Stelle Ihren Uberlegungen
einmal an: Die Trassenentgelte werden lhnen zu
hoch, die Strecken in Schleswig-Holstein sind in
zu schlechter Qualitit. — Beides konnte ich unter-
schreiben. Sie schlussfolgern daraus, wenn Sie jetzt
die Strecken, auf denen ausschliellich Regionalver-
kehr l4uft, als Land {ibernchmen, dann wird alles
besser. Jetzt haben Sie in den letzten Tagen noch
ein bisschen hin und her gechincht, ob das jetzt
Besitz oder Eigentum sein soll, da waren Sie sich ja
offenbar auch noch nicht so ganz schliissig. In der
Theorie ist das eine total schone Idee. Ich finde das
iiberzeugend.

In der Praxis fehlt mir aber gerade, wenn ich mir
die Situation in Schleswig-Holstein angucke, kom-
plett die Fantasie, wie das funktionieren soll. Ich
sage Thnen auch gerne, warum. Der erste Punkt ist

eine rein praktische Frage. Vor allem kommen ja
zwei Strecken infrage. Das ist einmal die Strecke
Kiel-Liibeck, und das ist zum zweiten die Strecke
Kiel-Flensburg. Beide sind von der Klassifizierung
offizielle Umleitungsstrecken der Deutschen Bahn
fiir den Fernverkehr. Genau aus dem Grund wird
die Bahn die nicht zur Verfiigung stellen, weil sie
die Strecken noch braucht. Es wire deswegen auch
absurd, die an das Land zu iibertragen.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Sie darf es gar
nicht!)

Dann der kiinftige Unterhalt. Es gibt deutschland-
weit momentan vier groflere Unternehmen, die im
Bereich Trassenunterhalt unterwegs sind. Alle sind
auf Jahre gut ausgebucht. Auch die Bahn hat gro-
e Probleme, Projekte da reinkommen. Ich kann
mir ungefahr vorstellen, wie gut das funktionieren
wiirde, wenn jetzt Schleswig-Holstein ankommt
und mit kleineren Projekten versucht, da reinzu-
kommen. Da werden Sie sich ganz hinten anstellen
miissen.

Zwangslaufig noch, wenn wir beim Handwerkli-
chen sind, die Frage: Wer soll das in Schles-
wig-Holstein eigentlich managen? Soll das dann
auch noch bei der AKN landen? Wollen wir ein
landeseigenes Eisenbahninfrastrukturunternehmen
griinden?

Mich wundert schon sehr dieser Wunsch nach gro-
Ber eigener Landesverantwortung, wenn ich den
Vormittag noch einmal rekapituliere, wo Sie sich
mit Hidnden und Fifen dagegen gewehrt haben,
dass irgendwas an zusétzlicher Verantwortung am
Ende beim Land landet, und hier wollen Sie eine
groBe eigene Struktur aufbauen.

(Beifall SPD und FDP — Serpil Midyatli
[SPD]: Menschen nein, Ziige ja!)

Zweiter Punkt. Sie sind ja erkennbar schon jetzt
mit dem, was wir an landeseigener Infrastruktur im
Land haben, iiberfordert. Wenn ich mir die Landes-
stralen angucke, dann bekommen Sie den Teil ja
schon jetzt nicht hin.

(Zuruf CDU: Sie sagen das?)
Den bekommen Sie jetzt schon nicht hin.
(Beifall SPD)

Und dann wollen Sie sich die Schieneninfrastruk-
tur noch mit ans Bein binden — herzlichen Gliick-
wunsch!
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Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Gestatten Sie vor dem dritten Punkt gegebenenfalls
eine Zwischenfrage oder Anmerkung der Kollegin
Waldeck?

Niclas Diirbrook [SPD]:
Herzlich gerne.

Nelly Waldeck [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Mich wiirde einfach einmal interes-
sieren, wie Sie auf die vier Eisenbahninfra-
strukturunternehmen insgesamt in Deutsch-
land kommen. Mir fallen allein in Schleswig-
Holstein die NEG und die AKN ein. Dann
diirfte es ja bundesweit quasi fast keine ande-
ren geben.

— Ich habe nicht von vier Eisenbahninfrastrukturun-
ternehmen gesprochen. Ich habe von vier groferen
Unternehmen gesprochen, die noch Trassenunter-
haltung, Trassenneubau, gro3ere Trassenprojekte in
Deutschland machen. Das sind momentan ungeféhr
vier.

— Die Frage bleibt dieselbe, weil wir allein in
Schleswig-Holstein ja zwei haben.

— Nee, Sie sprechen jetzt von Unternehmen, die
Infrastruktur managen. Ich spreche von den Unter-
nehmen, die die Baumaschinen und die Menschen
haben und die nachher tatsdchlich die Bauarbeiten
umsetzen.

(Zurufe — Unruhe)

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Moment! Das war die Frage, das war die Antwort.
Gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage oder An-
merkung der Kollegin?

Niclas Diirbrook [SPD]:
Ich wiirde eine weitere Zwischenfrage gestatten.

Nelly Waldeck [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Die AKN realisiert gerade den Neu-
bau von Hein Schonberg. Was ist daran keine
Trassenarbeit?

— Erstens: Sie tun es iiber Fremdauftrige. Sie ma-
chen das ja nicht komplett in Eigenverantwortung.
Das ist der wesentliche Punkt.

Zweitens: Der Umfang ist ein anderer. Es ist eine
verhéltnismaBig kleine Reaktivierung einer schon
bestehenden Strecke, auf der jetzt schon Ziige fah-
ren, flir eingeschriankten Regionalverkehr. Bei einer

groBBen Strecke wie Kiel-Liibeck oder Kiel-Flens-
burg reden wir von anderen Dimensionen.

(Beifall SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube auch,
dass das am Ende ein Stiick weit eine Milchméd-
chenrechnung ist. Sie tun jetzt ja so, als wiirde
man mit den Trassenentgelten, die Sie dann einneh-
men konnen, die gesamte Infrastruktur in Schles-
wig-Holstein zukunftssicher finanzieren. Ich mache
da ein groBes Fragezeichen dran. Denn es gibt ja
einen Grund dafiir, dass es eigentlich einen Bundes-
zuschuss auf Bundesebene geben miisste, ndmlich
dass das am Ende nicht unbedingt ein kostende-
ckendes System ist.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das ist nicht
auskommlich! — Beifall Dr. Bernd Buchholz
[FDP])

Das wiirde einen kréftigen Landeszuschuss bedeu-
ten.

(Beifall SPD, Dr. Bernd Buchholz [FDP] und
Sybilla Nitsch [SSW])

Ich frage mich schon, ob Sie schon einmal mit Threr
neuen Finanzministerin iiber das Thema gesprochen
haben und was sie an der Stelle dazu zu sagen hat.

An der Stelle mache ich einen Punkt. Ich weil3
ja nicht, was Sie mit dem Antrag planen, aber
vielleicht beschéftigt uns das ja auch noch im Aus-
schuss. Ich hétte Spal} daran.

(Beifall SPD und Sybilla Nitsch [SSW] — To-
bias Koch [CDU]: Eine eigene Losung haben
Sie jetzt aber nicht?)

Vizeprisidentin Annabell Kriamer:

Das Wort fiir die FDP-Fraktion hat nun der Abge-
ordnete Dr. Bernd Buchholz.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]:

Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Uns eint hier zweierlei. Erstens, wir monieren alle
das schlechte Schienennetz in Schleswig-Holstein.
Dass da Investitionsbedarf ohne Ende ist: keine
Frage. Zweitens, Kollege Kilian, die Tatsache, dass
das Trassenpreissystem, wie es zurzeit angelegt ist,
dringend reformiert werden muss,

(Beifall Lukas Kilian [CDU])

allerdings nicht so, wie Sie es vorschlagen. Das
wird ndmlich nicht funktionieren. Die Qualititser-
fassung des gesamten Schienennetzes in Deutsch-
land miisste dann anschlieBend zu was fithren? Zu
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einer Kategorisierung in unterschiedliche Preiszo-
nen bei der Trassenentgeltfestsetzung? Ich halte das
fiir duBerst zweifelhaft.

Aber lassen Sie mich zunichst auf etwas anderes
kommen, weil Sie in IThrem Antrag monieren, dass
der Bund nun auf diese Art und Weise unter an-
derem mit den 4 Milliarden Euro Eigenkapitalerho-
hung bei der DB AG auch ein Stiickchen dafiir
sorgt, dass diese Trassenentgelte steigen. Immerhin,
Herr Kollege, erhoht der Bund seine Gesamtausga-
ben fiir die Infrastruktur in Strale und Schiene in
diesem Jahr auf insgesamt rund 35 Milliarden Euro.
Der Bund erhoht seine Ausgaben fiir das Schienen-
netz auf sensationelle 18 Milliarden Euro. Das ist
fast doppelt so viel wie in den Vorjahren.

Um wie viel erhoht das Land Schleswig-Holstein
seine Ausgaben fiir Infrastrukturmafnahmen im
Bereich Straflie und Schiene? Konnen wir das ein-
mal einfach nur feststellen, um wie viel Sie das er-
hohen? Ich habe bis jetzt nur Einsparungen bei den
Infrastrukturausgaben gesehen. Sie erhohen nichts
fur die Infrastruktur, erwarten aber von anderen, die
tatsdchlich erheblich erh6hen, dass Sie noch mehr
erhdhen sollen und das auf irgendeine Art und Wei-
se vorbei an der Schuldenbremse machen sollen. Es
tut mir leid, das funktioniert nicht.

Zweites Thema: In den Trassenpreisen steckt ein
Thema drin, lber das hier keiner geredet hat. Es
gibt ndmlich fiir den Schienenpersonennahverkehr
eine sogenannte Trassenpreisbremse. Die sorgt {ib-
rigens dafiir, dass die Szenarien nach dem, was im
Regionalisierungsgesetz steht, die Sie mit zusétzli-
chen 23,5 Prozent beschreiben, im néchsten Jahr
gar nicht stattfinden konnen, weil die Trassenpreise
fiir das néchste Jahr schon feststehen. Sie werden
fiir den Schienenpersonennahverkehr um 0,6 Pro-
zent steigen. Das bewirkt die Trassenpreisbremse.

Diese Trassenpreisbremse, Herr Kollege Kilian,
wird von der DB InfraGO und von der DB AG be-
klagt, weil sie mdglicherweise nicht europarechts-
konform ist.

(Wortmeldung Lukas Kilian [CDU])

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Herr Abgeordneter, Sie gestatten?

Dr. Bernd Buchholz [FDP]:

Da das meine Redezeit so tierisch verlangert, ma-
che ich das immer gem.

Lukas Kilian [CDU]: Vielen Dank. Ich hel-
fe gerne, wo ich kann. — Herr Kollege, Sie

tun jetzt so, dass durch die Trassenpreisbrem-
se im ndchsten Jahr die Trassenentgelte nur
um 0,6 Prozent erhoht werden. Thema des
heutigen Tages und der Diskussion um die
Trassenentgelterhohung ist ja die geplante
angestrebte und bei der Bundesnetzagentur
beantragte Erhohung fiir die Trassenpreise
beispielsweise fiir den Regionalverkehr fiir
das Jahr 2026 um 23,5 Prozent. Finden Sie,
dass wir uns zu frith mit dem Thema beschif-
tigen?

— Nein, ich finde nicht, dass wir uns zu frith damit
beschiftigen. Ich finde auch, das System muss un-
bedingt reformiert werden, denn die Trassenpreis-
bremse fiir den Schienenpersonennahverkehr sorgt
ja dafiir, dass die beiden anderen Verkehrsarten,
niamlich die Fernverkehre und die Giiterverkehre,
iiberobligatorisch mehr belastet werden. Das ist
eine Katastrophe, keine Frage. Aber Sie miissen
erst mal zur Kenntnis nehmen, was zurzeit statt-
findet. Die DB InfraGO beklagt die Trassenpreis-
bremse fiir den Schienenpersonennahverkehr aus
europarechtskonformen Griinden. Und jetzt kommt
das Thema: Sie sind europarechtlich gezwungen,
fiir die Zurverfiigungstellung einer Infrastruktur ein
diskriminierungsfreies Entgelt zu nehmen, und das
miissen Sie von allen gleichférmig machen. Sie
konnen nicht einfach sagen: Ich baue da eine Infra-
struktur, die stelle ich aber niemandem zur Verfii-
gung. — Das miissen Sie allen zur Verfiigung stel-
len, und dann miissen Sie gleichformig von allen
Geld nehmen.

Wichtig ist, dass an dieser Stelle zurzeit ein Rechts-
streit lduft. Da konnen Sie politisch so viel machen,
wie Sie wollen. Wenn das Verwaltungsgericht Koln
in erster Instanz, das OVG, der EuGH oder wer
auch immer feststellt, dass nicht europarechtskon-
form ist, was da drinsteht, dann kénnen Sie so viele
politische Beschliisse machen, wie Sie wollen.

Dann sollten wir lieber erst einmal abwarten, was
dabei rauskommt. Schon deshalb, mit Verlaub, ist
der Antrag nicht in Ordnung.

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Ich habe das gesehen, Herr Kollege. — Gestatten
Sie eine weitere Zwischenfrage oder Anmerkung? —
Bitte!

Lukas Kilian [CDU]: Herr Kollege, wir bei-
de sind im wirklichen Leben als Rechtsan-
wilte tatig. Wollen Sie mir gerade erkléren,
dass sich der politische Handlungsspielraum
auf null beschranken sollte, weil eine Sache
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beklagt wird? Ich habe das Gefiihl, Sie we-
deln mit einer Nebelkerze, weil die Trassen-
preisbremse iiberhaupt nicht Gegenstand der
Diskussion ist.

Die Trassenpreisbremse hat — logischerwei-
se — Auswirkungen, aber wir kénnen doch
nicht sagen, weil ein Unternchmen gegen
eine Trassenpreisbremse klagt, legen wir Po-
litiker die Hande in den SchoB und sagen:
,,Wir miissen erst einmal schauen, was bei
der Klage herauskommt!* Ich kann Ihnen sa-
gen — und das ist in einem Rechtsstaat sehr
gut —, dass hier jeden Tag vor Verwaltungs-
gerichten, Amtsgerichten und Landgerichten
diverse Klagen eingereicht werden. Wenn
wir deswegen sagen, wir legen die Hénde in
den Schof3, dann: Gute Nacht, Marie!

(Beifall CDU)

Dr. Bernd Buchholz [FDP]:

Herr Kollege, ich finde das vom Grundsatz her
nicht falsch, aber die Einhaltung der Trassenpreis-
bremse fiir den Schienenpersonennahverkehr the-
matisieren Sie selbst irgendwo in Threm Antrag,
wenn ich das richtig weil3, und das ist verstiandlich.
Aber es @ndert nichts daran, dass heute ein politi-
sches Ziel — wir wollen alle die Trassenpreisbremse
begrenzen oder stoppen — moglicherweise europa-
rechtskonform gar nicht moéglich ist. Darum geht es
an dieser Stelle. Wir miissen erst mal gucken, was
geht.

Halten Sie mal einen Dreiminutenbeitrag! Aber ich
bin noch nicht fertig mit der Antwort fiir Sie, Herr
Kollege. In Wahrheit steht dahinter, dass diese Tras-
senentgelte in der Tat systematisch in die falsche
Richtung laufen. Zurzeit belasten wir die Giiterver-
kehre auf der Schiene iiberproportional. Das fiihrt
natiirlich dazu, dass genau das, was man eigent-
lich will, ndmlich die Verlagerung der Verkehre
auf die Schiene, nicht stattfindet. Deshalb gebe ich
zu, dass eine Reform des Trassenpreissystems un-
bedingt notwendig ist. Nach Qualitétskriterien wird
das aus meiner Sicht nicht gehen, sondern es wird
eher gehen, wenn man Grenzkosten oder andere
Dinge dafiir einsetzt. — So, jetzt habe ich IThre Frage
beantwortet.

Threm Antrag kann man allerdings schon deshalb
nicht zustimmen, weil er so Sitze enthilt wie:

»lm Ergebnis miissen damit Investitionen
der DB InfraGO in Milliardenhdhe, ganz im
Gegensatz zu anderen konkurrierenden Ver-

kehrstriagern, groBtenteils durch die Nutzen-
den finanziert werden.

Was ist denn bitte die Lkw-Maut? Die Lkw-Maut
bedeutet, dass die Nutzenden, die Verkehrsteilneh-
mer, die die Infrastruktur nutzen und darauf fahren,
bezahlen, was in sie investiert wird. Schlimmer
noch, Frau Kollegin Waldeck, schlimmer noch: Von
den Einnahmen aus der Lkw-Maut — 15 Milliarden
Euro in diesem Jahr — wird nicht alles in die Stralle
investiert, sondern — das wissen Sie ganz genau —
insgesamt nur 12 Milliarden Euro. Der Rest wird
in die Schiene investiert. Also, Sie nehmen Nutzen-
den da Geld ab und packen es in einen anderen
Verkehrstréger.

Lassen Sie uns an einer Stelle noch einmal etwas
dazu sagen, dass die DB zurzeit moglicherweise in
Leistungskorridore oder in Hochleistungskorridore
investiert. Da wird hier von Thnen gesagt, das hétte
alles nichts mit Schleswig-Holstein zu tun. — Ernst-
haft? Hat die Bahnstrecke Berlin—-Hamburg nichts
mit unseren Verkehren zu tun? Ist der Hochleis-
tungskorridor fiir 2027 Hamburg—Liibeck woanders
als in Schleswig-Holstein? Sind die ETCS-Ausbau-
ten auf der Strecke nach Flensburg keine Investitio-
nen in unser Schienensystem? Sorry, tut mir leid,
aber das irritiert mich nachhaltig.

Letzter Punkt: Schon in der letzten Legislaturperi-
ode hatte ein griiner Abgeordneter die Fantasien,
das Schienennetz zu kaufen. Es war der Kollege
Tietze. Wir alle kennen ihn. Am liebsten wollte er
Westerland—Niebiill kaufen: Das wire hochlukrativ,
das miisse man unbedingt kaufen. Bloderweise hat
niemand bei der DB AG Interesse daran gehabt,
diese Strecke zu verkaufen. Der Kollege Diirbrook
hat gerade eben darauf hingewiesen, dass die gro-
Beren Strecken wie Flensburg—Kiel und Kiel-Lii-
beck gar nicht verkduflich wéren, weil sie im Bun-
desverkehrswegeplan als Entlastungsstrecken des
Giter- und des Fernverkehrs vorgesehen sind. Die
darf der Bund gar nicht verkaufen. Also bleibt es ir-
gendwie bei Hein Schonberg oder anderen Sachen.
Sie konnen von mir aus gerne Wrist—Kellinghusen
im Landesbesitz haben, aber ansonsten ist das eine
Chimire, die Sie da aufbauen.

(Beifall FDP)

Zum Schluss noch eines, Herr Kollege: Wenn bei
der DB AG die Trassenpreise nicht ausreichen, ob-
wohl sie schon so hoch sind, um das Schienennetz
zu unterhalten, warum sollte das Land in der La-
ge sein, mit seinen geringeren Trassenpreisen das
Schienennetz dann in einem verniinftigen Zustand
zu halten? Das leuchtet mir nicht ein, das ist in
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sich unlogisch. Thren Antrag kann man leider nur
ablehnen.

Das Problem besteht, wir miissen es 16sen — in der
Tat auf Bundesebene. — Herzlichen Dank.

Vizeprisidentin Annabell Kriamer:

Fiir die Fraktion des SSW erteile ich nun der Abge-
ordneten Nitsch das Wort.

Sybilla Nitsch [SSW]:

Geehrte Présidentin! Liebe Kolleginnen und liebe
Kollegen! Ja, der SSW teilt die Kritik an den sehr
hohen Trassenpreisen in Schleswig-Holstein und in
der ganzen Bundesrepublik.

Bahnfahren muss unserer Meinung nach nicht noch
unkomfortabler, storungsanfalliger und teurer wer-
den, sondern attraktiver. Da miissen wir sagen, die
Erhohung der Trassenpreise ist das absolut verkehr-
te Signal. Die Ticketpreise steigen bei sinkendem
Service, der Personalmangel macht sich ebenfalls
bemerkbar, Weichenstérungen im Schienenersatz-
verkehr bleiben uns nach wie vor erhalten.

Darum ist der offentliche Aufschrei gegeniiber der
DB InfraGO und der Bundesregierung absolut ge-
rechtfertigt. Von einer Finanzierung fiirs Gemein-
wohl konnen wir an dieser Stelle nicht mehr spre-
chen, wenn DB InfraGO fiir den Erhalt des Kapitals
und der Verzinsung die Trassenpreise erhohen will.

(Beifall SSW, SPD und FDP)

Der SSW teilt dagegen aber nicht die einfallslose
Haltung der Landesregierung, die sich nach den
ersten Meldungen breitmachte. Eine Pressekonfe-
renz mit einem emporten Minister, der sich dage-
gen aussprach, dann aber nicht wirklich Losungs-
vorschliage vorlegen konnte — das hilft uns am Ende
des Tages nicht weiter.

Was ist gefragt? — Konkrete MaBBnahmen. Der An-
trag der Koalition versucht einige Ansétze zu ma-
chen, die allerdings viele Fragen aufwerfen. Die
einzigen Mallnahmen, die so ganz konkret bezeich-
net werden, sind die Regionalverkehrsstrecken.
Darauf sind wir auch schon gekommen, natiirlich
auch durch die Zustindigkeit, das ist klar. Da sollen
einige in das Eigentum des Landes iibergehen. Ich
bin aber der Meinung, das wére eine unkalkulierba-
re Last fiir das Land. Wie das finanziell gestemmt
werden soll, bleibt offen und ist in den Redebeitra-
gen bisher noch nicht beantwortet worden.

Schauen wir uns dazu eine Strecke an: die zwischen
Kiel und Liubeck. Da waren im letzten Winter die

Gleise und Stellanlagen iiber mehrere Tage einge-
froren, was zur kompletten Sperrung fiihrte. Die
Strecke ist marode. Die Instandsetzung wird teuer.
Dariiber hinaus muss ein drittes Gleis her. Schon
2015 wurden die Ausbaukosten fiir das fiir den
Deutschlandtakt notwendige dritte Gleis mit 330
Millionen Euro veranschlagt. Das wiirde der Lan-
deshaushalt wohl nicht schultern kénnen.

Fiir die anderen Strecken gilt das natiirlich auch.
Wenn wir sie bekommen wiirden, wire die Frage,
wie wir die Versdumnisse von Jahrzehnten nachho-
len konnten — mit eigenen Mitteln. Ich glaube, der
Landeshaushalt wiirde da in die Knie gehen.

Natiirlich miissen wir neu denken. Wir haben uns
dazu wirklich ernsthaft Gedanken gemacht. Man
kann die Frage stellen, ob man den Betrieb eines
Schienennetzes in eine Anstalt 6ffentlichen Rechts
legen kann. So etwas Ahnliches haben wir im
Grunde genommen vor ein paar Wochen schon
auf den Weg gebracht, ndmlich mit ZUG.SH. Der-
zeit geht es um Elektroziige, die die ZUG.SH an-
geschafft hat. Ich bin davon {iiberzeugt, dass man
diesen Ansatz wihlen konnte, um diesen Schritt zu
gehen und im Grundsatz eine solide Finanzierung
der Strecken erreichen zu konnen.

Eine Sache fehlt mir sehr, wenn iiber die Schul-
denbremse gesprochen wird. Was mir von den
Koalitionskollegen fehlt, ist, dass sie nicht dar-
auf eingegangen sind, dass auf Bundesebene iiber
die Beschleunigungsmafinahmen diskutiert wurde:
Man koénne Schienenfonds einrichten, was nach
dem Verfassungsrecht eine Mdoglichkeit wire, kei-
ne Schulden im Sinne der Schuldenbremse aufneh-
men zu miissen. Da gibt es den Vorschlag, einen
Fonds fiir Fernstrecken einzurechnen, einen Fonds
fiir Regionalstrecken, um dann mehrjéhrige Finan-
zierungen fiir die Schieneninfrastruktur zu sichern
und das ganze Finanzierungssystem an sich zu ver-
einfachen.

Ich denke, dass wir priifen sollten, welche Mdoglich-
keiten wir haben, um iiber mogliche Modelle dann
— es wurde schon genannt — im Ausschuss zu bera-
ten. Ich glaube, dass wir da sehr viele Dinge zu
beachten haben.

Ich mochte noch einmal betonen, dass ich an der
Stelle keine Sonderstellung von Schleswig-Holstein
sehe. Der Kollege Buchholz hat ein, zwei Aspekte
aufgegriffen. Wir haben natiirlich ein desastroses
Netz. Da ist es verlockend zu sagen, wenn wir
zweli, drei Strecken aufkaufen, kénnen wir das ir-
gendwie 16sen.


http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3447&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3447&format=WEBVOLLLANG

5074 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) — 67. Sitzung — Donnerstag, 26. September 2024

(Sybilla Nitsch)

Gestern in anderen verkehrspolitischen Kontexten
ging es ums Vorgaukeln von Losungen. Wir miis-
sen auch hier aufpassen, dass wir den Leuten im
Land nichts vorgaukeln und sagen: Das konnte die
Losung sein. — Ich mdchte mich damit aber ernst-
haft beschiftigen und schauen, wie wir bestimmte
Losungen auf die Bahn bringen. Sie deuten ja an,
dass Sie eine Initiative mit anderen Bundesldndern
auf den Weg bringen wollen. Da sind wir dann
gespannt, wie die Initiative aussehen konnte.

Ja, und insgesamt kann man sagen, dass wir na-
tirlich viele groBe Herausforderungen haben. Da
wollen wir ran. Wir wollen die Losungen diskutie-
ren und irgendwie eine Losung fiir diese Jahrhun-
dertaufgabe fiir Schleswig-Holstein auf den Weg
bringen. Aber, wie gesagt, dadurch, dass wir so
viele Fragen haben und auch finanziell {iberhaupt
kein Szenario aufgestellt worden ist, bin ich der
Meinung, wir miissen das im Ausschuss beraten. —
Vielen Dank.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Zu einem Kurzbeitrag hat sich der Abgeordnete Lu-
kas Kilian gemeldet.

Lukas Kilian [CDU]J:

Sehr geehrte Frau Landtagsprisidentin! Meine Da-
men und Herren! Jetzt kann man sagen, die Debatte
ist um. Und was ist passiert? — Wir stellen fest: Die
SPD-Fraktion ist fast vollstdndig da.

(Beate Raudies [SPD]: Also echt, Herr Kol-
lege! — Weitere Zurufe SPD)

Wir stellen fest, dass die Ampelparteien hier mit-
geteilt haben, dass sie die Losung, die die Bundes-
regierung zum Thema Trassenpreiserh6hung plant,
alle schlecht finden. Wir stellen dann fest, dass sie
die von uns gemachten Alternativvorschldge auch
blod finden.

(Zuruf FDP: Jo! — Dr. Kai Dolgner [SPD]:
Was aber passiert dann?)

— Ja, wenn es so weitergeht, dann sind wir bei Mal-
le Anja, die schon gesungen hat:

»Der Zug, der Zug, der Zug hat keine Brem-
se.

Dann werden die Pline der Bundesregierung eins
Zu eins umgesetzt.

(Niclas Diirbrook [SPD]: Bierzeltauftritt! —
Zurufe FDP)

Deswegen frage ich einmal: Wenn Sie, Herr Dr.
Buchholz, Sie, Herr Diirbrook, beide so klar sagen:
»Das ist wirklich Kése, was die Bundesregierung da
macht“, was ist denn Thr Vorschlag? — Wir kénnen
uns hier jetzt streiten, Sie konnen unsere Vorschldge
blod finden. Ich bin froh, wenn Sie andere haben,
die besser sind.

(Zuruf SPD)

Aber das Ergebnis darf nicht sein, dass wir
23,5 Prozent Trassenpreiserh6hung fiir den Regio-
nalverkehr haben und dass wir bis zu 40 Prozent
Erhohung beim Giiterverkehr haben. Das Ergebnis
darf nicht sein, dass die Giiterziige nicht fahren und
unsere Autobahnen voll mit Lkw sind.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Wortmeldung Beate Raudies [SPD])

— Frau Raudies, ich freue mich, wenn Sie einen
Vorschlag haben.

(Zuruf: Sehr gut!)

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Also, Sie gestatten der Kollegin Raudies eine An-
merkung oder Zwischenfrage Herr Kollege?

Lukas Kilian [CDU]:

Aber so was von.

Vizeprisidentin Annabell Krimer:
Dann gern.

Beate Raudies [SPD]: Das freut mich total,
Herr Kollege, weil ich Sie fragen wollte, ob
Sie tatsdchlich jetzt den Schluss ziehen, dass
die Tatsache, ob die SPD-Fraktion im Schles-
wig-Holsteinischen Landtag Ihrem Antrag
zustimmt oder nicht, dafiir verantwortlich ist,
dass die Trassenpreise in Schleswig-Holstein
steigen.

(Sybilla Nitsch [SSW]: So ein Quatsch!)

Lukas Kilian [CDU]J:
Nein, die Frage ist ohne giiltigen Fahrschein.
— Ich habe das Deutschlandticket.

— Ich stelle fest, dass Sie — Ihr Redner Herr Diir-
brook und Herr Dr. Buchholz — uns zustimmen,
dass die Trassenpreiserhohung in der vorgeschlage-
nen Form mit der Verzinsung so nicht funktioniert
und so fiir die Nutzerinnen und fiir den Verkehr
schlecht ist.
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(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Da sind sich alle einig. Dann wird aber kein Lo-
sungsvorschlag gemacht.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Doch haben wir,
den wollen Sie blof3 nicht!)

— Wir haben Ldsungsvorschlige gemacht, die ge-
rade von Thnen kritisiert wurden. Wenn Sie dann
sagen, es hange davon ab, was Sie machen — ob die
SPD im Schleswig-Holsteinischen Landtag dafiir
oder dagegen ist —, sage ich: Natiirlich hingt es
davon nicht ab, aber ich hitte schon den Anspruch.
Ich kann Thnen sagen: Als die CDU im Bund noch
regiert hat, war ich hier auch nicht grazil mit der
Kritik an der Bundesregierung.

(Lars Harms [SSW]: Ja, ja!)

Vor allem haben wir dann intern versucht, fiir un-
sere Ergebnisse Mehrheiten zu erzeugen. Ich frage
mich: Was ist Thr Plan? — Ich meine, Sie haben
die stellvertretende Bundesvorsitzende als Frakti-
onsvorsitzende!

(Unruhe — Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Vizeprisidentin Annabell Kriamer:

Gestatten Sie eine weitere Frage — nein, nicht des
Kollegen Vogt — der Kollegin Raudies?

Lukas Kilian [CDU]:

Ja, aber klar.

Beate Raudies [SPD]: Vielen Dank, Herr
Kollege. Sie versuchen, was Sie immer gern
tun: um die Sache rumzureden. Ich frage
noch einmal ganz klar. Wir kritisieren, genau
wie das ganze Haus, die Erhohung der Tras-
senentgelte. Die Halfte des Hauses sagt: Thre
Losung ist nicht gut.

(Ole-Christopher Plambeck [CDU]J: Weniger
als die Halfte!)

— Weniger als die Hilfte, ja, knapp ein Drit-
tel des Hauses kritisiert Ihre Losung — sehr
schon, wenn wir uns jetzt auf diesem Niveau
bewegen. Also der kleinere Teil des Hauses
sagt: Thre Losung ist keine. — Sie haben aber
trotzdem die Mehrheit, sie durchzusetzen.

Wird es, wenn Sie Threm Antrag heute zu-
stimmen — wenn der eine Mehrheit findet —,
eine Auswirkung auf die Trassenentgelte in
Schleswig-Holstein nédchstes Jahr haben?

— Nein, Sie verstehen es offenkundig iiberhaupt
nicht. Ich freue mich, dass Sie die Frage stellen,
damit man lhnen helfen kann. Das wird nicht auf
Landesebene entschieden. Wir richten hier gerade
einen Apell nach Berlin — der Schleswig-Holstei-
nische Landtag sagt, wie andere Landtage auch,
wie viele verkehrspolitische Sprecher weit {iber al-
le Fraktionsgrenzen hinaus —: Diese Trassenpreiser-
hohung ist katastrophal fiir die Verkehrswende in
Deutschland.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Denn wir finden, dass es Quatsch wire, sich hier
nur hinzustellen und zu sagen: Die Ampel ist blod.
— Ich wiirde sagen, das ist inzwischen bekannt. Ma-
chen wir andere Vorschldge und sagen: Das ist es.
— Es ist Ihr gutes Recht zu sagen, Sie finden unsere
Vorschlage blod. Aber sich hier nur hinzustellen
und zu sagen, unsere Vorschlige seien blod und
was Berlin mache, sei blod, finde ich in der Summe
dann total blod, weil da gar keine Losung drin ist,
und Thre Zwischenfragen konkretisieren das nicht.

(Lachen Beate Raudies [SPD])

Wenn Sie mir erkldren wollen, dass unser Ansatz
Kase ist und dass Sie, was wir als Bundesland mit
dem Landtag hier anstoBlen wollen, nicht richtig
finden, frage ich mich: Was ist Ihr Ansatz, wenn
Sie uns im Ergebnis wegen der Trassenpreise in
Schleswig-Holstein und in ganz Deutschland zu-
stimmen? — Es ist mir doch nicht egal, ob der Gii-
terverkehr nur zwischen Hamburg und Schleswig-
Holstein nicht funktioniert! Der muss deutschland-
weit funktionieren. Dieses System muss deutsch-
landweit gestoppt werden. Da muss es doch Vor-
schldge und Losungen Ihrerseits geben.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizepriisidentin Annabell Krimer:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage oder Anmerkung
der Kollegin Nitsch?

Lukas Kilian [CDU]:
Mit groB3er Freude.

Sybilla Nitsch [SSW]: Vielen Dank, Herr
Kollege Kilian. So, nun legen Sie es ja dar-
auf an, dass angeblich so viele gegen IThren
Antrag sind. Ich habe mich relativ konstruk-
tiv verhalten, wiirde ich jetzt erst einmal so
bewerten.
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Die Sache ist aber, wenn ich dem zustim-
men miisste, wiisste ich gern: Was ist das
fiir eine konkrete Initiative, die Sie mit den
anderen Bundeslédndern planen? Welche Bun-
desldnder zum Beispiel sind mit Threr Idee
vielleicht schon auf der Spur?

Die nichste Sache ist — das habe ich mehr-
fach versucht zu erfragen — Wie wollen Sie
es finanzieren?

— Das hat die Kollegin Waldeck ausfiihrlich und
meines Erachtens sehr anschaulich erklért. Ich muss
Sie ausdriicklich ausnehmen. Sie haben sich inten-
siv mit dem Antrag beschéftigt und gesagt: Sie ha-
ben Einzelfragen dazu, Sie haben Kritik, Sie berie-
ten es gern im Ausschuss. — Sie stellen sich nicht
hier hin, tragen keine Ampelregierung in Berlin

(Sybilla Nitsch [SSW]: Ja, ein Gliick!)

und sagen nicht: Das ist Kése, das finde ich bldd,
aber im Ergebnis schlage ich auch keine andere
Losung vor.

(Lachen Beate Raudies [SPD] — Zuruf Lars
Harms [SSW])

— Wenn der SSW in der Ampel wire, dann wire
doch alles viel besser, oder?

(Lars Harms [SSW]: Natiirlich! Machen wir
einen gemeinsamen Antrag draus!)

Ich glaube, dass das der Unterschied ist. Es ist ein
groBBes Problem von Akzeptanz und Begeisterung
fiir die Ampelpolitik, wenn man sich hinstellt und
erklart: Im Ergebnis stimmen wir nicht zu, in der
Problematik stimmen wir euch zu, aber eine Lo-
sung schlagen wir nicht vor.

Dass Sie im Ausschuss iiber Losungen diskutieren
wollen, finde ich nobel und akzeptabel, das ist voll-
kommen richtig. Thr Einfluss in Berlin, mit einem
Abgeordneten im Bundestag, ist erheblich begrenzt.
Sie tragen die Bundesregierung nicht und deswegen
nicht die Verantwortung fiir die dort geplanten Tras-
senentgelte.

(Lachen Beate Raudies [SPD] — Beate Rau-
dies [SPD]: Das ist so lustig! Entschuldi-

gung!)
Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Kollegin Nitsch, haben Sie eine weitere Zwischen-
frage oder Anmerkung?

Sybilla Nitsch [SSW]:
Ja.

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Gestatten Sie die, Herr Kollege?

Lukas Kilian [CDU]J:
Aber natirlich.

Sybilla Nitsch [SSW]: Vielen Dank fiir Thre
Feststellung, dass wir nur einen Bundestags-
abgeordneten in Berlin haben. Das wire mir
sonst eventuell entfallen — das einmal an der
Stelle. Ich bin im Moment ganz froh, dass ich
nicht in der Ampelregierung bin — egal wel-
cher Couleur, das sei einmal dahingestellt.

Aber ich habe eine konkrete Frage gestellt,
und ich versuche es jetzt noch einmal. Haben
Sie konkrete Vorhaben? Konnen Sie konkret
diese Initiative, die Sie im Antrag andeuten,
ndmlich mit anderen Bundeslidndern eine In-
itiative auf den Weg zu bringen, vielleicht
noch einmal genauer beschreiben? Welche
Bundesldnder sind es, mit denen Sie zusam-
menarbeiten wollen?

— Das kann ich Thnen sehr deutlich sagen. Wir ha-
ben hier einen Fraktionsantrag vorliegen, in dem
wir unsere Landesregierung auffordern, etwas zu
tun. Das machen wir meist, bevor die Landesregie-
rung das getan hat, weil es ansonsten keinen Grund
gibe, diesen Auftrag an die Landesregierung zu
senden.

(Beate Raudies [SPD]: Das ist eine mutige
Aussage! — Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

Sondern dann wiirden wir begriiBen, dass Folgen-
des durchgefiihrt wird.

(Unruhe SPD)

Hier liegt ein Fraktionsantrag vor, mit dem wir un-
sere Landesregierung beauftragen, in Gespriache zu
gehen, weil die Kritik an den Trassenentgelten und
der Erhéhung ja aus allen Bundeslindern kommt.
Daher muss man sich gemeinsam auf den Weg ma-
chen, um Losungen zu finden. Es reicht nicht aus,
sich hinzustellen und zu sagen: Alles bléd — und es
kommt trotzdem so.

Deswegen stellen wir diesen Fraktionsantrag, mit
dem wir die Landesregierung entsprechend beauf-
tragen. Mir ist derzeit nicht bekannt, ob die Landes-
regierung schon mit anderen Regierungen iiber Ein-
zellosungen spricht. Ich weil} aber, dass insgesamt
im Lénderkreis und speziell in der Verkehrsminis-
terkonferenz das Thema Trassenentgelte und deren
Erhohung riesengroflen Raum einnimmt; denn diese
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Erhéhung wiirde wohl in allen Bundesldndern zum
Zusammenbruch insbesondere des Schienenperso-
nennahverkehrs fiihren.

(Beate Raudies [SPD]: Das ist ja eine Aussa-
ge!)

— Frau Raudies, Sie haben schon vorhin so keck
gelacht. — Ich habe noch eine Minute und 13 Se-
kunden und mdochte nochmals betonen, dass wir
6 Millionen Euro im Schienenpersonennahverkehr
einsparen mussten. Diese Einsparung haben wir
nur dadurch hinbekommen, dass wir uns genau an-
geschaut haben, wo die wenigsten Menschen mit
dem Zug fahren, um dann auch Zugverkehre abzu-
stellen. Das fallt niemandem leicht. Wir finden es
iiberhaupt nicht gut, dass Zugverkehre abbestellt
werden. Aber es ging um 6 Millionen Euro per
annum.

Falls die beabsichtigte Erhohung tatsidchlich be-
schlossen wird, hitten wir Zusatzkosten in Hohe
von 35 Millionen Euro per annum. Wir hétten kei-
nen Zusatznutzen, nur Zusatzkosten.

(Beate Raudies [SPD]: Ich habe immer noch
nicht verstanden, was IThre Losung ist!)

— Ich habe gemerkt, dass Sie unsere Losungsvor-
schldge nicht verstanden haben. Sie sagen nur, dass
Sie sie blod finden, haben aber selbst keinen einzi-
gen Vorschlag gebracht.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Wie lautet denn nun
Thre Losung?)

Mein Appell an Sie: Sie miissen heute {iberhaupt
nicht zustimmen. Aber nehmen Sie bitte die Er-
kenntnis mit — darum bitte ich auch die Biirgerin-
nen und Biirger, von denen einige sicherlich dieser
Debatte folgen —, dass alle in diesem Haus die Tras-
senentgelterhohung blod finden. Ich wiirde mich
freuen, wenn Sie Thren politischen Einfluss nutzen
wirden, um sie aufzuhalten. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Abgeordnete Dr. Bernd Buchholz.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der Beitrag des Kollegen Kilian veranlasst mich,
noch einmal einige Feststellungen zu treffen.

Erstens. Das in der Bundesrepublik Deutschland
aktuell geltende Trassenpreissystem stammt — Kol-
lege Kilian, zuhdren! — aus dem Jahr 2017. Es ist
damals von einer CDU-gefiihrten Bundesregierung
festgelegt worden. Halten wir das zunéchst einmal
fest!

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Nein, das kann gar
nicht sein!)

Zweitens. Dieses Gesetz enthdlt eine Koppelung
zwischen der Steigerung der Regionalisierungsmit-
tel und der Erhdhung der Trassenpreise. Anders for-
muliert: Die Dynamisierung der Regionalisierungs-
mittel fithrt zu einer entsprechenden Erhdhung der
Trassenpreise. Das ist [hr Gesetz, liebe Kolleginnen
und Kollegen von der CDU. So haben Sie es ge-
wollt!

Die Regionalisierungsmittel haben sich im Zeit-
raum seit 2018 um 23,5 Prozent erhoht. Wohl je-
der freut sich dariiber, dass es mehr Geld gegeben
hat. Aus dem Kopplungsszenario erwichst aber die
von der DB geltend gemachte Erhohung der Tras-
senpreise. Der Deckel fiir den Schienenpersonen-
nahverkehr ist iibrigens erst spéter dazugekommen;
man hat ihn spéter eingesetzt.

Das System insgesamt finde ich nicht gut.
(Lukas Kilian [CDU]: Lésung?)

Aber Sie haben das Gesetz so aufgesetzt. Das war
nicht die Erfindung eines FDP-Menschen.

(Lukas Kilian [CDU]: Wissing wirkt!)

Meine Losung ist relativ einfach, weil sie in Berlin
umsetzbar wiére, wenn sich die Ampel dazu durch-
ringen konnte. Es miissen schlicht und ergreifend
rund 4 Milliarden Euro gefunden werden, die der
DB AG als Zuschuss gewahrt werden. Dann wére
keine Eigenkapitalerhdhung notwendig; es wiirde
sich vielmehr um einen echten Zuschuss handeln.

(Beifall FDP, SSW und Lukas Kilian [CDU])

Meine nichste Frage geht in Ihre Richtung, Herr
Kilian: Was ist denn mit Threr Bundestagsfraktion?
Hat sie schon einen Vorschlag gemacht, wo die
4 Milliarden Euro eingespart werden sollen, damit
sie fiir diesen Zuschuss verwendet werden kénnen?
Ich habe noch keinen Vorschlag von Thnen gesehen,
und ich habe auch von Ihnen nichts dazu gehort.

(Zuruf Tobias Koch [CDU] — Lachen Beate
Raudies [SPD])

— Dort regieren andere.
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Letzter Punkt von mir: Sie diirfen hier vor allem
dann auf Berlin schimpfen, wenn Sie in &hnlicher
Art und Weise die Ausgaben fiir die Infrastruktur
im Land erh6hen. Dann diirfen Sie schimpfen.

(Beifall FDP, SPD und Sybilla Nitsch
[SSW])

Sie reduzieren die Ausgaben fiir die Infrastruktur.
Sie lassen hier viel mehr verrotten als der Bund.
Dieser erhoht vielmehr seine Ausgaben fiir die In-
frastruktur. Das vermisse ich bei Thnen. Machen
Sie Thre Hausaufgaben! Dann diirfen Sie auch auf
andere meckern. — Herzlichen Dank.

(Beifall FDP, SPD und Sybilla Nitsch
[SSW])

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Sollte ich soeben die Reihenfolge vertauscht haben,
tite es mir leid. — Jetzt hat der Abgeordnete Diir-
brook zu einem Kurzbeitrag das Wort.

Niclas Diirbrook [SPD]:

Vielen Dank, Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich mdchte drei Punkte noch einmal
kurz beleuchten.

Erstens. An der Kritik an der Ampel und speziell
am Bundesverkehrsminister hat sich Kollege Kilian
ja so richtig hochgezogen. Er meinte, es sei alles
furchtbar dramatisch. — Das Problem ist nicht, dass
Ampelpartner den Verkehrsminister, der aktuell die-
se Position besetzt, kritisiecren. Das Problem ist,
dass Unionspolitiker iiber Jahre hinweg den eige-
nen, von der CSU gestellten Verkehrsminister nicht
kritisiert haben. Er ist fiir den ganzen Murks, iiber
den wir heute reden, verantwortlich. Er hat das
Schienensystem so verkommen lassen, dass es in
dem Zustand ist, in dem wir es heute vorfinden.

(Beifall SPD, FDP und Sybilla Nitsch [SSW]
— Lukas Kilian [CDU]: Ich habe ihn sehr
wohl kritisiert! — Beate Raudies [SPD]: Ge-
nau, wir sind immer an allem schuld, aber ihr
tiberhaupt nicht!)

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Sie gestatten die Zwischenfrage des Kollegen Kili-
an?

Niclas Diirbrook [SPD]:
Ja.

Vizepriisidentin Annabell Krimer:
Gut.

Lukas Kilian [CDU]: Herr Kollege Diir-
brook, da Sie zu jener Zeit noch nicht
im Schleswig-Holsteinischen Landtag safen,
will ich Thnen mitteilen, dass ich auch den
Kollegen von der CSU mehrfach und sehr
deutlich kritisiert habe. Wenn es um die In-
teressen von Schleswig-Holstein geht, dann
muss man sich um die Interessen unseres
Bundeslandes kiimmern.

(Zuruf SPD: Das Ergebnis sehen wir!)

Niclas Diirbrook [SPD]:

Ich lasse das so stehen, Herr Kollege. GroBartig!
Herzlichen Gliickwunsch!

(Heiterkeit SPD)

Auch den zweiten Punkt finde ich nicht unwich-
tig — das ist unter anderem an Sie gerichtet, Frau
Kollegin Waldeck —: Sie betreiben ein Stiick weit
Kirchturmpolitik. Ich bin davon ausgegangen, dass
wir dariiber schon hinaus gewesen seien. Denn
selbstverstindlich macht der Zugverkehr nicht an
den Grenzen von Schleswig-Holstein halt. Am En-
de sind unsere Trassen fiir den Nahverkehr nur so
wertvoll wie der Punkt, zu dem sie hinfiihren. Das
sehen wir exemplarisch am Beispiel Hamburg.

Natiirlich kdnnten wir alle jetzt dariiber klagen, wie
viele Milliarden bei ,,Stuttgart 21* versenkt werden,
und bekunden, dass das nicht gut sei, zumal auch
Mittel aus den Trassenentgelten in dieses Projekt
flieBen. Das stimmt sicherlich.

Wir konnen uns aber auch ein anderes Projekt
anschauen, das zwar nicht mehr in Schleswig-Hol-
stein liegt, aber flir den schleswig-holsteinischen
Nahverkehr dennoch von grofiter Bedeutung ist:
den Neubau des Bahnhofs Hamburg-Altona. Auch
dieses Projekt wird aus Trassenentgelten, die in
Schleswig-Holstein anfallen, finanziert. Wir kénnen
nicht anfangen, uns die Rosinen herauszupicken
und zu sagen: Wenn auf bestimmten Trassen viel
Geld anfillt, dann wollen wir, dass dieses Geld in
Schleswig-Holstein bleibt. — Wir profitieren nédm-
lich auch von Bahnhofsprojekten wie dem in Ham-
burg und diirfen uns auch insoweit nicht aus der
Verantwortung herausziehen.

(Beifall SPD — Lukas Kilian [CDU]: Sie ha-
ben doch die Mehrheit in Berlin!)

Herr Kollege Kilian, ich kann mir den Hinweis auf
unseren Vorschlag sparen. Ich habe Ihnen gesagt,
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was wir machen wiirden. Investitionen wie die in
die Bahninfrastruktur — die wir dringend tétigen
miissen — sind nach einer Verédnderung der Schul-
denbremse moglich. Auch in diesem Sinne braucht
es eine Reform.

Wir beide wissen doch, dass es diese Reform geben
wird. Allerdings wird es sie nicht vor der Bundes-
tagswahl geben, weil die CDU erkennbar auf Zeit
spielt. Wéhrend der Amtszeit der Ampelkoalition
will sie das nicht machen. Wir alle wissen aber,
dass es irgendwann diese Reform geben wird — ich
biete Thnen jede Wette der Welt an —, aber leider
nicht jetzt.

(Beifall SPD)

Der letzte Punkt betrifft die Motivation, warum wir
diese Debatte heute eigentlich fiihren und warum
Sie diesen Antrag gestellt haben. Ich glaube den
Griinen sofort, dass sie die Trassen wirklich erwer-
ben wollen. Thnen von der CDU glaube ich das
nicht eine Sekunde. Sie wollen doch nicht ernsthaft
die Trassen selber haben. Das ist nicht Thr Ziel, das
war nie Thr Ziel, und das wird auf absehbare Zeit
nicht Ihr Ziel sein.

Kollege Kilian hat in seiner Rede schon angedeutet,
warum wir diese Debatte heute eigentlich fiihren.
Es ist ndmlich ein Ablenkungsmandver. Sie haben
das Szenario an die Wand geworfen, dass in Schles-
wig-Holstein keine Ziige mehr fahren wiirden. Das
hat, Stand heute, mit der Trassenentgelterhdhung
iiberhaupt nichts zu tun. Dass jetzt in Schleswig-
Holstein weniger Ziige fahren, ist einzig und allein
die Verantwortung Ihrer Landesregierung, die Spar-
vorschldge in diese Richtung gemacht hat.

(Beifall SPD, FDP und Sybilla Nitsch [SSW]
— Lukas Kilian [CDU]: Nein!)

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Fiir die Landesregierung erteile ich dem Minister
fiir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und
Tourismus, Claus Ruhe Madsen, das Wort.

Claus Ruhe Madsen, Minister fir Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus:

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete! Es gibt deutschlandweit
einen riesigen Sanierungsstau im Schienennetz. 92
Milliarden Euro wéren nétig, um die Infrastruktur
auf Vordermann zu bringen — 92 Milliarden!

Ein Viertel der 3.500 Stellwerke bewertet die Bahn
selbst mit der Note 5 oder schlechter. Deshalb ist
es richtig, dass die Bundesregierung Rekordinvesti-

tionen in das Schienennetz plant; das muss man
anerkennen. Man muss auch anerkennen, dass hier
Versdumnisse der letzten Jahrzehnte aufgeholt wer-
den miissen.

Das Problem ist: Die Art und Weise, in der der
Bund Geld fiir die Schieneninfrastruktur gibt, be-
deutet entweder eine immense Belastung der Lén-
der oder das Ende eines wenigstens einigerma-
Ben wirtschaftlichen Fern- und Giiterverkehrs, im
schlimmsten Fall beides.

Die Systematik hinter der Idee des Bundes ist
nicht ganz einfach. Dennoch will ich Sie hier erklé-
ren. Der Bund steht vor Haushaltsproblemen und
muss zusehen, dass er die Schuldenbremse einhilt.
Gleichzeitig muss er investieren. Fiir die Bahn hat
er eine — nennen wir es einmal so — kreative Lo-
sung entwickelt, wie er Geld geben kann, das nicht
auf die Schuldenbreme angerechnet wird: Der Bund
gibt der Bahn Eigenkapital. Fiir 2025 sind fast 6
Milliarden Euro vorgesehen.

Das investiert die Bahn in neue Gleise oder Stell-
werke. Der Bund nimmt dafiir Kredite auf. Dieses
Eigenkapital muss von der DB InfraGo verzinst
werden, und die Investitionen miissen abgeschrie-
ben werden.

Die zentrale Einnahmequelle der DB InfraGo sind
die Trassenentgelte. Sie hat also gar keine andere
Wahl, als die Trassenpreise wie angekiindigt zu
erhohen. Die werden einerseits vom Giiter- und
Fernverkehr gezahlt. Dort sind sie schon jetzt so
hoch, dass es kaum noch wirtschaftlich ist, auf der
Schiene unterwegs zu sein.

Andererseits werden sie vom Nahverkehr und da-
mit von den Lindern bezahlt. Die Trassenpreise fiir
den Schienenpersonennahverkehr sind im EU-Ver-
gleich ohnehin schon sehr hoch und sollen jetzt
weiter steigen. Die DB InfraGo hat bei der Bundes-
netzagentur bereits eine Erhohung der Trassenprei-
se in 2026 fiir den Nahverkehr um 23,5 Prozent
beantragt. Dieser superschlaue Haushaltskniftf des
Bundes bedeutet also nichts anderes, als dass die
Léander, der Fern- und der Giiterverkehr fiir die Sa-
nierung des Schienennetzes zahlen und der Bund
am Ende mit null Euro Investition aus der Nummer
rauskommt. Ich bin mir nicht sicher, ob das den
Haushéltern im Bund klar war.

(Vereinzelter Beifall CDU — Wortmeldung
Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Fiir jemanden, der sich nicht mit dem Finanzie-
rungssystem der Bahn auskennt, mag eine Eigenka-
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pitalerhdhung als Ersatz fiir direkte Zuschiisse erst
einmal unproblematisch klingen.

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Buchholz?

Claus Ruhe Madsen, Minister fur Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus:

Ja.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Herr Minister,
sind Sie mit mir einer Auffassung, dass der
Bund dann, wenn Sie die 4 Milliarden Euro
Eigenkapitalerhdhung von den 18 Milliarden
Euro insgesamt abziehen, die der Bund ins-
gesamt in das Schienennetz investiert, nicht
mit null, sondern mit 14 Milliarden Euro,
die er investiert, herausgehen wiirde? Die Be-
hauptung, der Bund wiirde sich hier einen
schlanken FuB3 machen und nichts investie-
ren, ist einfach schlank falsch.

— Dann formuliere ich das anders. Das, was ich
damit sagen wollte, ist, dass die Eigenkapitalanla-
ge, die dort eingelegt und verzinst werden muss,
dadurch natiirlich intelligent angelegt ist, weil diese
Summe nicht mit in die Schuldenbremse eingerech-
net wird und damit vollkommen zum Bund zuriick-
kommt. Man hitte tatsdchlich als Antwort auf das
Ganze das bringen konnen, was Sie in Threm Drei-
minutenbeitrag gebracht haben, nidmlich zu sagen:
Ein direkter Zuschuss und keine Kapitalerhohung
wire die Losung dieses Problems, und wir miissten
heute nicht diskutieren.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Ich glaube, wir stellen hier aber auch gemein-
sam fest, dass wir hier in Schleswig-Holstein das
schlechteste Schienennetz aller Lénder mit vielen
Ausfillen und Verspitungen wegen maroder Glei-
se haben. Gleichzeitig sind die Trassenpreise jetzt
schon so hoch. Schleswig-Holstein allein zahlt iiber
die Verkehrsunternehmen rund 150 Millionen Euro
an die DB InfraGo. Wenn die Trassenpreiserh6hung
im Nahverkehr um 23,5 Prozent tatsdchlich kommit,
wiren das zusitzliche Kosten von etwa 35 Millio-
nen Euro fiir Schleswig-Holstein.

Wir brauchen hier dringend ein besseres Anreizsys-
tem fiir die Bahn und auch fiir den Bund. Es kann
nicht sein, dass die Bahn die Hand aufhélt und un-
sere Schienen immer weiter verfallen. Die Losung
Eigenkapitalerhohung bedeutet schlicht, dass das

Problem auf die Eisenbahnunternechmen und auf die
Lander umgeschichtet wird — auf dieselben Lénder,
die ohnehin schon wegen der ausbleibenden Erho-
hung der Regionalisierungsmittel vor groflen Pro-
blemen stehen, dieselben Lénder, denen der Bund
die Regionalisierungsmittel in Héhe von 350 Mil-
lionen Euro statt 2025 erst 2026 auszahlen will.
Der Bund stiehlt sich aus der finanziellen Verant-
wortung.

Mit gutem Recht kann man auch fragen, ob es nach
dem Grundgesetz iiberhaupt zuldssig ist, dass die
Lander iiber diesen Umweg gezwungen werden,
auch die Investitionen in die Schienenwege des
Bundes zu bezahlen. Man kann das Vorgehen des
Bundes clever finden. Schliefflich umgeht er die
Schuldenbremse und kann sich weiterhin fiir Re-
kordinvestitionen feiern lassen. B1dd ist nur, wenn
der Patient Eisenbahn diese Operation nicht iiber-
lebt. Denn dieses Vorgehen bedeutet am Ende, dass
Giiterverkehr auf der Schiene unattraktiv wird, dass
Fernverkehr noch teurer wird und dass wir noch
mehr Probleme bekommen, unseren Nahverkehr zu
finanzieren.

Das ist ganz sicher nicht im Sinne einer nachhalti-
gen Verkehrspolitik. Derzeit stof8t der Schienengii-
terverkehr weniger als ein Fiinftel der Treibhaus-
gase aus, die auf der StraBle anfallen. Steigen die
Trassenpreise weiter, werden sich die Unternehmen
iiberlegen, ob sie nicht doch lieber wieder Lkw
fahren lassen. Deswegen werden wir uns natiirlich
dafiir einsetzen, dass es keine Erhohung der Tras-
senpreise gibt.

Im Antrag ist auch davon die Rede, Teile der
Schienen in den Besitz der Bundeslidnder zu geben.
Mit Schienennetzen in anderer Tragerschaft hat
man in Teilbereichen schon sehr gute Erfahrungen
gemacht. Das heif}t aber nicht, dass das ein Selbst-
ginger ist. Die grundsétzliche Idee ist gut, aber na-
tiirlich stellen sich Fragen nach der Finanzierung
und nach dem Betrieb der Strecken. Trotzdem ist
das eine Option, die wir weiter priifen werden. —
Vielen Dank.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schliee die Beratung. Ich lasse iiber den Antrag
der Fraktionen von CDU und BUNDNIS 90/ DIE
GRUNEN, Drucksache 20/2474 (neu), in der Sache
abstimmen.

(Zurufe: Ausschussiiberweisung!)
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— Ausschussiiberweisung? — Das ist mir entgangen.
Also wollen wir gemif3 Antrag den Antrag, Druck-
sache 20/2474 (neu), an den Wirtschafts- und Di-
gitalisierungsausschuss iiberweisen? Wer dem so
zustimmen mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Damit ist
die Ausschussiiberweisung einstimmig beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 27 auf:

Keine Grenzkontrollen im deutsch-dinischen
Grenzland

Antrag der Fraktionen von SSW und SPD
Drucksache 20/2475 (neu)

Das Wort zur Begriindung wird nicht gewiinscht.
Ich erdffne die Aussprache. Fiir die Fraktion des
SSW hat der Abgeordnete Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Vielen Dank, Frau Présidentin! — Und téglich grii-
Ben die Grenzkontrollen. Seit Jahren diskutieren
wir dieses Thema nun schon regelméfig in unserem
Hause. Meistens ging es dabei aber um die Kontrol-
len Dianemarks. Das ist dieses Mal anders. Seit dem
16. September 2024, also seit letzter Woche, gibt
es an allen deutschen AuBlengrenzen Kontrollen,
die von Bundesinnenministerin Nancy Faeser ver-
anlasst wurden. Nicht nur hat sich die SPD-Minis-
terin mit diesem Beschluss inhaltlich ordentlich die
Butter vom Brot nehmen lassen, sie zeigt auch kei-
nerlei Gefiihl fiir die aktuelle Situation und die Dy-
namiken im deutsch-ddnischen Grenzland.

Um es ganz direkt zu sagen: Dieser Aktionismus
auf Bundesebene bringt den Menschen im deutsch-
dénischen Grenzland wirklich {iberhaupt nichts. Die
13.000 Pendlerinnen und Pendler tdglich, Studie-
rende, Touristen, die Wirtschaft und nicht zuletzt
die nationalen Minderheiten auf beiden Seiten der
Grenze sind direkt von den Kontrollen betroffen.
Das sind Millionen von Grenziibertritten jedes Jahr,
denen 289 illegale Einreisen nach Deutschland aus
Dénemark im ersten Halbjahr gegeniiberstehen. Im
Ubrigen kann ich Ihnen mitteilen: Seit der letzten
Woche hat es eine einzige Person gegeben, die man
angehalten hat, aber nicht wegen illegaler Einrei-
se, sondern weil Versicherungsbetrug stattgefunden
hatte und die Dame gesucht wurde. Ich glaube, man
sieht daran, dass die Grenzkontrollen an unserer
Grenze iiberhaupt keinen Sinn machen.

(Beifall SSW, Birte Pauls [SPD] und Dr. Hei-
ner Garg [FDP])

Meine Damen und Herren, die Bundespolizisten
stehen sich an unserer Grenze buchstéblich die Bei-
ne in den Bauch. Aber an der deutsch-dénischen
Grenze brauchen wir eigentlich keine Beschifti-
gungstherapie, sondern eine enge grenziiberschrei-
tende Zusammenarbeit der Behdrden beider Lander
— ohne Grenzkontrollen. Das fordern iibrigens auch
die Polizeigewerkschaften.

(Beifall SSW und Dr. Heiner Garg [FDP])

Das sieht das Schengener Abkommen von 1985
iibrigens auch vor: offene Binnengrenzen und dafiir
eine enge polizeiliche und juristische Zusammenar-
beit iiber die Grenze hinweg. Und auch wenn einige
Lander schon seit Jahren das Schengener Abkom-
men untergraben und immer wieder Griinde fiir
eine Verlangerung der Grenzkontrollen finden, ha-
be ich zumindest von der schleswig-holsteinischen
Landesregierung mehr Widerstand erwartet. Es ist
schlieBlich nicht besonders lange her, genaugenom-
men war es im Mai letztes Jahres, als wir frakti-
onsiibergreifend einen Antrag beschlossen haben,
in dem wir uns einig waren, dass Grenzkontrollen
innerhalb der EU grundsétzlich nicht zuldssig sind
und schnellstmdglich beendet werden sollten.

Im August 2022 haben wir einen Antrag beschlos-
sen, in dem wir uns dariiber einig waren, dass
Grenzkontrollen der Idee eines freien und offenen
Europas widersprechen und einen negativen Ein-
fluss auf die grenziiberschreitende Zusammenarbeit
haben. Diesen Antrigen haben alle Parteien hier
zugestimmt.

(Christian Dirschauer [SSW]: Hort, hort!)

Die aktuellen Grenzkontrollen sind zwar auf sechs
Monate begrenzt, aber wir wissen alle, dass es ge-
nug Beispiele dafiir gibt, wie eine erstmalige Ein-
fiihrung von zeitlich begrenzten Grenzkontrollen
in dauerhafte Grenzkontrollen iibergeht, weil im-
mer wieder neue Griinde gefunden werden, um die
Grenze angeblich kontrollieren zu miissen.

Um die Absurditit bei der aktuellen Begriindung
noch einmal zu verdeutlichen: Menschen, die il-
legal aus Didnemark nach Deutschland einreisen
mochten, miissen doch vorher erst durch Deutsch-
land nach Dénemark einreisen. Das ist absurd!
Rechts und links ist die Nord- beziehungsweise
Ostsee, da kann man nicht ldngs. In Finnland gibt
es eine hermetisch abgeriegelte Grenze. Die Grenz-
kontrollen nach Danemark mit der Begriindung,
Migrationsstrome zu begrenzen — und das ist die
Begriindung — und illegale Migration einzudam-
men, ist wirklich vélliger Unsinn. Wer nach Déne-
mark will, um illegal einzureisen, muss erst einmal
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durch Deutschland nach Dinemark kommen, um
das iiberhaupt zu schaffen. Das ist gaga!

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und FDP)

In diesem Zusammenhang finde ich es gut, dass die
SPD unseren Antrag unterstiitzt. Aber dann miis-
sen Sie sich auch Ihre Ministerin auf Bundesebene
schnappen und ihr erkldren, was ihre Politik fiir
Auswirkungen auf die Menschen hier in unserer
Region hat.

(Beate Raudies [SPD]: Das machen wir
auch!)

Das Gleiche erwarte ich aber auch von unserem
Ministerpriasidenten. Denn er darf sich nicht von
der Politik einiger seiner Parteikollegen treiben las-
sen. Das ist nicht in Ordnung.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD — Birte
Pauls [SPD]: Jawoll!)

Wir haben hier schleswig-holsteinische Interessen
zu vertreten, und auch der Ministerprisident hat
schleswig-holsteinische Interessen zu vertreten. Un-
ser Interesse ist, dass unsere Grenze nach Dine-
mark weiterhin passierbar bleibt.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Und bei diesem Thema ist auch Standfestigkeit
gefragt. Wir als SSW haben diese jahrelang be-
wiesen, als wir uns immer wieder gegen die déni-
schen Grenzkontrollen nach Deutschland eingesetzt
haben. Ich kann Thnen sagen: Das war kein Vergnii-
gen; wir haben ordentlich Kritik aus Déanemark be-
kommen, trotzdem haben wir daran festgehalten.

(Beifall SSW, SPD und FDP)

Alle Parteien in diesem Landtag haben sich erst vor
wenigen Minuten

(Heiterkeit)

— Entschuldigung —, vor wenigen Monaten, gegen
Grenzkontrollen ausgesprochen. Die Lage hat sich
seitdem an unserer Grenze aber nicht gedndert. Die
ist komplett gleich geblieben.

Es ist unsere Aufgabe, die Debatte iiber die Migra-
tion wieder in die demokratische Mitte zu holen
und sachliche und faktenbasierte Diskussionen zu
fihren, statt so einen Aktionismus zu machen.

(Beifall SSW, SPD und FDP)

Meine Damen und Herren, damit jetzt endlich
die Sachlichkeit einen Anfang nehmen kann, kon-
nen Sie alle unserem Antrag zustimmen! — Vielen
Dank.

(Beifall SSW, FDP und vereinzelt SPD)

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Fiir die CDU-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Rasmus Voge das Wort.

Rasmus Voige [CDU]:

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir
diskutieren nun tiiber die Grenzkontrollen an der
Bundesgrenze zu Danemark. Ich mdchte als euro-
papolitischer Sprecher der CDU-Fraktion gern erst
einmal festhalten: Die offenen Grenzen und die vier
Freiheiten des Binnenmarktes, ndmlich die Freiheit
von Menschen, Dienstleistung, Kapital und Waren,
sind fiir uns fiir das vereinte Europa konstitutiv.

(Beifall CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
FDP und SSW)

Mit dem Schengen-Raum und dem Abschaffen der
Grenzkontrollen zwischen den Nationalstaaten ging
fiir Millionen von Menschen ein lang ersehnter
Traum in Erfiillung.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP] und Lars
Harms [SSW])

Das freie Reisen in Europa in den letzten Jahr-
zehnten hat Millionen Menschen schneller und un-
komplizierter zusammengebracht. Ich wiinsche mir,
dass das auch in Zukunft so bleibt.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP], Christian
Dirschauer [SSW] und Lars Harms [SSW])

Aber, wie Sie an der Wortwahl gemerkt haben: Es
war ein Traum, und das sind leider keine Kategori-
en in der Politik, um Probleme zu 16sen. Es sind mit
dem Wegfall der stationdren Grenzkontrollen auch
Probleme aufgetreten, die gelost werden miissen.
Wenn wir diese Debatte ehrlich fithren, dann miis-
sen wir uns eingestehen, dass diese Probleme weit
iiber den Beginn der Migrationskrise von 2015 zu-
riick schon bestanden und auch bis heute bestehen.

In einigen Grenzregionen in Deutschland stieg die
Kriminalitit im Bereich Einbruch, Diebstahl von
Pkw, Lkw und Landmaschinen. An dieser Stelle
mochte ich das aber nicht ndher beleuchten, denn
seit 2015 haben wir es mit einer andauernden,
aus dem Ruder gelaufenen, unkontrollierten Migra-
tionsbewegung in die Bundesrepublik Deutschland
zu tun. Es ist an der Zeit — und das war ja auch
gestern Thema —, dieses Problem kraftvoll und ent-
schlossen zu 16sen. Dazu gehdren auch — und ich
betone: auch! — Kontrollen an den Bundesgrenzen.
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Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Frage oder
Anmerkung des Kollegen Vogt?

Rasmus Voge [CDU]:
Gern, ja.

Christopher Vogt [FDP]: Lieber Herr Kolle-
ge Voge, die gestiegene Kriminalitdt durch
offene Grenzen, die Sie gerade problemati-
siert haben: Meinen Sie, das lag an den man-
gelnden Kontrollen an der Grenze zwischen
Deutschland und Dénemark?

(Birte Pauls [SPD]: So! Und jetzt?)

— Nee, ich habe explizit andere Regionen in der
Bundesrepublik Deutschland gemeint und nicht
Deutschland und Danemark,

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Aha! — Weitere Zu-
rufe)

und die habe ich auch gerade so genannt. Insofern
besteht gar kein Anlass fiir diese Frage.

(Lachen FDP und SSW)

Aber ich betone das gern auch noch einmal, sehr
geehrter Herr Kollege, ich betone: Auch Kontrollen
an den Bundesgrenzen gehoren dazu. Dies ist ein
Baustein im Kampf gegen illegale Migration und
grenziiberschreitende Kriminalitit.

Die Zahlen der Bundespolizei beweisen doch: Seit
Einfiihrung verschirfter Grenzkontrollen, zum Bei-
spiel zu Polen und Osterreich im letzten Herbst,
gab es Tausende von Zuriickweisungen, Vollstre-
ckungen von Haftbefehlen, Drogenfunde und auch
die eben genannte Aufdeckung des Versicherungs-
betrugs. Es freut sicherlich den Betrogenen, dass
die Polizei dort fiindig wurde.

Weil wir Migration steuern und ordnen miissen —
und dafiir, glaube ich, hat der Ministerprasident
gestern eindriicklich in seiner Regierungserklérung
geworben und das auch erldutert —, sind Grenzkon-
trollen derzeit unabwendbar. Ich wiederhole noch
einmal: Sie sind ein Baustein zur Losung der Mi-
grationskrise, bis wir eine nachhaltige européische
Loésung haben, die derzeit leider noch nicht abseh-
bar ist.

(Unruhe FDP und SSW)

Deshalb der Appell meiner Fraktion, dass in
Deutschland dort am stédrksten kontrolliert werden
soll, wo auch die illegalen Einreisen stattfinden.
Deshalb begriilen wir auch das mafBvolle Handeln

von Bundes- und Landespolizei an der Grenze zwi-
schen Deutschland und Danemark.

Einen zweiten Punkt will ich gern hier noch sagen:
Es wire wirklich angebracht, wenn die Bundesre-
publik Deutschland oder die Bundesregierung ihre
Nachbarn von diesen Pldnen vorab informiert hitte.
Es ist wirklich peinlich, wenn unsere Nachbarn das
erst aus der Presse erfahren. Die Bundesrepublik
sieht sich immer als Mustereuropéer, und hier geht
sie erneut nicht gut mit unseren Nachbarn um. Das
fihrt zu Unmut, und das kann ich verstehen. Das
darf nicht passieren.

Vizeprisidentin Annabell Krimer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung der Abgeordneten Nitsch?

Rasmus Voge [CDU]:
Ja, selbstverstindlich.

Sybilla Nitsch [SSW]: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Voge. Sie sprachen an, dass
es um mafvolle Kontrollen gehen soll, weil
Sie sie vielleicht dann doch schon so einord-
nen, dass das nicht unbedingt das massivste
Problem an der dénischen Grenze ist. Nun
frage ich mich — wir verfolgen ja alle die
Presse —: lhre Bundestagsabgeordnete Frau
Petra Nicolaisen fordert jetzt schon seit eini-
gen Wochen, dass wir da stationdre Einrich-
tungen brauchen, damit man dauerhaft darauf
vorbereitet ist, Grenzkontrollen durchzufiih-
ren. Teilen Sie diese Auffassung?

— Also, ich wiirde mal so sagen: In der groflen
Volkspartei CDU gibt es eben auch eine Vielzahl
von Meinungen.

(Heiterkeit Dr. Bernd Buchholz [FDP] und
Dr. Heiner Garg [FDP])

Wir diskutieren ja hier im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag, und ich spreche fiir die CDU-Land-
tagsfraktion.

(Beifall und Heiterkeit CDU und vereinzelt
FDP)

Nehmen Sie das mal so mit, und innerhalb unserer
Partei werden wir mit Kolleginnen und Kollegen
auch noch weiter sprechen.

(Unruhe)

Ich glaube, Sie haben das richtigerweise gesagt:
maBvolles Handeln dort, wo wirklich kaum illegale
Grenziibertritte stattfinden, und dort scharfer und
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starker kontrollieren, wo wir wirklich Probleme ha-
ben. Deshalb pladieren wir ja auch dafiir, den An-
trag in den Ausschuss zu liberweisen, dort das The-
ma zu vertiefen, Experten einzuladen, insbesondere
die Vertreter der Bundespolizei, um dort {iber die
MaBnahmen und deren Wirksamkeit zu sprechen.

Letzter Satz — meine Uhr bleibt bei einer Minu-
te 28 Sekunden stehen; moglicherweise haben Sie
noch langer das Vergniigen zuzuhdren; nun lauft sie
weiter.

(Heiterkeit)

Nein, mein letzter Satz, und das ist mir wirklich
wichtig zu sagen: Ich hoffe — und die CDU-Frakti-
on auch —, dass die Migrationskrise gelost wird, da-
mit die Kontrollen an unseren Grenzen im Rahmen
des freien Europas auch wieder beendet werden
konnen. — Danke.

(Beifall CDU)

Vizeprisidentin Annabell Kriamer:

Werte Kolleginnen und Kollegen, bevor wir in
der Rednerliste fortfahren, begriiBen Sie mit mir
gemeinsam auf der Besuchertribiine des Schleswig-
Holsteinischen Landtages Mitglieder der Volks-
hochschule Felde. — Herzlich willkommen!

Fiir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN er-
teile ich nun der Abgeordneten Eka von Kalben das
Wort.

Eka von Kalben [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Thr Antrag, liebe Kolleginnen und
Kollegen, spricht mir als iiberzeugter Europiderin
aus der Seele. Die Grenzkontrollen im deutsch-dé-
nischen Grenzland widersprechen der europdischen
Idee, einem freien, friedlichen und — noch einmal:
— freien Europa. Ich wei3 nicht, warum ich das
zweimal im Manuskript habe; aber es ist ja auch
wichtig, das zweimal zu betonen.

Das gilt meines Erachtens nicht nur fiir unser
Grenzgebiet — so wie auch mein Kollege Herr Voge
das genannt hat —, sondern das gilt aus meiner Sicht
europaweit. Auch wenn es hier im deutsch-déni-
schen Bereich besonders auffillig ist, weil sie — das
wurde schon ausgefithrt — das Ziel, die Migration
zu begrenzen, hier wirklich nicht erfiillen.

Aus meiner Sicht brauchen wir gerade auch in so
herausfordernden Zeiten, in denen wir jetzt leben,
mehr denn je offene Grenzen innerhalb Europas —

und zwar iiberall, und auch das ist im Sinne und im
Interesse Schleswig-Holsteins.

Die offenen Grenzen haben nicht nur einen symbo-
lischen Wert, sondern sind ein konkreter Ausdruck
von Vertrauen, von Zusammenarbeit und Gemein-
schaft zwischen den europdischen Nationen. Das
zeigt, dass wir eben nicht mehr in isolierten Natio-
nalstaaten leben, sondern in einem gemeinsamen
Raum, in dem Menschen, Ideen und Werte mitein-
ander verbunden sind.

Was passiert denn, wenn wir Grenziibertritte er-
schweren? — Staus und Zeitverzogerungen schwa-
chen unsere Wirtschaft und das Leben der Men-
schen im Grenzraum — nicht nur derer, die pen-
deln, sondern auch derer, die sonst die Grenze
iiberschreiten. Wir geraten in einen Rechtsstreit mit
der EU und sind damit aus meiner Sicht auch ein
schlechtes Vorbild fiir die Staaten, die sich nicht an
europdisches Recht halten.

Und wir bilden einen Verschiebebahnhof: Es ist
doch klar, dass, wenn wir die Grenzen iberall
schlieBen, unsere Nachbarldnder dem folgen wer-
den. Osterreich, Tschechien, Polen, die haben es
angekiindigt. Und wir hatten es auch schon, dass
sie ihre Grenzen zugemacht haben. Was bedeutet
das dann? — Das bedeutet in der Folge, dass ent-
weder die Menschen zwischen den Regionen hin-
und hergeschoben werden, wie wir es kiirzlich von
einer afghanischen Familie horten, die zwischen ei-
nem polnischen und deutschen Parkplatz hin- und
hergeschoben wurde, oder wir bekommen wieder
Camps wie an der Grenze zu Griechenland, oder
aber — das ist aus meiner Sicht mit das Schlimmste
— die Staaten wie Italien und Griechenland entfer-
nen sich noch mehr vom europdischen Gedanken,
weil sie von uns im Stich gelassen werden. Das ist
die Folge, wenn man die Grenzen iiberall schlief3t.
Grenzkontrollen konnen dann auch schnell wieder
zu Grenzkonflikten flihren.

Verstehen Sie mich nicht falsch: Ich weil3, dass sich
viele Menschen mehr Ordnung wiinschen und dass
sie Sorge haben, dass zum Beispiel terroristische
Krifte ins Land kommen kénnen. Das nehme ich
ernst, und das besorgt mich auch — genauso wie Sie
alle. Deshalb miissen wir auch nicht nur gegeniiber
den Angehorigen der Opfer, sondern auch der Ge-
samtbevolkerung zeigen, dass der Staat handlungs-
fahig ist und fiir Sicherheit sorgt. Dariiber haben
wir gestern ausfiihrlich debattiert.

Aber dass Grenzkontrollen nun wirklich das richti-
ge Mittel sind, bezweifele ich. Dass Grenzkontrol-
len uns wirklich sicherer machen, bezweifele ich
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auch. Ich halte es fiir nahezu ausgeschlossen, dass
zum Beispiel Attentéter, die sich schon im Ausland
vornehmen, einen Anschlag zu veriiben, an einer
Grenze entdeckt werden. Ich kann mir nicht vor-
stellen, dass ein Mensch, der in Syrien oder so aus-
gebildet wurde, um hier ein grof3es oder ein kleines
Attentat zu veriiben, wirklich so damlich ist, eine
Route zu nehmen, auf der er in eine Grenzkontrolle
gerdt. Das ist aus meiner Sicht einfach unsinnig.
Bei allen anderen, die die Grenze iiberqueren, steht
nicht auf der Stirn: ,,Ich bin ein Attentéter, sondern
das sind zum groBen Teil — wir hatten die Debatte
heute schon — Menschen, die vor dem Terror in
thren Landern flichen.

Insofern halte ich die Grenzkontrollen nicht nur fiir
europafeindlich und problematisch, sondern sie ma-
chen unser Land nicht sicherer,

(Vereinzelter Beifall BUNDNIS 90/ DIE
GRUNEN und Beifall Sybilla Nitsch [SSW])

auch weil sie sehr viel Personal binden. Das sagen
Teile der Bundespolizei selbst, dass an den Grenzen
selbst bei den Stichproben — an der holldndischen
Grenze wurde das gesagt — so viel Personal einge-
setzt wird, dass es im Endeffekt weniger bringt.
Wir brauchen eine bessere Zusammenarbeit der
Sicherheitsbehorden, die effiziente Verfolgung kri-
mineller Netzwerke, tiberhaupt mehr Zusammenar-
beit zwischen den Landern. Mehr Grenzkontrollen
bedeuten eben nicht mehr Sicherheit, sie lenken
Ressourcen und Aufmerksamkeit von den weiteren
Bedrohungen ab.

Ich weil}, dass es dazu unterschiedliche Auffassun-
gen gibt, auch in unserer Koalition und auch inner-
halb der Parteien. Wir wissen auch, dass in Ber-
lin andere Positionen vertreten werden als hier im
Haus.

Deshalb finde ich es gut, dass wir uns darauf ver-
stindigt haben, diesen Antrag in den Ausschuss zu
iiberweisen und uns dort sowohl mit den Menschen
aus der Region als auch mit der Bundespolizei
dariiber auszutauschen, wie viel oder wenig Sinn
Grenzkontrollen machen, ob wir sie brauchen oder
nicht. Deswegen beantrage ich Uberweisung feder-
fiihrend in den Europaausschuss und mitberatend in
den Innenausschuss. — Danke schon.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
vereinzelt CDU)

Vizeprisidentin Annabell Kramer:

Fiir die SPD-Fraktion hat nun die Abgeordnete Bir-
te Pauls das Wort.

Birte Pauls [SPD]:

Sehr geehrte Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Grenzkontrollen an dieser Stelle brin-
gen mehr Schaden als Nutzen. Deshalb bleibt die
SPD-Fraktion ganz klar bei ihrer Haltung: Wir leh-
nen Grenzkontrollen an unserer deutsch-dénischen
Grenze weiter ab, und wir haben mehrfach begriin-
det, warum. Ich wiederhole das gern.

(Beifal} SPD, FDP, SSW, Lasse Petersdot-
ter [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN] und Uta
Ropcke [BUNDNIS 90/DIE GRUNENY])

Taglich pendeln Tausende von Arbeitnehmer in-
nen, Studierenden und Familien zwischen den bei-
den Landern. Der Alltag in unserer gemeinsamen
Region darf durch die Kontrollen nicht weiter ne-
gativ beeinflusst werden. Auch der fiir die Region
so wichtige Grenzhandel ist von den Kontrollen
beeintrdchtigt — das haben wir zur EM erlebt und
die Zahlen gesehen — genauso wie die grenznahe
Gastronomie. Es ist im Interesse beider Lander, die
Mobilitdt zwischen Deutschland und Danemark zu
férdern und auszubauen, nicht auszubremsen.

Die Pendlerinnen und Pendler — immerhin 13.000
Menschen — sind das Riickgrat unserer grenziiber-
schreitenden Zusammenarbeit. Wir miissen dort die
Hiirden abbauen, die ihnen im Alltag in den Weg
gestellt werden, und nicht neue schaffen. Dazu ge-
horen heute zum Beispiel Sozialversicherungsfra-
gen und die Anerkennung von Berufsabschliissen,
aber keine Grenzkontrollen.

Grenzkontrollen stellen dagegen einen erheblichen
Riickschritt in der selbstverstindlich gewordenen
und gelebten grenziiberschreitenden Zusammenar-
beit dar und stehen nicht im Interesse der Bewohne-
rinnen und Bewohner unserer gemeinsamen Regi-
on, fiir die die Grenzregion tégliches Lebensumfeld
ist, und besonders und erst recht nicht im Interesse
der Minderheiten.

Unser Grenzland ist gelebtes Europa, in dem
Grenzregionen zusammenwachsen. Hierfiir geben
wir in Europa {ibrigens auch viel Geld aus — sehr
gut investiertes Geld, von dem auch unsere Grenz-
region profitiert. Grenzkontrollen konterkarieren
diese europdische Idee, fiir die wir hier stehen.
Die Freiziigigkeit der EU ist ein hohes Gut, das
es fiir uns unbedingt zu schiitzen gilt. Grenzkontrol-
len miissen auch nach der Reform des Schengener
Grenzkodex im Friihjahr 2024 immer temporér, an-
gemessen und letztes geeignetes Mittel sein.

(Vereinzelter Beifall SPD)
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Wir halten die Grenzkontrollen im deutsch-déni-
schen Grenzgebiet deshalb fiir iiberfliissig, weil
das Ziel, irreguldre Migration einzuddmmen, damit
eben nicht erreicht wird.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und Beifall
Dr. Heiner Garg [FDP])

Dies zeigt auch eine erste Bilanz der Polizeige-
werkschaft GdP von gestern. Nach Auskunft des
Bundesamts fiir Migration und Fliichtlinge BAMF
hat es seit den verstirkten Kontrollen sogar einen
leichten Anstieg der Asylsuchenden in Deutschland
gegeben. Illegal Einreisende umgehen — die Kolle-
gin von Kalben hat es eben gesagt — natiirlich die
bekannten Kontrollstellen, das wissen wir doch al-
le. Die seit Jahren praktizierten Hinterlandkontrol-
len an der deutsch-dénischen Grenze funktionieren
dank hervorragender Zusammenarbeit wirklich gut
und sind auch das geeignetere Mittel an dieser Stel-
le.

Gleichzeitig miissen wir zur Kenntnis nehmen, dass
sich viele Menschen mehr Schutz vor irregulérer
Einwanderung wiinschen. Dieses legitime Bediirf-
nis nach Sicherheit — das leider von rechts immer
wieder genutzt wird, um Angst zu schiiren — neh-
men wir natiirlich sehr ernst.

Umso wichtiger ist fiir uns die Versachlichung der
Debatte. Sind tégliche Grenzkontrollen ein wirksa-
mes Mittel gegen Terrorismus, der immer wieder
als Begriindung genannt wird? Wo sind denn die
Wege irreguldrer Migration? Diirfen beide Fragen
iiberhaupt in einen Zusammenhang gestellt werden?
— Im Gegensatz zu den Ostlichen und siidlichen
Bundesgrenzen ist die deutsch-ddnische Grenze
wirklich nicht der Hotspot der irreguliren Einwan-
derung.

Deshalb muss man auch mit Hinblick auf die per-
sonellen Ressourcen der Bundespolizei schauen,
inwieweit hier die VerhaltnismaBigkeit tatsdchlich
stimmt. Binden wir also die Bundespolizei an den
Grenzen, oder lassen wir sie gezielt gegen Terroris-
mus vorgehen? Wir werden uns die Zahlen in den
nichsten Wochen genauer anschauen.

Pendler berichten aktuell — zum Beispiel morgens
an meinem Kiichentisch —, dass es derzeit nicht zu
langeren Wartezeiten an der Grenze kommt. Das ist
natiirlich gut so, aber sie konnen sich eben nicht
darauf verlassen und planen deshalb schon einmal
mehr Zeit fiir den Weg zum Arbeitsplatz ein. Das
ist natiirlich nicht gut so.

Wihrend Ministerprésident Daniel Giinther in den
letzten Jahren immer wieder die dénischen Grenz-

kontrollen kritisiert hat, ist er jetzt zu Beginn der
deutschen Grenzkontrollen verdachtig ruhig gewor-
den. Na Kklar, ist er doch ein bisschen getrieben
durch den Uberbietungswettbewerb seines Partei-
vorsitzenden Friedrich Merz.

Unsere Haltung bleibt ebenfalls klar. Wir Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokraten finden: Grenz-
kontrollen an dieser Stelle bringen mehr Schaden
als Nutzen. Ich bin mir sicher, dass die Uberfliis-
sigkeit dieser Maflnahme noch deutlicher werden
wird, als sie es bereits heute ist, und diese Grenz-
kontrollen dann bei uns im Norden bald wieder der
Vergangenheit angehdren werden. — Vielen Dank.

(Beifall SPD, SSW und Dr. Heiner Garg
[FDP])

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Das Wort hat der Kollege Dr. Heiner Garg von der
FDP.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lassen Sie mich vorausschicken, dass ich der Auf-
fassung bin, dass wir hier in Schleswig-Holstein
etwas besser konnen, als sich das jedenfalls in den
letzten Wochen und Monaten auf Bundesebene ab-
zeichnet. Wir haben in Schleswig-Holstein in den
vergangenen Jahren sehr deutlich bewiesen, dass
Demokratinnen und Demokraten sich nicht von Ex-
tremisten die politische Agenda diktieren lassen.

(Beifall FDP, SSW und Uta Répcke [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Das muss aus meiner Sicht auch wieder auf allen
Ebenen gelten. Und mit Extremisten meine ich —
und will das hier einmal sehr deutlich sagen — so-
wohl AfD als auch das BSW.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Sehr gut! — Bei-
fall FDP und SSW)

Demokratinnen und Demokraten miissen etwas
ganz anderes tun. Sie miissen ndmlich die dréin-
gendsten Probleme der Menschen nicht nur disku-
tieren, sondern sie miissen Losungen dafiir finden.
Die Kontrolle dariiber, wer in unser Land kommt
und wer aus welchen Motiven in unserem Land
bleiben mochte, ist ein ganz zentrales Feld.

Mich argert es seit Wochen, dass Demokratinnen
und Demokraten, und zwar aller vier demokrati-
schen Parteien, sich lieber wechselseitig um die
Ohren hauen, wann diese Kontrolle verloren gegan-
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gen ist. Ich sage ganz klar: nicht erst mit Regie-
rungsantritt der Ampel.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ja!)

Um das sehr deutlich zu sagen: Wir sollten viel
lieber, anstatt uns das wechselseitig vorzuwerfen,
dafir sorgen, dass genau diese Kontrolle wieder
stattfindet und dass die Menschen uns abnehmen,
dass wir ganz klar diese Kontrolle wieder iiberneh-
men.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dabei un-
terscheiden wir uns sehr klar im Ton; wir unter-
scheiden uns aber auch im Ziel und in unseren
Grundwerten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich ha-
be das vorausgeschickt, weil ich ein bisschen
sprachlos geworden bin, dass Grenzkontrollen an
der deutsch-didnischen Grenze ernsthaft das Pro-
blem irreguldrer Zuwanderung einddmmen sollen.
Deutschland grenzt an neun Léander, librigens wie
kein anderes EU-Land. Und es mag durchaus Lan-
desgrenzen geben, fiir die der Ausnahmetatbestand,
den die Kollegin Pauls erwéhnt hat, zutrifft.

Wenn wir uns dann in den Ausschiissen mit den
Zahlen beschiftigen, wiirde ich mich tatsdchlich
auch mit den Zahlen in der Antwort der Bundesre-
gierung auf eine Kleine Anfrage einiger Abgeord-
neter der Gruppe der Linken im Deutschen Bun-
destag mit der Drucksache 20/12827 vom 5. Sep-
tember 2024 auseinandersetzen, die deutlich macht,
dass es genau 56 Asylsuchende im ersten Halbjahr
gegeben hat, die die deutsch-dédnische Grenze iiber-
treten haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, innerhalb
Europas gilt Freiziigigkeit — nicht nur fiir Giiter,
Kapital und Dienstleistungen, sondern eben auch
fiir Personen. Und wir miissen aufpassen, dass die-
se fundamentalen Errungenschaften der EU nicht
einfach auf einer Woge des Populismus — getrie-
ben von anderen, von denen wir uns in der Sache
deutlich abgrenzen — weggespiilt werden, sondern
dass wir diese Grundwerte verteidigen, meine sehr
geehrten Damen und Herren.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Das ist und bleibt ein Grundpfeiler der Europii-
schen Union, und wir miissen den Menschen wie-
der erkldren, dass wir nicht von irgendeinem Wol-
kenkuckucksheim sprechen.

Genau deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen,
miissen wir dem EU-Migrations- und Asylpakt, der

am 14. Mai 2024 beschlossen wurde, nicht nur ei-
ne Chance geben, sondern ich wiinsche mir auch,
dass man die Maflnahmen konsequent und schnell
umsetzt. Dazu gehort eine humane Begrenzung
irreguldrer Migration; dazu gehdrt der wirksame
Schutz der EU-AuBlengrenzen. Dazu gehdren aber
aus meiner Sicht keine stationdren Grenzkontrollen
zwischen der deutsch-ddnischen Grenze. Die Hin-
terlandkontrollen sind notwendig, sie sind erfolg-
reich, und, meine sehr geehrten Damen und Herren,
sie machen aus meiner Sicht in der Tat stationére
Grenzkontrollen sowohl von der einen als auch von
der anderen Seite unnétig. Deswegen wiirde ich mir
hier ein klares Wort auch von der Landesregierung
wiinschen.

Ich hoffe, dass wir zumindest im Ausschuss zu ei-
ner gemeinsamen Losung kommen, denn eines ist
ein bisschen schriag: Auf der einen Seite hier mona-
telang — oder jahrelang, seit 2016, Kollege Harms
— Dénemark zu Recht dafiir zu kritisieren und jetzt
auf der anderen Seite mit genau demselben Instru-
ment zu winken, das passt nicht, und das 16st die
Probleme auch nicht. — Herzlichen Dank fiirs Zuho-
ren.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Das Wort hat jetzt Ministerin Karin Prien in Vertre-
tung fiir Ministerin Dr. Siitterlin-Waack.

Karin Prien, Ministerin fiir Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur:

Frau Présidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordnete! Gestern hat der Ministerpré-
sident, unterstiitzt von allen Fraktionen, in seiner
Regierungserkldrung deutlich gemahnt: Es ist an
uns, das Kernversprechen des Staates zuverldssig
zu erfiillen und fiir die Sicherheit der Biirgerinnen
und Biirger zu sorgen.

Der todliche Messerangriff in Brokstedt im vergan-
genen Jahr, der todliche Messerangriff auf einen
jungen Polizeibeamten in Mannheim in diesem
Jahr und zuletzt der Messerangriff in Solingen und
auch weitere vereitelte Anschlidge, unter anderem in
Miinchen, haben uns alle zutiefst erschiittert, und
zwar uns als Menschen erschiittert, aber eben auch
Verwerfungen fiir unser politisches System mit sich
gebracht. Das kann man nicht leugnen.

Das macht deutlich: Wir miissen im Bereich Sicher-
heit und Migration handeln. Deshalb hat die Bun-
desinnenministerin in ihrer Zustdndigkeit zunéchst
fiir sechs Monate Binnengrenzkontrollen angeord-
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net; diese werden jetzt durch die Bundespolizei um-
gesetzt. Wir miissen unsere Grenzen — zumindest
vorilibergehend — schiitzen, wenn wir unser Kern-
versprechen erfiillen wollen. Allerdings — auch dar-
auf ist hingewiesen worden: Grenzkontrollen kon-
nen dort ein probates Mittel sein, wo die Schwer-
punkte illegaler Migration liegen. Deshalb wird
man sich die Zahlen der Wirksamkeit der MaBnah-
men — das ist unser Thema heute — an der deutsch-
dénischen Grenze sehr genau anschauen miissen.
Natiirlich ist die Frage der Abwigung von Schaden
und Nutzen, die Frage der VerhidltnismaBigkeit hier
von entscheidender Bedeutung.

Es geht auch um eine Antwort auf die aktuelle Si-
cherheitsfrage. Das jedenfalls meint die Bundesre-
gierung, wenn aktuell wieder alle deutschen Gren-
zen durch Grenzkontrollen geschiitzt werden. Dabei
wissen wir natiirlich, und wir wiederholen das als
Landesregierung an dieser Stelle auch in der Of-
fentlichkeit, dass die deutsch-ddnische Grenze mit
Blick auf grenziiberschreitende Kriminalitdt oder il-
legale Migrationszuwegungen in keinem Verhiltnis
zu anderen Grenzen steht, insbesondere zur Balkan-
route und zur Belarussroute.

Gleichzeitig, meine Damen und Herren, miissen die
kommenden Monate — und das ist das Entscheiden-
de — genutzt werden. Sie miissen genutzt werden im
Zusammenspiel mit dem Bund und anderen Lin-
dern und auch auf europdischer Ebene, um zu nach-
haltigen Verbesserungen in unserer Sicherheits- und
Migrationspolitik zu gelangen und vor allem um
langfristige und wirksame Losungen zu erarbeiten.
Denn — auch darauf ist hingewiesen worden — es
geht um die wertvollen und fundamentalen Errun-
genschaften im Schengenraum, und die diirfen nicht
gefdhrdet werden.

Dabei haben wir angesichts der Krisen der letzten
Jahre eines gelernt: Es geht nur gemeinsam. Es
geht nur gemeinsam mit allen Ebenen der staat-
lichen Gewalt, und es geht nur gemeinsam mit
den anderen Staaten in der Europdischen Union,
im Schengenraum, weil nur diese Zusammenarbeit
im Schengenraum die vier Freiheiten, die genannt
worden sind, sichern, nicht nur unseren wirtschaft-
lichen Wohlstand. Sie sind nicht nur Vorziige der
Reisefreiheit fiir Pendler, fiir Studierende, fiir Un-
ternehmer, flir Juristen, sondern es geht um ein
friedliches und freiheitliches Europa und um das
Europa des Miteinanders.

(Beifall ganzes Haus)

Ich darf an dieser Stelle darauf hinweisen, dass das
im deutsch-dénischen Grenzland ganz besonders

iiberzeugend gelebt wird und das nicht immer so
gewesen ist. Deshalb versteht die Landesregierung
natiirlich die Befiirchtungen und die Sorgen von
SSW und SPD.

Ich denke, ich kann sagen, dass Thre Befiirchtungen
und Sorgen von uns geteilt werden. Dennoch muss
man einmal einordnen, was an der deutsch-dini-
schen Grenze passiert. Es handelt sich um keine
stationdren Grenzkontrollen, sondern das sind stich-
probenhafte, lageangepasste Kontrollen an wech-
selnden Ubergingen. Gleichwohl gibt es Sorgen
vor den Auswirkungen seitens Unternehmen und
der Wirtschaft mit Blick auf den Grenztourismus
und den Handel, aber auch von Berufspendlerinnen
und Berufspendlern. Allerdings geht es um rdum-
lich und zeitlich flexible Kontrollen, die moglichst
wenig beeintrichtigen.

Wir als Landesregierung, als Parlament haben uns
— auch das wurde erwédhnt — in den vergangenen
Jahrzehnten immer wieder und nachhaltig fiir offe-
ne Grenzen gegeniiber Europa starkgemacht. Ich
mochte betonen, dass sich an dieser Haltung nichts
gedndert hat. Auch wir wollen natiirlich wieder
zu offenen Grenzen im Schengenraum zuriickkeh-
ren. Gleichwohl ist die angespannte sicherheitspo-
litische Lage so, dass ein sehr sorgsames und vor-
sichtiges Handeln gefragt ist.

Auch wenn Grenzkontrollen an den Binnengrenzen
in der jetzigen Situation ein geeignetes Mittel sein
kénnen, brauchen wir am Ende — auch darauf wur-
de hingewiesen — eine europidische Losung in der
Migrationsfrage. Es bedarf besser geschiitzter Au-
Bengrenzen, mehr Abkommen mit Drittstaaten und
das Einhalten der Dublin-Regeln, um zu offenen
Grenzen im Schengenraum zuriickkehren zu kon-
nen.

Grenzkontrollen konnen nur eine zeitlich begrenz-
te MaBnahme sein, wiahrend wir nachhaltige Verén-
derungen vorantreiben. Zusammen mit Nordrhein-
Westfalen haben wir bereits Losungsansétze vorge-
legt und uns auf ein Maflnahmenpaket in den Be-
reichen Sicherheit, Migration und Prévention ver-
stindigt. Damit zeigen wir deutlich, dass wir die
Verantwortung annehmen, um das Kernversprechen
des Staates zu erfiillen, unseren Wohlstand, unsere
Demokratie und all unsere Errungenschaften — das
heiflt, auch die Errungenschaften des Schengener
Vertrags — zu erhalten. — Ich danke Thnen.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)
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Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Die Ministerin hat die Redezeit um eine Minute
iiberzogen. Ich sehe jetzt keine weiteren Wortmel-
dungen und schliele daher die Beratung.

Es wurde eine Uberweisung des Antrags Drucksa-
che 20/2475 (neu) in den Europaausschuss und mit-
beratend in den Innen- und Rechtsausschuss bean-
tragt. Wer so beschlieen will, den bitte ich um das
Handzeichen. — Das ist einstimmig. Damit ist das
so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 37 A auf:

Erhalt einer zukunftsfihigen, nachhaltigen Fi-
scherei in Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktionen von CDU, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN, FDP, SSW und SPD
Drucksache 20/2516

Wird das Wort zur Begriindung gewiinscht? — Das
ist nicht der Fall. Fiir die CDU hat der Abgeordnete
Manfred Uekermann das Wort.

Manfred Uekermann [CDU]J:

Sehr geehrte Prisidentin! Sehr geehrte Kollegen
und Kolleginnen! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich mochte mit einem Dank an alle Fraktionen im
Landtag beginnen, denn es ist uns gelungen, ein
gemeinsames Zeichen fiir die Fischerei zu setzen.
Das ist ein herausragender Punkt.

(Beifall CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
FDP und SSW)

Die Fischerei in Schleswig-Holstein ist in den ver-
gangenen Jahren durch multiple Krisen stark un-
ter Druck geraten. Klimawandel, Schadstoffeintra-
ge, schwindende Fischbestinde, pandemiebeding-
te Storungen der Wertschopfungskette, die Uber-
alterung der Flotte, Nachwuchssorgen, gestiegene
Treibstoftkosten sowie zunehmende Fraf3schiden
durch Kormorane und Fischotter sorgen fiir erhebli-
che Existenzéngste innerhalb der Fischereibranche.

Ohne die Arbeit unserer Fischereibetriebe wiir-
den wir auf die Produktion von regional verfiig-
baren Nahrungsmitteln vor der eigenen Haustiir
verzichten. Ein solcher Verzicht erscheint in Anbe-
tracht der Diskussion um Erndhrungssicherheit und
Selbstversorgung mit gesunden und regional er-
zeugten Lebensmitteln unverantwortlich und nicht
zukunftsgerichtet.

Eine echte Hoffnung in der Fischerei bot einzig
die im Windenergie-auf-See-Gesetz verankerte Fi-

schereikomponente, die urspriinglich fiinf Prozent
der jéhrlichen Erlose aus der Versteigerung von
Offshore-Flachen ausmacht. Diese Mittel waren ur-
spriinglich ausdriicklich als Kompensation fiir den
Verlust von Fanggebieten vorgesehen.

Die Fischerei und wir im Land haben gehofft, mit
diesen Mitteln, durch Investitionsférderung in um-
weltschonende und nachhaltige Fangtechniken, die
dringende Modernisierung der Fangflotte und die
Schaffung von Ausstiegsmodellen, den Berufsstand
umfassend und systematisch fiir die Zukunft, fit
machen zu kénnen.

Doch leider scheint es, dass in dieser so wichti-
gen und existenzentscheidenden Sache wieder nach
dem altbekannten Muster verfahren wird. Zuerst
gibt es Ankiindigungen und Versprechungen. Dann
werden Hoffnungen geweckt. Doch am Ende bleibt
bei den Betroffenen Enttduschung und Verwirrung.
Das hat absolut nichts mit Planungssicherheit zu
tun.

Fiir das Jahr 2024 wurde die Fischereikomponente
bereits um 80 Prozent gekiirzt; fiir die Jahre 2025
und 2026 sieht der Bundeshaushalt nur noch je
100 Millionen Euro fiir die Fischerei und die Mee-
resschutzkomponente vor. Allerdings muss man
auch sagen, dass man jetzt im Begriff ist, fiir die
Meeresschutzkomponente eine Stiftung zu griinden.
Auf einmal scheint es doch Geld zu geben, wenn
man den aktuellen Informationen aus dem Bundes-
tag glauben kann.

Das ist aber noch nicht alles, denn dariiber hinaus
ist zu befiirchten, dass die Mittel an der Fischerei
vorbei in die Strukturen des Bundesministeriums
fiir Erndhrung und Landschaft flieBen werden.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, dieser Politik-
stil sorgt bei den Fischerinnen und Fischern fiir
Frustration, Resignation und Wut. Wie bei dem Fi-
schereitag vom Verband sehr deutlich klargemacht
wurde, ist nicht von der Hand zu weisen, dass,
wenn es so weitergeht, demnéchst in der Verwal-
tung der Fischerei deutlich mehr Menschen als in
der Fischerei selbst beschiftigt sein werden. Das
darf nicht passieren, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und FDP)

Anfang des Jahrtausends bestand die deutsche Flot-
te noch aus 1.275 Kiistenfischereibetrieben. 2020
waren es noch 644 Betriebe. Das ist innerhalb von
weniger als 20 Jahren eine Halbierung; Tendenz
weiter fallend.
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Noch gravierender sind die Teichwirtschaften und
die Aquakulturen betroffen. Auf der Norddeutschen
Fischereikonferenz in Cuxhaven wurde der ,,Zu-
kunftspakt Kiistenfischerei 2050 beschlossen. Hier
haben sich Politik, Fischerei, Wirtschaft und Tou-
rismus gemeinsam fiir die Zukunft der Kiistenfi-
scherei entlang der gesamten Nordseekiiste stark-
gemacht. Inzwischen haben die beiden Kreistage
Nordfriesland und Dithmarschen dazu Beschliisse
gefasst, und sie unterstiitzen diesen Zukunftspakt.
Das ist ein starkes Signal fiir die Zukunft der deut-
schen Kiistenfischerei.

Die Finanzmittel aus der Fischereikomponente,
der Offshore-Versteigerung, sollten zweckgebunden
zur Forderung von MaBinahmen der Fischerei ein-
schlieBlich der Fischereistrukturmanahmen antei-
lig dem Haushalt des Landes Schleswig-Holstein
zur eigenstindigen Mittelverwendung zugewiesen
werden. Ich bitte Sie alle, sich dafiir einzusetzen. —
Vielen Dank.

(Beifall ganzes Haus)

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Das Wort fiir BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat die
Abgeordnete Silke Backsen.

Silke Backsen [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wir sprechen hier nicht das erste
Mal iiber die Zukunft der Kiistenfischerei in unse-
rem Land. Das ist auch gut. Wir haben es gerade
schon gehort: Wir alle wollen — das zeigt auch der
interfraktionelle Antrag —, dass die Fischerei an un-
seren Kiisten eine Zukunftsperspektive hat.

Die Fischerei hat eine lange Tradition, und sie ist
das dlteste Handwerk, das unsere Meere nutzt. Die
allermeisten Betriebe sind zum tiberwiegenden Teil
kleine und auch handwerkliche Fischereibetriebe.
Die Tradition der Fischerei trifft aber mittlerwei-
le auf extrem verdnderte Bedingungen. Einige hat
mein Kollege gerade schon aufgezihlt. Der Klima-
wandel lasst auch die Meere erwdarmen. Die Eutro-
phierung durch Stickstoff und Phosphor, aber zum
Teil auch durch Abgase und Stickstoffeintrége aus
der Luft stellt eben ein grofles Problem dar.

(Unruhe)

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Einen kleinen Moment, es ist gerade unfassbar laut.
Konnen Sie bitte Thre Gespriche einstellen und
Frau Backsen zuhoren? — Danke.

Silke Backsen [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:

Verschmutzung und hohe Stoffeintrdge durch die
Fliisse sind weitere Faktoren. Auch die Uberfi-
schung bestimmter Fischarten hat das Okosystem,
zum Beispiel in der Ostsee, stark verdndert. In un-
seren Meeren wird es manchmal eng, wie wir das
auch an Land mit dem Flachenverbrauch sehen.
Wir Menschen beanspruchen die Meere fiir die viel-
faltigsten Nutzungen, und der Nutzungsdruck steigt
nicht zuletzt auch durch den wachsenden Bedarf
an erneuerbaren Energien, die wir so dringend brau-
chen, und den damit verbundenen Ausbau der Off-
shore-Windkraft. All das hat sich iiber die Jahre
massiv verdndert und erschwert eine traditionelle,
handwerkliche Fischerei.

Deshalb gibt es sowohl auf Landesebene als eben
auch im Bund Unterstiitzung, und es wird gemein-
sam nach Losungen gesucht. Das ist nicht immer
einfach, wir wissen es, aber nur im Dialog und im
Austausch wird das gelingen. Der Zukunftsdialog
Krabbenfischerei hier in Schleswig-Holstein und
die Zukunftskommission Fischerei auf Bundesebe-
ne sind aktuell die Ebenen, auf denen mit allen
Stakeholdern nach Losungen gesucht wird.

Fir mich und fiir uns ist aber auch klar, dass eine
zukunftsfahige Fischerei eben auch auf intakte und
gesunde Meeresokosysteme angewiesen ist. Dazu
gehort, dass sich die Fischbestidnde erholen konnen,
dass wir uns dafiir einsetzen miissen, den 6kologi-
schen Zustand von Nord- und Ostsee deutlich zu
verbessern, dass wir mehr Meeresschutz umsetzen
miissen und dass wir auch Ruhe- und Riickzugsriu-
me in der Natur und auch in den Meeren brauchen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Denn der Meeresschutz ist die Basis fiir eine nach-
haltige fischereiliche Nutzung in unseren Kiistenge-
wassern.

Um all diese Aufgaben gemeinsam 16sen zu kon-
nen, brauchen wir die Gelder aus dem Windener-
gie-auf-See-Gesetz. Wir brauchen sie sowohl fiir
die Transformation der Fischerei als auch fiir den
Meeresschutz. Ich begrii3e es, dass der Bund diesen
Teil der Einnahmen aus der Lizenzvergabe fiir Mee-
resschutz und eine zukunftsfahige Fischerei vorge-
sehen hat, aber wir brauchen diese Mittel hier. Wir
brauchen sie hier in Schleswig-Holstein fiir unsere
Meere und fiir unsere Kiistenfischerei.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, ver-
einzelt CDU und Beifall Christian Dirschau-
er [SSW])
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Wir brauchen sie wirklich ohne Abstriche und oh-
ne Deckelung. Ich danke der Landesregierung aus-
driicklich, dass sie sich im Bundesrat in unserem
Sinne dafiir einsetzt.

Wir wollen eine zukunftsfihige Fischerei in ge-
sunden Meeren. Das bedeutet, dass die Flotte in
Zukunft klimaneutral angetricben werden muss.
Wir miissen unterstiitzen, dass sie unter Anwen-
dung schonender oder schonenderer Fangtechniken
fischt, dass sie mit einer an die vorhandenen Fisch-
ressourcen angepassten Flottengrofle unterwegs ist
— auch hier miissen wir helfen — und last, but not
least auch mit der Aussparung bestimmter Schutz-
gebiete.

Der Zukunftspakt 2050 enthdlt viele gute Punkte
zum Erhalt unserer Kiistenfischerei. Allerdings ver-
misse ich ein gemeinsames Vorgehen mit allen Ak-
teurinnen und Akteuren, zum Beispiel auch aus
dem Meeresschutz. Es fehlt aus meiner Sicht der
Hinweis auf die bendtigten fischereifreien Zonen
in den Schutzgebieten. Und ich vermisse ein klares
Bekenntnis fiir den Nationalpark Wattenmeer.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Denn aus meiner Sicht sitzen Meeresschutz und
Fischerei letztendlich in einem gemeinsamen Boot.
— Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
vereinzelt CDU)

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Das Wort fiir die SPD hat der Abgeordnete Thomas
Holck.

Thomas Holck [SPD]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Kiistenfischerei ist ein wesentlicher Bestandteil
von Schleswig-Holstein. Sie ist sinn- und kulturstif-
tend, von groBer Bedeutung fiir unseren Tourismus,
und sie sichert das Einkommen vieler Familien, die
teils seit Generationen das Handwerk ausiiben.

(Beifall SPD und Christian Dirschauer
[SSW])
— Danke fiir den Applaus.

Darum ist festzustellen: Kiistenfischerei ist in allen
ihren Facetten in Schleswig-Holstein grundsétzlich
an der gesamten Nordsee und auch an der Ostsee-
kiiste schiitzens- und erhaltenswert. Wir haben —
das ist gut so — einen gemeinsamen Antrag formu-
liert, aber Signale alleine reichen nicht. Das, was
ich hier eben ausgefiihrt habe, habe ich schon ein-

mal ausgefiihrt, und in anderen Variationen haben
das auch schon die Sprecherinnen und Sprecher der
Koalition und der Opposition ausgefiihrt. Signale
reichen aber am Ende nicht. Die Fischerinnen und
Fischer brauchen Taten, und sie brauchen Verinde-
rung, damit sie liberleben konnen.

(Beifall SPD, Oliver Kumbartzky [FDP] und
Christian Dirschauer [SSW])

Denn die Fischerei an Nord- und Ostsee befindet
sich seit Jahren im Wandel, wenn man es positiv
ausdriicken will. Die Realitdt ist aber doch, dass
viele Fischerinnen und Fischer um ihre Existenz
bangen. Denn sie stehen vor einer Vielzahl von
Herausforderungen. Reduzierung der Fanggebiete
durch immer neue Ausweisungen von Offshore-An-
lagen, gestiegene Energiepreise, Umschichtung der
Mittel aus dem Windenergie-auf-See-Gesetz sowie
drohende Fangverbote machen den engagierten Fi-
schern das Leben schwer. Wer keine Perspektive
hat, investiert nicht in die Zukunft, nicht in die
Transformation und findet auch keinen Nachwuchs.

Wir kénnen alle hier kritisieren, dass zu wenige
Mittel aus dem Windenergie-auf-See-Gesetz fiir
die Transformation zur Verfligung gestellt werden.
Nur Geld alleine tut es aber auch nicht, wenn
die Grundlagen zum Uberleben wegfallen. Mit der
Ausweitung der Fangverbote hat die Landesregie-
rung den Ostseefischern das wirtschaftliche Uberle-
ben erheblich erschwert, wenn nicht sogar unmog-
lich gemacht, wenn Sie den Brief ernst nehmen, der
heute vom Landesfischereiverband gekommen ist.
In dem Brief steht geschrieben — ich darf ihn ja
nicht hochhalten, aber zitieren darf ich ja —:

»Die im 16. Punkt der Planung der Landes-
regierung angedachten Nullnutzungsgebiete
bedeuten fiir 90 Prozent der schleswig-hol-
steinischen Fischereibetriebe das Aus, da ein
Ausweichen auf andere Gebiete aufgrund der
begrenzten Reichweite der Fischereifahrzeu-
ge mehrheitlich nicht moglich ist.“

Ich frage jetzt die Landesregierung und den Minis-
ter, ob sie an diesem 16-Punkte-Plan fiir die Null-
nutzungsgebiete festhalten oder nicht. Das miissen
Sie hier heute beantworten.

(Beifall SPD, Oliver Kumbartzky [FDP] und
Christian Dirschauer [SSW])

Und, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir miissen
uns auch mehr um die Gewisserqualitit der Ost-
see kiimmern. Ich finde es nicht nachvollziehbar,
dass diese Landesregierung die fertige Diingever-
ordnung der Bundesregierung verhindert hat, indem


http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3170&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2836&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2836&format=WEBVOLLLANG

5092 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) — 67. Sitzung — Donnerstag, 26. September 2024

(Thomas Hoélck)

sie sich im Bundesrat enthalten hat. Das ist schwie-
rig, denn es ist wissenschaftlich erwiesen, dass die
Uberdiingung auch in Schleswig-Holstein die Ost-
see belastet. Auch als Touristiker muss ich sagen:
Feuerquallenalarm und Blaualgenalarm niitzen we-
der den Fischern noch dem Tourismus etwas. Wir
miissen etwas fiir die Gewésserqualitit in Schles-
wig-Holstein tun.

(Vereinzelter Beifall SPD und Beifall Christi-
an Dirschauer [SSW])

Denn, und das wird héufig negiert, die Kiis-
tenfischerei ist auch ein Wirtschaftsfaktor, und
zwar nicht ein kleiner Wirtschaftsfaktor, son-
dern durchaus von Belang. Laut Fischereiverband
Schleswig-Holstein betragen die Fanganlandungen
in Schleswig-Holstein 58.000 Tonnen jahrlich und
haben einen Wert von 50 Millionen Euro Umsatz.
In der Fischverarbeitung sind in Schleswig-Holstein
1.600 Menschen beschiftigt. Das ist nicht nichts,
das ist eine ganze Menge. Wir miissen darauf acht-
geben, dass diese Umsétze, ndmlich 340 Millionen
Euro, in Schleswig-Holstein erhalten bleiben. Das
ist wichtig, und deshalb miissen wir uns dafiir ein-
setzen. Jeder Einsatz dafiir ist es wert.

(Vereinzelter Beifall SPD und Beifall Oliver
Kumbartzky [FDP])

Wir begriilen ausdriicklich das Forderungspapier
zum Erhalt der deutschen Kiistenfischerei in der
Nordseekiiste, das von Kommunen und Landriten
in Niedersachsen unterschrieben worden ist. Das
kann man unterstiitzen. Man muss vielleicht im
Ausschuss noch einmal genauer dariiber reden, weil
so ein, zwei Dinge dort vielleicht auch kritisch
zu betrachten sind. Aber grundsitzlich geht es in
die richtige Richtung, dass wir gemeinsam an den
Kiisten Schleswig-Holsteins, Niedersachsens und
Mecklenburg-Vorpommerns dafiir kdmpfen, dass
die Kiistenfischerei eine Zukunft hat. Der Antrag ist
ein starkes Signal, das wir hier gemeinsam ausge-
ben. Aber ohne Taten, ohne Verdnderung und Ver-
besserung fiir die Fischereibetriebe niitzt dieser An-
trag gar nichts. Deshalb lassen Sie uns das Signal
aussenden, aber anschlieend — da appelliere ich an
die Landesregierung — auch zu Taten kommen. —
Danke schon.

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Jetzt horen Sie bitte alle noch einmal Herrn Kum-
bartzky von der FDP.

(Beifall Martin Habersaat [SPD] — Zuruf:
Was kommt jetzt? Da bin ich gespannt!)

— Thnen sollte auch zugehdrt werden. Ich wollte es
nur noch einmal betonen, weil es wieder Nebenge-
sprache im Raum gibt.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Meine Damen und
Herren! Zunichst méchte ich mich bedanken und
uns selber dafiir loben, dass wir einen gemeinsamen
Antrag hingekriegt haben, aus den zwei urspriingli-
chen Antrdgen eben einen gemeinsamen gemacht
haben. Das ist das schon viel zitierte starke Signal
aus dem Landtag heraus und soll unserer Fische-
rei den Riicken stirken. Auch die Landesregierung
moge den Antrag doch bitte als Riickenstirkung
verstehen, aber eben auch als Auftrag.

Der Landtag steht geschlossen zu einer zukunfts-
fahigen Fischerei in Nord- und Ostsee, und die
Landesregierung steht hoffentlich auch geschlossen
dafiir. Ich meine das wirklich ernst, Herr Gold-
schmidt und Herr Schwarz — insbesondere Herr
Goldschmidt. Wir werden in den nidchsten Monaten
sehr genau darauf achten, wie der Aktionsplan Ost-
seeschutz umgesetzt wird. Momentan hat man den
Eindruck, dass die Ostseefischerei fiir den Koaliti-
onsfrieden geopfert werden soll. Der offene Brief,
der heute verfasst und verdffentlicht worden ist, ist
ein Brandbrief der Ostseefischer und des Fischerei-
verbandes und sollte uns wirklich alle sehr beschaf-
tigen.

Herr Uekermann, Sie haben eingangs in lhrer Re-
de mehrere Krisen erwdhnt und mehrere Probleme
aufgefiihrt. Da haben Sie ein Problem tatsachlich
vergessen, und das ist dieser Aktionsplan Ostsee-
schutz. Der ist fiir die Ostseefischerei wirklich ein
riesengrofler Punkt, iber den wir weiter reden soll-
ten. Deswegen ist es gut, dass wir heute so einen
Beschluss fassen und noch einmal ganz klar sagen:
Der Landtag steht zur Fischerei.

(Beifall ganzes Haus)

Ich bleibe kurz bei dem Thema. Ich habe ja zu
dem Thema auch schon Kleine Anfragen gestellt.
Kleiner Lesetipp: Drucksache 20/2342. Da hat das
MEKUN geantwortet, und dort steht schwarz auf
weil}, dass die geplanten Sperrgebiete, die geplan-
ten neuen Nullnutzungszonen ohne ausreichende
Datenbasis und ohne umfassende Folgeabschétzung
einfach so beschlossen werden sollen. Das kann
nicht angehen. Das ist unbedingt zu dndern, Herr
Goldschmidt.

(Beifall FDP)
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Herr Uekermann, wenn Sie hier stehen und sagen:
»Die Ampel macht immer Ankiindigungen, weckt
Hoffnung und hélt das dann doch nicht ein®, frage
ich: Was ist denn eigentlich mit Thnen als CDU
Schleswig-Holstein?

Sie haben nidchste Woche Landesparteitag. Es gibt
einen groBen Leitantrag, in dem sehr viel, fast nur
Gutes steht. Man konnte meinen, Sie haben es vom
FDP-Landtagswahlprogramm abgeschrieben.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Kénnte sein!)

Darin stehen auch sehr viele Sitze zur Fischerei.
Da sagen Sie auch, Sie wollten keine generellen
Verbote, Sie wollten lieber den Dialog. Das werden
Sie nédchste Woche beschlieBen. Tun Sie das! Das
wiirde mich freuen. Dann sind wir gespannt, wie
die Umsetzung hier auf dem Platz ist. Da ahne ich
Boses.

Ahnlich ist es bei der Nordseefischerei, bei den
Krabbenfischern. Da gibt es jetzt den Dialog zur
Zukunft der Krabbenfischerei. Wir sind gespannt,
wie dieser Dialog endet. Ich sage es Thnen ganz
klar: Wir haben hier heute den Zukunftspakt 2050
zu begriiBen, den die Fischer und die Kreise und
mehrere Kommunen beschlossen haben. Darin ste-
hen gute Hinweise, wie man gerade die Krabbenfi-
scherei und die Kutterfischerei stirken kann.

Sie brauchen ein verbrieftes Fischereirecht im Kiis-
tenmeer zur Schaffung stabiler Rahmenbedingun-
gen. Es geht um den Erhalt der Fanggebiete und
um Fangmoglichkeiten im Kiistenraum. Von Null-
nutzungszonen lese ich in dieser Cuxhavener Erkla-
rung nichts.

Wir miissen uns natiirlich auch iiber weitere Ein-
kommensmdglichkeiten unterhalten, den Wechsel
von Fangtechniken beispielsweise oder die Fische-
rei-Zielarten, Zucht von Muscheln, Krebstieren, Al-
gen, Géstefahrten. Sehr unterstiitzenswert finde ich
auch das Projekt Fishing for Data, wo eben die Fi-
scher im Rahmen ihres normalen Betriebs auch Da-
ten tber die Meeresumwelt sammeln, weil wir da
eben entsprechende Datenliicken haben, und dieser
Meeraufwand entlohnt wird. Das ist zum Beispiel
eine gute Sache.

Es ist erwdhnt worden: Auch das griin gefiihrte
Bundeslandwirtschaftsministerium, nennen wir es
doch mal beim Namen, Herr Uekermann, muss sich
an die Zusagen halten. Wir sind natiirlich dafiir
und begriilen, dass sich die Landesregierung auf
Bundesebene entsprechend einsetzt. Ich bin auch
gespannt auf die CDU-Antrage bei den Haushalts-
beratungen auf Bundesebene.

Auch unsere Fischereihdfen miissen intakt gehal-
ten werden. Eine moderne und zeitgemidf3e Hafen-
infrastruktur inklusive ausreichender Hafenzufahr-
ten ist ebenso wichtig wie der Erhalt und die In-
wertsetzung der authentischen Hafenumfelder. Hier
hat Schwarz-Griin leider vor einigen Monaten ei-
ne Chance verpasst. Als wir iiber die Hamburger
Schlickgelder gesprochen haben, gab es einen sehr
klugen Gesetzentwurf von SSW und FDP. Hitten
Sie dem mal blof} zugestimmt, kann man heute nur
sagen, dann hitte das Wirtschaftsministerium jetzt
die Chance, entsprechende Mittel einzusetzen.

(Beifall FDP und SSW)

Noch einmal: Ich freue mich, dass wir heute die-
sen Beschluss gemeinsam fassen. Er ist auch ein
Appell an die Landesregierung. Nehmen Sie diesen
Auftrag an, lassen Sie Taten folgen!

Ich erwarte, dass die Fischer keine Sterbehilfe be-
kommen, sondern aktive Zukunftshilfe. Dafiir miis-
sen wir uns alle einsetzen. Die Fischerei in Schles-
wig-Holstein und insgesamt in Deutschland muss
eine Zukunft haben. Ich wiirde mich freuen, wenn
wir auch in Zukunft noch frische Krabbenbrotchen
am Biisumer Hafen genieflen kdnnen. Ich lade Sie
dann herzlich dazu ein. — Vielen Dank.

(Beifall FDP und Sybilla Nitsch [SSW])

Vizepriisidentin Eka von Kalben:

Wir kommen dann alle zum Biirgermeister. — Jetzt
hat Christian Dirschauer vom SSW das Wort.

Christian Dirschauer [SSW]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auch ich reihe mich erst einmal ein in den Reigen
des Dankes. Es ist tatsdchlich sehr zu begriifien,
dass wir als Schleswig-Holsteinischer Landtag hier
und heute ein klares Signal, aber eben auch nur
ein Signal an unsere Fischereibetriebe senden. Wir
machen damit eben deutlich, dass wir hinter dieser
Berufsgruppe stehen, denn sie ist Teil unserer regio-
nalen Erndhrungswirtschaft, und sie ist Teil unserer
maritimen kulturellen Identitdt hier in Schleswig-
Holstein. Und das soll auch so bleiben, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

Fiir uns als SSW sind dies keine Lippenbekenntnis-
se. Das ist, glaube ich, hier in diesem Saal bekannt.
Wir stehen zu unseren Fischerinnen und Fischern.
Das haben wir auch immer deutlich gemacht in
den Debatten, in denen es um die Kiistenfischerei
und unsere Fischereihdfen ging. Wir haben immer
wieder auf die Probleme hingewiesen, vor denen
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unsere Fischereibetriebe stehen — ganz gleich, ob an
der Ost- oder an der Westkiiste.

Wir haben es heute schon gehort: Unsere Fischerei-
betriebe stehen vor wahrlich groen Herausforde-
rungen. Sie sind betroffen vom Klimawandel, stei-
genden Wassertemperaturen oder von der Uberdiin-
gung und Verschmutzung der Meere, denn all dies
hat unmittelbar Auswirkungen auf die Fischbestidn-
de. Riesige Mengen und Altlasten von alter Welt-
kriegsmunition stellen zudem eine Bedrohung vie-
ler Lebensrdume dar. All dies, muss man sagen, ist
nicht nur den Fischereibetrieben anzulasten. Hinzu
kommt, dass sie die Leidtragenden einer jahrzehn-
telangen falschen EU-Quotenregelung sind.

Unsere Fischereibetriebe stehen heute mit dem Rii-
cken zur Wand. Uns muss klar sein: Wenn wir un-
sere traditionelle und kiistennahe Fischerei erhalten
wollen, dann miissen wir schlichtweg etwas fiir sie
tun.

Unsere Fischereibetriebe haben immer wieder deut-
lich gemacht, dass sie bereit sind, ihren Teil beizu-
tragen, wenn es um den Natur- und um den Arten-
schutz geht. Ich verweise hier beispielsweise auf
die freiwilligen Vereinbarungen zum Schutz von
Schweinswalen oder den Tauchenten.

Die unterschiedlichen Nutzungsanspriiche an unse-
re Meere sind in den letzten Jahren stetig gestie-
gen, das wissen wir. Die Ausweisung von Schutz-
gebieten, von Offshore-Windkraftparks, von milita-
rischen Versuchsgebieten oder andere Formen der
Nutzung, all dies beeintrachtigt unsere Fischerei.

Um den Ausbau von Offshore-Windkraftanlagen in
Nord- und Ostsee zu forcieren, wurde seinerzeit
das sogenannte Windenergie-auf-See-Gesetz — das
haben wir gehort — auf den Weg gebracht. Im Ge-
setz ist unter anderem geregelt, dass die Einnahmen
aus den Fliachenauktionen zu je fiinf Prozent dem
Meeresnaturschutz und der Fischerei zukommen
sollen. Die Mittel aus der Zahlung sind demnach
vom Grundsatz her zweckgebunden.

Fiir den Bereich der Fischerei gilt: Die Mittel sind
fiir MaBnahmen — das haben wir heute gehdrt —
zur umweltschonenden Fischerei, einschlief3lich Fi-
schereistrukturmaBnahmen, moglichst in dem be-
troffenen Naturraum zu verwenden. Hier ist der
Gesetzgeber also eindeutig. Bei einem Gesamtvo-
lumen von 13,4 Milliarden Euro macht dies eigent-
lich 670 Millionen Euro jeweils fiir den Meeresna-
turschutz und fiir die Fischerei. Das ist wirklich
eine beachtliche Stange Geld.

Doch was ist davon geblieben? Hier hat Bundes-
landwirtschaftsminister Ozdemir einen GroBteil der
Mittel der Landwirtschaft zugesprochen, um ge-
plante Streichungen landwirtschaftlicher Subventio-
nen zuriicknehmen zu konnen. Er hat quasi die eine
Berufsgruppe gegen die andere ausgespielt. Genau
so fiihlt es sich gerade fiir die Fischerinnen und Fi-
scher hier an. Hier wird deutlich, dass die Fischerei
in Nord- und Ostsee keine groBen Fiirsprecher in
Berlin hat. Krabben wollen sie alle essen, aber da-
fiir tun wollen sie offenbar nichts. Diese Kiirzungen
konnen und diirfen wir so nicht hinnehmen.

Wir wollen unsere Fischerei fiir die Zukunft, hin zu
einer nachhaltigen und zukunftsfdhigen Fischerei
fit machen. Im Ubrigen ist das auch das erklirte
Ziel der Leitbildkommission, die im letzten Jahr
ihren Abschlussbericht und ihre Empfehlung zur
Zukunft der Ostseefischerei vorgelegt hat. Genau
dafiir brauchen wir die Mittel. Wir konnen nicht
von Transformation des Fischereisektors sprechen
und ihm dann die Mittel streichen. Das ist absolut
absurd. Wir brauchen diese Mittel. Wir brauchen
heute auch dieses klare Signal, um das Aussterben
der Fischereibetriebe an Nord- und Ostsee zu ver-
hindern. In diesem Sinne verstehe ich den vorlie-
genden Antrag.

Zum offenen Brief, den wir alle heute vom Landes-
fischereiverband bekommen haben. Ja, tatsdchlich
stimmt mich das mit Sorge. 90 Prozent — diese Zahl
ist hier gefallen — der Fischereibetriebe sind laut of-
fenem Brief bedroht. Schaue ich in den nordlichen
Landesteil, von der Schlei bis in die Flensburger
Forde, dann geht es da um nahezu alle Fischerei-
betriebe. Das ist tatsdchlich die Realitdt auf der
Grundlage, liber die wir da gerade sprechen.

Wenn ich den offenen Brief richtig lese, reichen die
Fischerinnen und Fischer auch die Hand und ha-
ben gesagt, sie hitten sich Gedanken gemacht und
andere biologisch gut geeignete Gebiete entdeckt.
Meine Erwartungshaltung ist ganz klar, dass diese
Landesregierung den Dialog mit dem Landesfische-
reiverband, mit den Fischerinnen und Fischern auf-
nimmt, um zu sehen, was man da noch machen
kann. — Herzlichen Dank.

(Beifall SSW, FDP und Werner Kalinka
[CDU])

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Das Wort fiir die Landesregierung hat Minister
Schwarz.
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Werner Schwarz, Minister fiir Landwirtschaft,
landliche Rdume, Europa und Verbraucherschutz:

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Die Kiistenfischerei
ist ein Charakterelement unseres Landes zwischen
Nord- und Ostsee. Als Fischereiminister bekenne
ich mich ausdriicklich zum Erhalt unserer Kiistenfi-
scherei. Sie ist Teil unserer Landesidentitét, liefert
gesunde, regionale Lebensmittel, ist wichtig fiir die
Wirtschaft vor Ort und ist ein Magnet fiir den Tou-
rismus. Dies kommt in dem interfraktionellen An-
trag sehr deutlich zum Ausdruck.

Fiir den Erhalt der Kiistenfischerei braucht es lang-
fristige Zukunftsperspektiven. Fiir die handwerkli-
chen Familienbetriebe erreichen wir dies sicherlich
durch eine nachhaltige Bewirtschaftung der Bestén-
de. Aber die Rahmenbedingungen fiir unsere Fi-
schereibetriebe — es wurde wiederholt gesagt — ha-
ben sich aufgrund von EU-Auflagen, Meereserwér-
mung sowie Pridatoren deutlich veridndert und ma-
chen den Fischereibetrieben ihre Existenz schwer.
Deshalb suchen wir zusammen mit den Fischern
nach Ldsungen.

Sehr geehrter Herr Holck, zu dem Schreiben, das
gekommen ist: Da wird eine Antwort erwartet. Es
ist ein Thema des Kollegen Goldschmidt. Aber in
dem Brief, Herr Dirschauer, sind auch die Alterna-
tivvorschldge drin. Die werden wir uns jetzt genau
anschauen und werden sie mit den Fischern disku-
tieren. Es ist zu friih, jetzt eine Aussage dazu zu
machen.

Wir fithren den Zukunftsdialog Krabbenfischerei
auf Landesebene und beteiligen uns aktiv an der
Zukunftskommission Fischerei auf Bundesebene. In
beiden Dialogprozessen sitzen die Fischereiverbin-
de neben Vertretern von Naturschutzverbanden und
den verschiedenen Ministerien an einem Tisch und
arbeiten gemeinsam mogliche Zukunftsperspekti-
ven fiir eine nachhaltige, umweltschonendere und
vor allem zukunftstrichtige Fischerei aus. Dies be-
griiBe ich ausdriicklich, denn keiner kennt die Si-
tuation der Gewésser besser als die Fischer unserer
Kiisten.

Ebenso begriiBe ich, dass sich die Kiistengemein-
den der Nordsee im Zukunftspakt Fischerei 2050
ausdriicklich zur Kiistenfischerei und deren Erhalt
bekennen. Dieses iibergeordnete Ziel kénnen wir
sicherlich alle unterstiitzen. Hinsichtlich der erfor-
derlichen MafBnahmen sollten wir jedoch jetzt nicht
vorschnell Festlegungen treffen, sondern die Ergeb-
nisse der Dialogprozesse abwarten. Ansonsten un-
tergriiben wir die intensive Arbeit aller Beteiligten

auf Landesebene und machten die ergebnisoffenen
Diskussions- und Dialogprozesse zunichte. Lang-
fristige Zukunftsperspektiven erreichen wir nur ge-
meinsam im Dialog.

Sehr geehrte Damen und Herren, fiir tragende Per-
spektiven und zur Ermoglichung einer Transfor-
mation der Kiistenfischerei sind die Gelder aus
dem Windenergie-auf-See-Gesetz ein elementarer
Bestandteil. Davon sind wir als Landesregierung
fest iiberzeugt, und ich fordere, dass die sogenannte
Fischereikomponente nicht zugunsten anderer As-
pekte gekiirzt wird. Hierzu stehe ich in engem Aus-
tausch mit meinen Fischereiministerkollegen aus
Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen.

Die Uberalterung der Flotte kdnnte damit genauso
angegangen werden wie eine Diversifizierung des
Fischereiberufes und die Erforschung umweltscho-
nender Fangmethoden. Nur wenn das Geld aus den
Versteigerungen neuer Windkraftflichen im Meer
auch bei den Fischereibetrieben ankommt, kann
eine wirkliche Kompensation fiir den Verlust von
Fanggebieten durch Windparks und alle damit zu-
sammenhdngenden Auswirkungen erreicht werden.

Leider stehen dem momentan vor allem biirokra-
tische Hiirden im Wege. Die Mittel werden vom
Bundesministerium fiir Landwirtschaft und Ernédh-
rung bewirtschaftet. Dieses besitzt aber gar keine
Zustandigkeit fiir die Kiistengewésser der Lénder
und darf somit die Kiistenfischerei mit diesen Mit-
teln nicht direkt unterstiitzen.

Daher habe ich gemeinsam mit den weiteren Kiis-
tenlindern, Niedersachsen und Mecklenburg-Vor-
pommern, iiber den Bundesrat den Bund aufgefor-
dert, einen Teil der Mittel aus der Fischereikom-
ponente den Kiistenldndern direkt zur Verfiigung
zu stellen. So konnten wir unsere bestehende Infra-
struktur zur Fischereiférderung nutzen, um einen
Teil der Mittel schnell und unter Nutzung bewéhr-
ter Strukturen vor Ort in konkrete Projekte fiir die
Fischerei flieBen zu lassen. Dariiber hinaus appel-
liere ich an den Bund, diesen konkreten und aus
meiner Sicht ausgewogenen Vorschlag umzusetzen,
der parteitibergreifend von allen Kiistenldndern mit-
getragen wird.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

Ich werde bei diesem wichtigen Anliegen nicht
nachlassen und mich weiterhin mit Kraft dafiir ein-
setzen, dass die Gelder dem Erhalt unserer schles-
wig-holsteinischen Kiistenfischerei zugutekommen.
— Vielen Dank.
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(Beifall CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Oliver Kumbartzky [FDP])

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schliee die Beratung.

Ich lasse liber den Antrag der Fraktionen von
CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, FDP, SSW
und SPD, Drucksache 20/2516, in der Sache ab-
stimmen. Wer zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. — Das sind alle Fraktionen. Damit ist
der Antrag einstimmig angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf:

Bericht zur eingeschrinkten Versorgung durch
das Universititsklinikum Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/2324

Wird das Wort zur Begriindung gewiinscht? — Das
ist nicht der Fall.

Mit dem Antrag wird ein Bericht in dieser Tagung
erbeten. Ich lasse zunichst dariiber abstimmen, ob
der Bericht in dieser Tagung gegeben werden soll.
Wer zustimmen mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Das ist einstimmig.

Ich erteile das Wort fiir die Landesregierung der
Ministerin fiir Allgemeine und Berufliche Bildung,
Wissenschaft, Forschung und Kultur, Karin Prien.

Karin Prien, Ministerin fiir Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Meine Damen und
Herren Abgeordnete! Das UKSH ist das zweitgroB3-
te Universitdtsklinikum Deutschlands. Es ist der
grofite Arbeitgeber unseres Landes. Es ist der ein-
zige Maximalversorger im Land, ein Innovations-
kraftwerk in der medizinischen Forschung und
nicht zuletzt eine zentrale Ausbildungsstitte fiir alle
Gesundheitsberufe.

Es liegt in der Natur der Sache und ist vollkommen
richtig, dass sowohl Erfolge als auch Herausforde-
rungen und Probleme eines Klinikums in dieser
GroBenordnung und mit dieser Bedeutung offent-
lich und auch parlamentarisch diskutiert werden.
In der heutigen Landtagsbefassung geht es um den
eingeschrinkten Betrieb einzelner Bereiche in un-
serem Universitdtsklinikum, hauptsédchlich bis Juli
2024. So viel kann ich vorwegnehmen: Mittlerweile
hat sich die Situation entspannt.

Die Herausforderungen des UKSH gleichen denen
vieler anderer Kliniken und insbesondere der Uni-
versititsklinika in Deutschland. Ein hohes Patien-
tenaufkommen und ein hohes Notfallaufkommen,
das héufig auf Versorgungsengpisse in den umlie-
genden Kliniken zuriickzufiihren ist, treffen auf ei-
ne angespannte Personalsituation im pflegerischen
Bereich und auf eine demografische Entwicklung,
die zwischenzeitig alle Branchen erreicht hat. Die
Personalsituation verschirft sich regelmidBig bei
Krankheitsausfillen in der Grippesaison oder bei
anderen auBergewohnlichen Ereignissen, wie zum
Beispiel Streiks. Die Folgen sind unter anderem
Einschrinkungen bei den OP-Kapazititen, und dar-
iiber sprechen wir heute.

Im zweiten Halbjahr 2023 mussten am Campus
Kiel durchschnittlich 2,75 OP-Sile pro Tag bei
insgesamt 30 Silen gesperrt werden. Im Verlauf
zeigten sich steigende Ausfille. Im zweiten Quartal
2024 waren es im Durchschnitt 4,1 SaalschlieBun-
gen pro Tag. Im Juli stieg die Zahl noch einmal
auf 4,8 von 30. Seitdem sinken die Félle von OP-
SaalschlieBungen. Im August waren es noch 3,8
OP-Sile pro Tag.

Zur Einordnung: Ein bis zwei gesperrte Sile pro
Tag sind der Normalfall, bedingt durch technische
Ausfille, Urlaub, krankheitsbedingte Abwesenhei-
ten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, krank-
heitsbedingte Absagen von Patienten. Auf dem
Campus Kiel war es insbesondere ein Fachkréfte-
mangel der Berufsgruppe des Anésthesiefunktions-
dienstes, der im ersten und im zweiten Quartal
2024 zu Einschriankungen der OP-Kapazititen fiihr-
te. Dieses Problem gab es erfreulicherweise am
Campus Liibeck nicht.

Die Priorisierung der durchgefiihrten Operationen
ist streng nach medizinischer und sozialer Dring-
lichkeit erfolgt.

Die Hauptursache fiir taggleiche Verschiebungen
sind {ibrigens generell allgemein- und unfallchirur-
gische Notfille, die als dringlichste Félle als Ers-
tes versorgt werden miissen. Die Anzahl schwankt
klassischerweise saisonal. Durch Priorisierung
konnten Versorgungsprobleme bei Notfdllen hochs-
ter und dringlicher Indikation vermieden werden.

Verschobene Eingriffe wurden im UKSH am sel-
ben Standort nach Verfligbarkeit neu terminiert
und schnellstmdglich nachgeholt. Die damalige Be-
triebssituation — ich spreche {iber das zweite Quar-
tal 2024 — hat sich nicht auf die ambulante Versor-
gung am Campus Kiel ausgewirkt.
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In Liibeck waren die OP-bedingten Verschiebungen
geringer ausgeprégt. Sie sind nicht {iber das normal
tibliche OP-Planungsbusiness hinausgegangen, in
dem es situationsbedingt — ich habe es erldutert —
ebenfalls aus verschiedenen Griinden zur Verschie-
bung von geplanten OPs kommt. Auf die ambulante
Versorgung hat es keine Auswirkung gegeben.

Die Beeintrachtigung der Erlossituation — auch da-
nach wurde gefragt — durch Einschrinkung des
OP-Betriebs ist am Campus Liibeck nicht von Re-
levanz. Fiir den Campus Kiel belduft sich der Er-
gebnisfehlbetrag aktuell auf 2,8 Millionen Euro pro
Quartal.

Erfreulicherweise haben erste MaBlnahmen zur Ge-
gensteuerung bereits Wirkung gezeigt. Es wurde ei-
ne interne Taskforce eingerichtet, die verschiedene
MaBnahmen erarbeitet, koordiniert und wochentlich
dem Vorstand gegeniiber berichtet. Hierzu zdhlen
unter anderem hausinterne Umsetzungen aus ande-
ren Bereichen in den OP, tempordre Arbeitszeitauf-
stockungen, die Ausweitung der Kapazititen fiir
elektive Félle am Samstag, die Rekrutierung und
Riickgewinnung von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern — und vieles mehr.

Aus meiner Sicht, meine Damen und Herren, hat
das UKSH in dieser Situation schnell, flexibel und
vor allem sehr ldsungsorientiert gehandelt, und
zwar mit Erfolg. Daflir danke ich dem UKSH an
dieser Stelle sehr.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Es konnten die ersten weiteren Stellenbesetzungen
erfolgen und kompensatorische Mafinahmen anlau-
fen. Heute, im September 2024, hat sich die Per-
sonalsituation stabilisiert. Die Anzahl der Einstel-
lungen iibersteigt sowohl im OP als auch in dem
prekéren Bereich des Anésthesiefunktionsdienstes
die Anzahl der Abginge. Insgesamt konnten im
Anisthesiefunktionsdienst neun Kréfte neu und zu-
sétzlich eingestellt werden.

Neben der bereits erwidhnten Riickgewinnung von
Kréften werden weiterhin zusitzliche Pflegekrifte
tiber das Programm ,,Pflege International® ange-
worben und hinzugewonnen.

AuBerdem plant das UKSH, fiir eine langfristige
Loésung des Problems im Funktionsdienst Anésthe-
sie verstarkt Mitarbeiter in entsprechende Weiter-
bildungen zu bringen.

Im Ergebnis konnten sukzessive wieder mehr Ope-
rationen anlaufen und Patienten versorgt werden.
Aktuell ldsst sich eine prizise Einschitzung des

Ganzjahreseffektes allerdings noch nicht belastbar
treffen. Das betrifft sowohl die Anzahl der durch-
gefiihrten Operationen als auch die Erlossituation,
die von Anzahl und Art der durchgefiihrten Opera-
tionen abhéngig ist.

Anfang September hat das UKSH selbst dffentlich
bekannt gegeben, dass die Verfiigbarkeit der OP-
Kapazititen gegeniiber dem Mai 2024 um sieben
Prozent gesteigert werden konnte. Somit kann es
vorkommen, dass planbare OPs verschoben wer-
den, aber nicht iiberdurchschnittlich héufig.

Dartiber hinaus setzt sich die Landesregierung da-
fiir ein, die Ausbildungsattraktivitit im Bereich der
Gesundheits- und Pflegeberufe zu steigern sowie —
das machen wir iibrigens sehr erfolgreich — die An-
erkennung auslidndischer Abschliisse zu erleichtern
und zu beschleunigen.

Im Rahmen des Paktes fiir Gesundheits- und Pfle-
geberufe soll unter anderem an Arbeits-, Ausbil-
dungs- und Studienbedingungen gearbeitet werden,
um die Personalgewinnung fiir den Beruf sowie den
Verbleib im beziehungsweise die Riickkehr zum
Beruf zu fordern.

Aber, meine Damen und Herren, ich mochte an
dieser Stelle auch sehr deutlich sagen: Eine gute
Krankenversorgung ist eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe, die nicht nur auf den Schultern eines ein-
zigen Maximalversorgers ruhen darf. Die Kranken-
hauslandschaft éndert sich. Es gibt immer weniger
Notaufnahmen. Das UKSH muss héufig all das auf-
fangen.

Wir brauchen an dieser Stelle das Engagement
des Bundes. Im Rahmen der Krankenhausstruktur-
reform miissen die von den Léandern geforderten
zusitzlichen Mittel — unter anderem fiir die Univer-
sitdtsklinika — zur Verfiigung gestellt werden.

Aber auch jeder Einzelne von uns muss sich seiner
Verantwortung bewusst sein. Muss es wirklich in
jedem Fall die Notaufnahme sein, oder reicht viel-
leicht auch ein Besuch beim Haus- oder Facharzt?
Auch damit konnen wir Kliniken entlasten und de-
ren Notaufnahmekapazititen wirklichen Notféllen
vorbehalten.

Meine Damen und Herren, in unser aller Interesse
sollte es sein, dass das UKSH seine fiir das Land so
bedeutende Arbeit gut erfiillen kann. Wir setzen da-
fiir den Rahmen und unterstiitzen, wo wir konnen.

Dazu gehort aber auch, dass wir den Ruf des UKSH
tiber die Medien nicht beschéddigen. Das fiihrt zu
Verunsicherung der Patientinnen und Patienten, die



5098 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) — 67. Sitzung — Donnerstag, 26. September 2024

(Ministerin Karin Prien)

in unserem UKSH zu jedem Zeitpunkt Medizin auf
Spitzenniveau erhalten.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Wer beschadigt
denn den Ruf?)

Meine Damen und Herren, ich versichere Ihnen:
Als Landesregierung stehen wir hinter dem UKSH.
— Ich kann sicherlich auch sagen: Als Parlament
stehen wir hinter dem UKSH.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Auch deshalb danke ich an dieser Stelle ausdriick-
lich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und
dem Management des UKSH sehr herzlich fiir
ihr Engagement. Sie leisten tagtéiglich unglaublich
wertvolle Arbeit fiir unser Land. Dafiir gilt ihnen —
ich glaube, das darf ich sagen — unser aller Dank.

(Beifall CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und SPD)

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Bevor ich die Aussprache erdffne, begriiBen Sie
bitte mit mir gemeinsam die Vertreterinnen und
Vertreter der Landjugend aus Nordfriesland, die uns
jetzt zuhoren und nachher die Erntekrone iiberrei-
chen werden.

(Beifall)

Ich hoffe, das ist uns allen Anlass genug, auch jetzt
noch sehr konzentriert zuzuh6ren. Alle Rednerin-
nen und Redner haben acht Minuten Zeit — die sie
aber nicht ausschopfen miissen.

(Heiterkeit)
Das erste Wort hat Dr. Heiner Garg von der FDP.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Sehr geehrte Frau Ministerin, ich danke Thnen
zundchst einmal fiir den Bericht. Im Grunde wiirde
es keine Debatte mit Ihnen geben, wenn Sie sich
die Bemerkung — sie fiel fast am Schluss Ihres
Berichts — verkniffen hétten, dass man mit der Be-
antragung eines solchen Berichts dem Ansehen des
UKSH schade.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bedan-
ke mich auch im Namen meiner Fraktion bei allen
Mitarbeitenden des UKSH, die jeden Tag Spitzen-
leistungen vollbringen. Ich spreche sogar mit vielen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des UKSH — im-
mer wieder, und zwar unabhéngig davon, ob ich in
der Regierung oder in der Opposition sitze.

Frau Prien, es ist Aufgabe eines Parlaments, sich
mit dem einzigen Maximalversorger in Schleswig-
Holstein und zweitgrofiten Universititsklinikum in
Deutschland mit tiber 16.300 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern aus iiber 120 Nationen auseinanderzu-
setzen, wenn man mit Schlagzeilen, wie wir sie
im Juni und im Juli in den Zeitungen dieses Lan-
des lesen mussten, konfrontiert wird. Das ist kein
Schlechtreden, sondern eine gute parlamentarische
Antwort darauf.

(Beifall FDP und Beate Raudies [SPD])

Ich verstehe nicht, warum Sie sich so etwas nicht
verkneifen konnen.

Ich hitte im Ubrigen von Thnen erwartet, dass Sie
sich nach Uberschriften wie ,,10 von 30 OP-Silen
sind gesperrt™“ — 10 von 30! — gleich dazu geduBert
hitten. Auch wenn es nur ein voriibergehender Zu-
stand ist, so ist es doch legitim, liebe Kolleginnen
und Kollegen, nach den ganz konkreten Auswir-
kungen auf die Versorgung zu fragen.

(Beifall FDP, SPD und Christian Dirschauer
[SSW))

Frau Prien, ich glaube, so gut kennen wir uns: Sie
wissen, dass ich nicht ansatzweise unterstelle, das
groBBe Defizit des UKSH konne ausgeglichen wer-
den, wenn es die von Thnen benannten Erlosausfille
am Campus Kiel von 2,8 Millionen Euro und am
Campus Liibeck von 2,7 Millionen Euro nicht gébe.
Sie nehmen mir sicherlich ab, dass ich nicht so naiv
bin.

Dennoch ist es legitim, dass wir uns iiber die wirt-
schaftliche Situation des Universititsklinikums un-
terhalten, zumal die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Hauser seit 2003 von einem Unruhezustand
in den néchsten getrieben werden.

Also, das ist nicht irgendeine bdse parlamentari-
sche Gruppe, Macht oder Fraktion, die Thnen oder
den UKSH-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeitern et-
was Boses will. Ganz im Gegenteil, wir miissen
so ehrlich sein und sagen: Es gibt ein generelles
strukturelles Problem, und dieses generelle struktu-
relle Problem heift Unzufriedenheit bei vielen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern. Das muss an dieser
Stelle auch einmal klar gesagt werden. Es kann
auch gerne klar gesagt werden, dass das UKSH bei
Weitem nicht das einzige Klinikum in Deutschland
ist, an dem das so ist, aber das UKSH ist unser Kli-
nikum, und deswegen miissen wir uns entsprechend
darum kiimmern, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall FDP, vereinzelt SPD und Beifall
Christian Dirschauer [SSW])
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Liebe Kollegin Pauls, das ist kein Standesdiinkel,
was ich jetzt sage, denn ich bin weder Anésthesist
noch Pfleger.

(Zurufe)

— Ich sage das vorweg, damit Sie sich nicht aufre-
gen.

(Christian Dirschauer [SSW]: Ist der Ruf erst
ruiniert! — Weitere Zurufe SSW)

Es ist ja schon, wenn zur Not Anésthesistinnen und
Andisthesisten auch pflegerische MafBlnahmen {iber-
nehmen, aber dafiir sind sie nicht da. Dafiir sind sie
nicht ausgebildet.

(Beifall FDP und SPD)

Vielmehr miissen wir dafiir sorgen, dass die jewei-
ligen Professionen in gutem Miteinander eine opti-
male Leistung erstellen konnen, und zwar fiir die
Patientinnen und Patienten.

Im Ubrigen kann ich es keinem iibelnehmen, dass
keine Arztin, kein Arzt, keine Pflegekraft ihren Na-
men dafiir hergeben will, aber es gibt anonyme Au-
Berungen gegeniiber der Presse, dass es eine Kiin-
digungswelle gegeben hat, dass es in bestimmten
Bereichen angeblich einen wahren Exodus gegeben
hat.

Frau Prien, Frau Ministerin, wenn das nicht Gegen-
stand einer Landtagsdebatte werden soll, geschenkt.
Aber ich hoffe, dass Sie sich darum kiimmern. Ich
hoffe, dass Sie genauso hédufig mit den Personalré-
ten und den Betriebsraten dariiber reden wie mit der
Fiihrung des UKSH.

Jetzt haben Sie ein paar Dinge gesagt. Ich habe
wahrgenommen, dass sich die Situation wieder et-
was entspannt hat, Gott sei Dank. Sie ist {librigens
noch nicht auf dem Niveau, auf dem sie sein soll-
te, aber sie hat sich etwas entspannt. Die Landes-
regierung tut eine ganze Menge. Unter anderem
haben Sie das Thema Anerkennung ausldndischer
Abschliisse genannt. Ich glaube, wir miissen uns
sehr genau das Personaltableau des Landesamtes
fir soziale Dienste ansehen, denn das Problem ist,
und darauf weise ich schon seit Jahren hin, {ibrigens
nicht nur in der Opposition, sondern auch selbstkri-
tisch schon in der letzten Legislaturperiode, dass
wir dort zu wenig Menschen haben, die sich genau
mit dieser extrem wichtigen Tétigkeit beschéftigen
oder sich dieser annehmen konnen, denn wir brau-
chen ausldndische Arbeitskrifte. Niemand weil3 das
besser als die Menschen im UKSH mit iiber 120
verschiedenen Nationen, die dort arbeiten.

Ich bezweifle, dass die Anerkennung von im Aus-
land erworbenen Abschliissen etwa im Pflegebe-
reich dramatisch schneller geworden ist. Mir ist
nicht bekannt, dass zig Personalkapazititen im
LAsD aufgestockt werden. Wenn das anders ist,
wenn das viel besser geworden ist, dann freue ich
mich dariiber, Frau Prien.

Ein weiterer Punkt: Approbationsverfahren ausldn-
discher Arztinnen und Arzte dauern in Deutschland
viel zu lange. Ich will jetzt gar nicht nur nach Da-
nemark gucken. Da geht es angeblich besonders
schnell.

(Serpil Midyatli [SPD]: Die Bayern machen
es sogar schneller!)

— Den Bayernvergleich will ich auch nicht ziehen.
Ich will ja versuchen, versdhnlich abzubinden, weil
es mich wirklich drgert: Wenn man Probleme be-
nennt, dann fiihlt sich nicht etwa die zustindige
Ministerin Kritisiert, nein, dann kritisiert man den
Maximalversorger.

Noch einmal: Wir miissen schneller werden, wir
miissen besser werden, Frau Ministerin, und wir
brauchen am UKSH, von mir aus auch an anderen
Kliniken, aber an unserem Klinikum eine andere
Fehlerkultur. Arztinnen und Arzte und Pflegeperso-
nal fiihlen sich alleingelassen, wenn im OP einmal
etwas schieflauft. Das ist iibrigens schon nachzule-
sen im ,,Arzteblatt“ von Anfang September dieses
Jahres.

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Herr Dr. Garg, acht Minuten sind schon lénger vor-
bei.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ich komme zu meinem letzten Satz. Es gibt be-
reits wunderbare Vorbilder wie zum Beispiel die
Peer-Support-Teams oder das PEARLS-Protokoll
aus den Vereinigten Staaten. Ich wiirde mir wiin-
schen, dass Sie sich ein bisschen mehr als bislang
um unser Flaggschiff der Versorgung kiimmern. —
Herzlichen Dank fiirs Zuhoren.

(Beifall FDP und SPD)

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Das Wort hat jetzt der Kollege Werner Kalinka von
der CDU.

Werner Kalinka [CDU]:

Frau Prisidentin! Meine Damen und Herren! Das
UKSH ist fiir die gesundheitliche Versorgung in
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Schleswig-Holstein unverzichtbar. Dafiir haben das
UKSH und das Land viel getan. Sie tun es, und sie
werden es weiter tun.

(Beifall CDU und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Die Landesregierung hat soeben dargelegt, dass
sich die Probleme im OP-Bereich in Liibeck im
Rahmen halten. In Kiel waren sie ohnehin nicht
gravierend. Sie sind am Abklingen. Ich finde, man
muss das auch einmal zur Kenntnis nehmen. Das ist
eine gute Nachricht.

(Vereinzelter Beifall CDU und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Natiirlich sind verschobene Operationen fiir die
Patientinnen und Patienten und Erl6sminderungen
nicht gut. Das soll auch gar nicht verschwiegen
werden. Das ist auch nicht gut fiir die Arbeitsab-
laufe, das ist selbstverstindlich belastend. Aber
man hat doch gegengesteuert, wir haben es gehort.
Soll ich das noch einmal wiederholen? — Task-
force, Neueinstellungen, Reaktivierung von Mitar-
beitern, Verbesserung der Arbeitsbedingungen. All
das greift, und dafiir sind wir dankbar.

Wir unternehmen einiges, um das Haus weiter zu-
kunftsfest zu machen: Ausbildung in allen Gesund-
heitsfachberufen. Derzeit gibt es am UKSH 945
Ausbildungsplétze in allen Berufen. Das ist eine
tolle Anzahl. Es gibt eine Pflegeoffensive. Nach
meinem Kenntnisstand fehlen etwa 100 Pflegekrif-
te am UKSH. Natiirlich sind damit gelegentlich ei-
nige BettenschlieBungen verbunden. Natiirlich ist
eine Quote, wie wir sie nach meinem Kenntnisstand
im ersten Halbjahr mit fiinf Prozent haben, noch
steigerungsfahig nach oben, aber sie ist auch in
keiner Weise dramatisch.

Die Ubernahme des Service Stern Nord in den
Tarifvertrag der Lénder darf zum Gesamtbild des
Hauses beisteuern, wenn ich daran erinnern darf,
Herr Plambeck. Wir sollten doch nicht so tun, als
sei diese finanziell nicht unbedeutsame Mallnahme
nicht bedeutend. Ich setze gern hinzu, was aus dem
Jahr 2019 schon manch einer hier im Haus verges-
sen hat.

(Beate Raudies [SPD]: Oh nein!)

Meine Damen und Herren, wir haben bestimm-
te Renditeerwartungen fiir dieses Haus rausgenom-
men, um den Druck auf dieses Haus nicht groBBer zu
machen, denn Gesundheit ist Gesundheit, und die
ist das Wichtigste.

(Vereinzelter Beifall — Beate Raudies [SPD]:
Das war gut so!)

— Ja, vielleicht sollten Sie sich einmal daran erin-
nern, wer den Vorschlag gemacht hat.

(Beate Raudies [SPD]: Ja, das weil} ich! Ich!
— Lachen und Beifall SPD — Serpil Midyatli
[SPD]: Ole sagt Ja!)

— Ich glaube, da konnen Sie nur selbst iiber sich
lachen.

Vergessen wir nicht, das UKSH ist ein Haus der
Spitzenmedizin mit 80 Kliniken und Instituten.
Dort ist man 24/7 fiir alles zusténdig, und ich finde,
bei einem Haus, das alles auffangen muss und hiu-
figer auch Fille annehmen muss, die dort gar nicht
hingehdren, bei so einem Haus kann es gar nicht
ausbleiben, dass es auch einmal Probleme gibt. Im
Ubrigen ist die Situation, dass es Probleme gibt,
ja nicht UKSH-spezifisch. Sie ist Spiegelbild der
derzeitigen Situation im Gesundheitswesen: zu viel
Biirokratie, keine klare Perspektive, eine schlechte
Stimmung. Da kann man eigentlich nur hoffen und
wiinschen, dass sich dies insgesamt durch manche
Dinge von anderswoher verbessert.

Lassen Sie mich noch einen Satz hinzufligen: Den
Wert einer Klinik oder einer Praxis merkt man
oft erst dann, wann man dort Patient war. Wenn
einem geholfen werden kann, relativieren sich man-
che scheinbaren Probleme und Unannehmlichkei-
ten. Ich mochte zudem daran erinnern, dass es das
UKSH war und ist, das uns in der Coronazeit be-
reits in den ersten sechs Wochen 190 Intensivbetten
zur Verfligung gestellt hat. Das hat uns damals un-
glaublich geholfen. Die Corona-Langzeitbeobach-
tung findet im UKSH statt — ein ganz wichtiges
Thema. Wir sollten Post-Covid in seiner Bedeutung
nicht unterschitzen.

Als wir in Liibeck mit dem Marienkrankenhaus in
Not waren, da hat das UKSH auf unseren Wunsch
hin gehandelt. Dass wir in diesem Jahr damit dann
am UKSH bei etwa 5.000 Geburten liegen werden,
zeigt ja, wie gut auch das ist — um nur drei Beispie-
le zu nennen.

Der bauliche Masterplan hat allein von 2019 bis
2023 etwa 615 Millionen Euro erfordert, weil es
zum Teil teurer geworden ist, weil die Bestandsge-
baude schlechter als angenommen waren.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, das UKSH ist uns lieb und teuer. Der
jahrliche Zuschuss — wie in Zeitungen zu lesen
ist — belduft sich auf tiber 100 Millionen Euro.
Dann nehmen Sie einmal die Investitionen, die ich
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Ihnen vorgetragen habe, auf das Jahr gerechnet,
dann kommen wir auf eine Summe von mehr als
200 Millionen Euro, die das Land jedes Jahr in sein
Universitétsklinikum gibt. Das ist eine stolze Zahl,
die zeigt, wie wichtig uns diese gesundheitliche
Versorgung ist.

(Beifall Dagmar Hildebrand [CDU] — Zuruf
Birte Pauls [SPD])

Wir 16sen Probleme, und wir reden nicht nur dar-
iiber. Vielleicht wére es auch einmal ein Fingerzeig
nach Berlin: Konkrete Klinikhilfe ist besser als ein
Lauterbach-Geeiere, das nur verunsichert.

Meine Damen und Herren, gleichwohl bleibt es ei-
ne stetige Aufgabe — —

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP] — Serpil
Midyatli [SPD]: Ja, das war gerade ein Feu-
erwerk! — Weitere Zurufe)

— Wie bitte? Heiner, das miisstest du doch eigent-
lich auch sagen.

(Zurufe)

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Sie erlauben offensichtlich eine Frage von Herrn
Dr. Garg.

Werner Kalinka [CDU]J:
Selbstverstindlich.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Lieber Kollege Ka-
linka, das erlaubt mir dann folgende Anmer-
kung: Erstens, weil ich ja im Grofen und
Ganzen Thre Ausfiihrungen teile, ist es doch
genau richtig, dass man sich als Parlament
mit seinem Krankenhaus beschiftigt, wenn
es so in die Schlagzeilen gerit, um die Dinge
ins richtige Licht zu riicken.

Zweitens wissen Sie, dass der CEO des
Krankenhauses, des Klinikums, einer der
groBten Fans der Krankenhausstrukturreform
von Karl Lauterbach ist.

— Also, dass das Parlament sich damit beschiftigt,
das ist doch vollig in Ordnung.

— Gut. das sieht ja Ihre Ministerin anders.

— Ich hoffe, Sie merken, dass wir uns mit groBer
Freude an der Debatte beteiligen.

(Heiterkeit — Dr. Heiner Garg [FDP] verlasst
das Saalmikrofon)

Gleichwohl ist es eine stetige Aufgabe und — das
habe ich schon gesagt — —

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Sie miissen schon bitte der Antwort zuhoren, Herr
Dr. Garg. — War die Antwort schon zu Ende?

Werner Kalinka [CDU]:

Ja. Ich muss doch nicht reden, wo es nichts mehr zu
sagen gibt.

(Heiterkeit)

Vizeprisidentin Eka von Kalben:
Auf keinen Fall.

Werner Kalinka [CDU]:

Gleichwohl will ich einen Satz hinzusetzen, und
der ist mir wichtig: Es bleibt auch eine stetige Auf-
gabe vom UKSH, dass die Patientenndhe nicht zu
kurz kommt. Auch ich hore Patienten zu und hore
einiges und vieles. Uber alle Digitalisierung und
sonstigen Dinge sind Wartezeiten in einer Klinik,
auch beim UKSH, selbstverstindlich, aber sie miis-
sen sich schon in einem moglichst geringen Rah-
men bewegen. Da gibt es durchaus Kritik, die wir
in der ganzen Angelegenheit nicht beiseiteschieben
sollten. Ich glaube, da ist noch Luft nach oben.
AuBerdem werden wir natiirlich grundsétzlich auch
nicht in Beliebigkeit finanzielle Zuwendungen leis-
ten kdnnen.

Gern schlieBBe ich mich namens der CDU-Fraktion
dem Dank der Frau Ministerin an die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter an. Sie leisten in der Regel eine
sehr gute Arbeit. — Vielen Dank fiir die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizepriisidentin Eka von Kalben:

Das Wort fiir BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat der
Kollege Jasper Balke.

Jasper Balke [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich finde, es wurde schon sehr viel
Richtiges gesagt, deswegen werde ich mich an die-
ser Stelle auf vier Punkte beschranken.

Erstens ganz herzlichen Dank an die Ministerin fiir
den miindlichen Bericht, in dem — finde ich — viele
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gute Punkte waren, auf die ich noch einmal einge-
hen werde. Ehrlicherweise mochte ich von dieser
Stelle ganz klar sagen: Es ist gut, dass wir uns hier
im Parlament iiber das UKSH austauschen und dar-
iiber sprechen, was dort geleistet wird beziehungs-
weise was vielleicht nicht funktioniert. Ich muss
aber gestehen, ich habe die Ministerin genau so
verstanden, dass es richtig ist, iber diese Punkte zu
sprechen.

(Widerspruch Dr. Heiner Garg [FDP))

Allerdings habe ich sie so verstanden, dass wir auf-
passen miissen, wie wir bestimmte Punkte — auch in
der Presse — formulieren. Wenn wir jetzt dartiber re-
den, dass das UKSH und die Versorgung am UKSH
flichendeckend oder strukturell eingeschrénkt ist,
dann kann ich verstehen, dass es bei vielen Men-
schen zu Verwirrungen kommen kann. Das ist der
Kritikpunkt gewesen. Den kann man hier natiirlich
besprechen.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Der zweite Punkt: Ich finde es sehr positiv, dass das
UKSH intern so schnell gehandelt hat, um die Per-
sonalengpésse zu begrenzen. Es wurden viele un-
terschiedliche Vorschlidge vorgelegt. Einige davon
finde ich sehr spannend. Unter anderem war ein
Vorschlag, dass es fiir Medizinstudierende interes-
santer gemacht werden soll, im OP eingesetzt zu
werden, um schon erste Erfahrungen zu sammeln.
Ich kann aus eigener Erfahrung sagen: Das ist sehr,
sehr interessant. Ich glaube, davon profitieren so-
wohl die Lehre als auch die angehenden Arztinnen
und Arzte. Das ist eine gute Sache, und ich glaube,
von diesen Punkten brauchen wir mehr.

Drittens die Personalschwierigkeiten, die angespro-
chen wurden: Die bestehen in jedem Krankenhaus,
nicht nur im UKSH. Das heifit, wir haben ein Pro-
blem, das im gesamten Gesundheitswesen vorhan-
den ist. Das UKSH hat aber den Vorteil, dass es
andere Mittel hat, um Personal anzuwerben. Hier
mochte ich noch einmal darauf hinweisen, dass wir
ja von einem Universititsklinikum sprechen. Das
heiflit, wir sprechen nicht ausschlieBlich iiber die
Patient_innenversorgung, sondern wir sprechen da-
von, dass an diesem Standort exzellente Forschung,
Lehre und Wissenschaft betrieben wird, was natiir-
lich auch ein Anziehungsfaktor fiir Menschen ist,
die sich beispielsweise filir Spitzenmedizin oder fiir
Innovationen interessieren.

Viele Dinge bewegen wir auch von der Landesebe-
ne aus, durch die Landesregierung. Der Digitali-
sierungsminister ist aktuell hier. Viele Punkte im

Bereich kiinstliche Intelligenz finden am UKSH
teilweise als Pilotprojekte statt. Ich fande es als Ar-
beitnehmer interessant, an Standorten zu arbeiten,
wo man die neueste Technologie auch direkt mit
erproben kann. Das ist ein Vorteil, den das UKSH
hat, und den sollten wir an dieser Stelle nicht klein-
reden.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
Werner Kalinka [CDU])

Allerdings braucht es dafiir natiirlich noch mehr.
Ein zentraler Punkt, der mir sehr wichtig ist und
den wir hier an anderer Stelle auch schon einmal
debattiert haben, ist die Lehre am Uniklinikum. Wir
haben zwei Standorte, die CAU und die Universitit
zu Liibeck, an denen Medizin und andere Dinge
studiert werden konnen. Praktische Ausbildungen
finden am UKSH statt.

Wir miissen uns aber ganz ehrlich machen: Wenn
wir wollen, dass die sehr gut ausgebildeten Men-
schen, die wir hier bei uns in Schleswig-Holstein
ausbilden, auch bei uns in der Versorgung bleiben,
dann geht das am besten iiber eine attraktive Leh-
re. Denn die Leute, die sagen: ,,Hier, da habe ich
in meiner Lehre eine gute Erfahrung gemacht, da
mochte ich sehr, sehr gern bleiben!®, die bleiben
eben auch, bekommen ein Ubernahmeangebot, und
wir verlieren sie nicht an andere Standorte.

Wir haben vor Kurzem hier im Parlament einen in-
terfraktionellen Beschluss zum Thema Praktisches
Jahr im Medizinstudium gefasst. Ich weil3, dass da
die Landesregierung bereits ins Handeln gekommen
ist. Der Staatssekretdr und die Ministerin initiieren
bestimmte Gesprache mit Medizinstudierenden, um
genau zu gucken: Wie kdnnen wir in der Lehre
Dinge verbessern, wie konnen wir es schaffen,
dass die Tétigkeit — auch im Praktischen Jahr —
am Ende nicht von einem ambitionierten Oberarzt
abhingt, sondern dass das institutionalisiert gelebt
wird? — Hier gibt es Nachbesserungsbedarf — auch
am UKSH, das ist gar keine Frage. Allerdings ist
das ein Punkt, der zentral und am Ende fiir die
Versorgungssicherheit relevant ist. Deswegen finde
ich das einen guten Weg und weil}, dass vieles in
diese Richtung getan wird.

Der vierte Punkt, den ich nennen mochte — dafiir,
dass sie das noch einmal erwihnt hat, bin ich der
Ministerin auch sehr dankbar —, ist: Wenn wir in
diesen Debatten iiber den stationédren Bereich spre-
chen, iber iiberlastete OP-Sile, iiber iiberlastetes
Personal, dann muss man so ehrlich sein, dass ei-
ne Entlastung nicht primér im stationidren Bereich
hergestellt werden kann, sondern in den Strukturen
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davor: im ambulanten Bereich, im 6ffentlichen Ge-
sundheitsdienst oder beispielsweise an den Schulen,
in bewegungsfordernden Einrichtungen und so wei-
ter. Das heif3t, die wahre Entlastung, auch fiir grof3e
stationére Einrichtungen, findet vorher statt — Stich-
worte: Pravention und Gesundheitsforderung.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Und Patientensteue-
rung!)

— Und intelligente Patient_innensteuerung. Herzli-
chen Dank, Herr Dr. Garg. Genauso ist es.

Deswegen bin ich dankbar, dass Sie darauf hinge-
wiesen haben, Frau Prien.

(Beifall BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
CDU)

Ein allerletzter Punkt, weil es darum ging, wie gut
oder schlecht es jetzt ist, iiber bestimmte Dinge
zum UKSH zu debattieren: Ich gehe davon aus,
dass uns sowieso nichts anderes {iibrigbleibt, als
in Zukunft weiter tiber das UKSH zu debattieren,
weil, wie Sie es auch gesagt haben, eine Kranken-
hausstrukturreform auf den Weg kommt. Herr Kol-
lege Dr. Garg, Sie haben es angesprochen: Der
CEO Jens Scholz ist sehr dicht dran an der Erstel-
lung dieser Krankenhausstrukturreform,

(Heiterkeit und Beifall Dr. Heiner Garg
[FDP])

weswegen alle Analysten aktuell davon ausgehen,
dass die Universititskliniken in besonderem Mal
von der Strukturreform profitieren werden. Das
wird selbstverstiandlich ein Punkt sein, der uns hier
im Land beschéftigten wird, den wir definitiv hier
im Parlament gemeinsam debattieren und bespre-
chen miissen: Was passiert dann mit eventuell mehr
Geldern, eventuell sogar mehr Aufgaben oder Ahn-
lichem? Das miissen wir besprechen. Ich glaube,
dass es deswegen richtig ist, dass wir heute den
Aufschlag gemacht haben. Ich bedanke mich noch
einmal bei der Ministerin und bei den Mitarbeiten-
den im UKSH. — Ich bedanke mich fiir die Auf-
merksambkeit.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU
und FDP)

Vizeprisidentin Eka von Kalben:
Das Wort fiir die SPD hat die Kollegin Birte Pauls.

Birte Pauls [SPD]:

Frau Prisidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Vielen Dank an das Ministerium fiir den Be-
richt und auch an den Kollegen Heiner Garg fiir den

Berichtsantrag, denn ich finde, wir konnen eigent-
lich gar nicht oft genug iiber das super UKSH hier
in diesem Parlament reden. Das ist unsere Aufgabe.
Es ist auch unsere Aufgabe, wenn es einmal in
irgendwelche negativen Schlagzeilen kommt, noch
einmal genauer hinzugucken. — Was denn sonst?
Was denn sonst!

(Beifall SPD und Dr. Heiner Garg [FDP])

Vielen Dank vor allen Dingen an das gesamte Team
des UKSH, die rund 16.000 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in der Arzteschaft, die Pflegenden, im
Servicebereich, in den Laboren, in der Verwaltung
und allen Funktionen, die oft gar nicht sichtbar
sind, aber ohne die das grofle Ganze nicht funktio-
nieren wiirde. Natiirlich auch Dank an den Vorstand
und die Personalrite. — Wir Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten haben groflen Respekt vor
der Arbeit, die sie alle tagtdglich in unserem UKSH
leisten. Vielen Dank dafiir!

(Beifall SPD, Malte Kriiger [BUNDNIS
90/DIE GRUNEN], Dr. Heiner Garg [FDP],
Annabell Krdmer [FDP] und Christian Dir-
schauer [SSW])

Ich sage ganz bewusst in ,,unserem® UKSH. Es ist
unser Maximalversorger in Sachen Gesundheit. Es
ist unser grofter Arbeitgeber, und wir, das Land
und die Landesregierung sind dafiir verantwortlich.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Thema Ge-
sundheit ist fiir uns als Fraktion ein sehr, sehr wich-
tiges Thema. Deshalb haben meine Fraktionsvorsit-
zende Serpil Midyatli und ich in der Sommerpau-
se eine Bereisung durchs Land in Sachen Gesund-
heitspolitik durchgefiihrt. Vor der Sommerpause ha-
ben wir bereits das UKSH und dort verschiedene
Abteilungen wie die Notaufnahme besucht.

Wir sind immer wieder begeistert. Man ist immer
wieder in diesen neuen H&ausern begeistert: Die
strahlen eine Kompetenz aus, die, so glaube ich,
einen richtig positiven Eindruck und eine positive
Wirkung auf die Patientinnen und Patienten haben
und natiirlich deshalb auch ein attraktiver Arbeits-
platz sind. Das bringt natiirlich auch Spal3, und es
ist ein angenehmes Arbeiten, wenn Dinge neu und
gut durchdacht sind.

Uberall im Land sind wir auf hochmotivierte Men-
schen getroffen, die fiir die gesundheitliche Versor-
gung der Menschen in diesem Land brennen und
blof leider oft unter den gesteckten Rahmenbedin-
gen leiden. Das Thema Gesundheit betrifft alle Al-
tersgruppen. Das ist nicht nur eine Frage, wenn
man alter wird. Klar kommt es haufiger vor, dass
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man krank ist, aber auch der junge Mensch kann
morgen etwas erleben, das ihn dazu zwingt, sich
in medizinische Behandlung zu begeben. Es betrifft
alle, aber wir merken eben auch, dass es hier in
Teilbereichen nicht gut lauft.

Die Absage von Operationen und Behandlungen ist
bei den Betroffenen mit Stress und Sorgen verbun-
den. Im Juli mussten wir lesen, dass Operationen
im UKSH abgesagt werden mussten. Wir danken
dem Team des UKSH, dass es damit so transpa-
rent umgegangen ist. Das machen andere Héuser
nicht. Das darf man an dieser Stelle einmal unter-
streichen.

(Beifall SPD, vereinzelt BUNDNIS 90/ DIE
GRUNEN, FDP und Beifall Christian Dir-
schauer [SSW])

Verehrter Kollege Heiner Garg, ich fand es gut,
dass Arzte auch mal nicht &rztliche Téatigkeiten
ibernommen haben.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Ja, aber!)

Man weiB}, wie oft die Pflege nichtpflegerische Ta-
tigkeiten iibernimmt, woriiber sich kein Mensch
aufregt: Das ist Teamwork! Das finde ich gut in so
einem Haus. Da bricht sich auch kein Anésthesist
oder kein Mediziner einen Zacken aus der Krone,
einmal irgendwelche Titigkeiten zu ilibernehmen,
fiir die er oder sie mal gerade nicht ausgebildet
und vielleicht auch nicht bezahlt, sondern sehr viel
besser bezahlt wird.

(Beifall SPD wund Dirk Kock-Rohwer
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN] — Dr. Heiner
Garg [FDP]: Aber du hast den Punkt schon
verstanden, warum ich das sage!)

— Ja, na klar habe ich das verstanden.

Abgesagte Operationen treffen nicht nur das
UKSH, sondern sind so und &dhnliche andere Si-
tuation in anderen Kliniken immer wieder Thema.
Aber wie gesagt: In unserem Haus ist das Land
zustindig, und deswegen reden wir dariiber.

Der Grund fiir abgesagte Operationen — auch das ist
mehrmals hier gesagt worden — ist der chronische
Fachkréiftemangel. Ich muss gestehen: Vonseiten
des Ministeriums zu sagen, daran seien auch Streik-
situationen schuld, finde ich auch ein bisschen na
ja. Aber in der Antwort auf die Anfrage vom Kolle-
gen Heiner Garg waren auch die Personaluntergren-
zen beim Pflegepersonal als Begriindung genannt
worden. Dazu mochte ich gerne etwas sagen: Die
Personaluntergrenzen dienen dem Schutz des Pfle-

gepersonals vor Uberlastung und damit auch der
Patientensicherheit.

(Beifall Serpil Midyatli [SPD], Jasper Balke
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN], Uta Répcke
[BUNDNIS 90/DIE GRUNENT] und Christi-
an Dirschauer [SSW])

Es ist ein Instrument, fiir das die Pflege sehr lan-
ge gekdmpft hat. Die Umsetzung ist ein Biirokratie-
monster, das es unbedingt zu reduzieren gilt, weil
es sonst nach hinten losgeht.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Ja!)

— Ja, da bin ich total bei Thnen. Aber das Personal
sowohl in der Pflege als auch im drztlichen Bereich
darf nicht weiter ungesteuert belastet werden.

(Beifall Serpil Midyatli [SPD], Beate Rau-
dies [SPD] und Jasper Balke [BUNDNIS
90/DIE GRUNEN])

Deswegen brauchen wir diese Personaluntergrenzen
und eine ordentliche Personalbemessung, die dann
dafiir sorgt, dass das richtige Personal zur richtigen
Zeit am richtigen Ort ist.

(Beifall SSW, vereinzelt FDP und Bei-
fall Jasper Balke [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Die Flucht aus den Berufen bleibt weiterhin hoch.
Es reicht nicht — das mochte ich hier wirklich unter-
streichen —, Menschen aus dem Ausland fiir Tétig-
keiten zu holen,

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])
fiir die man hier den Beruf verldsst. Das ist es ja.

(Beifall SPD, Annabell Kriamer [FDP] und
Christian Dirschauer [SSW])

Trotzdem freuen wir uns natiirlich fiir jeden Men-
schen, der zu uns kommt und im Krankenhaus ar-
beiten mochte. Uber sieben Jahre hat das UKSH in-
ternational 736 Pflegekrifte erfolgreich geworben,
integriert und sich aber auch anstdndig gekiimmert
— um Wohnraum, um die ganzen Aktenlagen und
Papiere, die es zu beantragen gilt.

Diese berufliche Anerkennung durch das Land lauft
allerdings total schleppend. Das ist hier schon The-
ma gewesen. Die Stellenbesetzung beim Landesamt
fiir soziale Dienste ist nicht nur nicht aufgewach-
sen, sondern das Soll ist noch nicht einmal besetzt.
Dazu empfehle ich meine Kleinen Anfragen, die
gerade vor zehn Tagen beantwortet wurden, Druck-
sachen 20/2420 und 20/2421. Daraus geht hervor,
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dass die Stellen in Teilen schlichtweg nicht besetzt
sind. Da kann es ja gar nicht schneller gehen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Genau!)

Da braucht es auch noch etwas Aktion von der
Landesregierung.

Wir brauchen die Menschen, die herkommen, denn
bis zum Jahr 2030 fehlen uns laut Pflegereport
der Bertelsmann Stiftung — Achtung! — 500.000 zu-
sdtzliche Pflegefachkrifte. Bis dahin werden gera-
de einmal zwei Ausbildungsginge die Ausbildung
durchlaufen haben. Nicht nur dass unsere Bevolke-
rung immer dlter wird; in den néchsten Jahren geht
ein GroBteil der Babyboomer in Rente, es kommen
immer weniger in die Pflegeberufe beziehungswei-
se bleiben langfristig. Die Landesregierung hat sich
entschieden, Handwerkspraktika in diesem Sommer
zu bezahlen. Ich hitte mich sehr gefreut, wenn es
auch eine Initiative gegeben hitte, um Schiilerprak-
tika zum Beispiel im UKSH zu bezahlen.

(Beifall SPD)

Auch das Handwerk ist wichtig, gar keine Frage.
Ich will sie auch gar nicht gegeneinander aufrech-
nen. Aber es ist blod, vielleicht eine Woche lang
auf eine Tiir zu warten, aber noch bloder und ge-
fahrlicher kann es sein, eine Woche lang auf irgend-
eine Behandlung zu warten. Daher einmal die Prio-
rititen setzen, und zwar richtig! Die Pflege — das
merkt man immer — hat in dieser Landesregierung
keine groBBe Lobby — wie auch, wenn die Zusténdig-
keiten auf drei Ministerien verteilt sind. — Deswe-
gen braucht es natiirlich gute Arbeitsbedingungen
mit fairen Arbeitszeitmodellen, ausreichend Ruhe-
und Entlastungszeiten sowie verlédssliche Dienstplé-
ne.

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Frau Pauls!

Birte Pauls [SPD]:

In einem zugewandten Arbeitsumfeld mit gesell-
schaftlicher Anerkennung und mit guten L&hnen
konnen alle Beschéftigten in einem Krankenhaus
ihre Arbeit gut und langfristig ausiiben. Dafiir wer-
den wir uns einsetzen. — Vielen Dank.

(Beifall SPD, FDP, SSW und Dirk Kock-
Rohwer [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Vizeprisidentin Eka von Kalben:

Irgendwie scheinen Sie alle schon einen langeren
Bericht eingeplant zu haben. Dass Sie aber mit den

acht Minuten dann trotzdem nicht auskommen! —
Mal schauen, ob Herr Dirschauer das schafft, der
als Néchster fiir den SSW an der Reihe ist.

Christian Dirschauer [SSW]:

Wir haben ja noch die Landjugend aus Nordfries-
land zu Gast, um die Erntekrone entgegenzuneh-
men. Ich werde also versuchen, mich dafiir ein biss-
chen zu beeilen, sehr gerne sogar.

Zunichst, Frau Ministerin: Herzlichen Dank fiir den
Bericht. Es ist gut zu horen, dass sich die Lage ge-
andert hat. Aber auch, wenn sich die Situation am
UKSH entschérft hat, sind Engpésse in der pflege-
rischen Versorgung leider grundsitzlich kein neues
Thema hier bei uns. Nicht zuletzt, weil dies sowohl
fiir die stationdre Krankenversorgung als auch fiir
die Altenpflege — auch das ist nicht neu — gilt, halte
ich diese Debatte fiir wichtig, generell und losgelost
vom UKSH.

In beiden Bereichen erleben wir seit Jahren, dass
Teile oder sogar ganze Bereiche voriibergehend ge-
schlossen oder nicht betrieben werden konnen, weil
das notige Personal fehlt. Eine solche Situation ist
aus meiner Sicht nicht nur drgerlich, sondern auch
inakzeptabel. Mit Blick auf die medizinische Ver-
sorgung reden wir nicht iiber irgendeinen Friseur-
termin oder eine Wellnessbehandlung, sondern wir
reden iiber Therapien und Operationen, die im Ide-
alfall den Weg zur Genesung der Patientinnen und
Patienten verkiirzen und ihr Leiden lindern.

Natiirlich ist das, was wir im Sommer — wir haben
es eben gehort — am UKSH hier in Kiel erlebt
haben, ein besonderer Fall. Das Uniklinikum hat
als Maximalversorger ohne Frage eine Sonderstel-
lung in unserer Krankenhauslandschaft; das ist auch
nahezu in allen Redebeitrdgen deutlich geworden.
Wenn hier also temporér bis zu zehn der 30 Sile
im OP-Zentrum gesperrt waren, dann stimmt mich
das nicht nur als Gesundheitspolitiker sehr sorgen-
voll. Das muss man so klar sagen, und das hat
der Kollege Dr. Garg auch noch mal sehr deutlich
gemacht. Auch wenn seinerzeit selbstverstdndlich
nach Dringlichkeit der Eingriffe differenziert wird
oder wurde, bedeutet das eine massive Einschrin-
kung der Versorgung. Das ist schlichtweg so; das
kann man auch nicht wegdiskutieren.

(Beifall FDP und SPD)

Diese Tatsache und die gewihlten Losungsansétze,
nach denen — das haben wir gehort — Anésthesie-
drzte pflegerische Aufgaben iibernommen haben,
lassen an der Stelle wirklich tief blicken. Man kann
das unterschiedlich auslegen, Kollege Garg, Kolle-
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(Christian Dirschauer)

gin Pauls. Aber ich denke, wir konnen hier ohne
Ubertreibung festhalten, dass wir doch vor erhebli-
chen strukturellen Problemen stehen. Das ist so.

Laut Sprecher hat sich der Engpass im konkreten
Fall des Uniklinikums Kiel iiber einen lédngeren
Zeitraum aufgebaut und schlussendlich zugespitzt.
Aber wenn wir uns die Situation in anderen Hau-
sern anschauen, stellen wir fest, der Anteil von
knapp zehn Prozent unbesetzter Stellen im pflege-
rischen Bereich ist leider keine Ausnahme. Wir alle
wissen doch langst, dass Pflegekrifte nahezu iiber-
all im Land hénderingend gesucht werden.

Spétestens seit der Pandemie kann niemand mehr
leugnen, dass weite Teile der Krankenhausversor-
gung auf Kante gendht sind und viel zu viele Be-
schiftigte an oder iiber ihrem Limit arbeiten. Dass
aulerdem auch schwierige Situationen bis hin zu
SchlieBungen an anderen Standorten zu einem er-
hohten Patientenaufkommen bei den verbleibenden
Hausern fiihren, kann kaum verwundern und ver-
scharft diese Problematik logischerweise an der
Stelle zusétzlich.

Mir ist bewusst, dass sich auch eine Landesregie-
rung kein Pflegepersonal backen kann, das ist klar.
Aber aus meiner Sicht sollte man sich auch im zu-
stindigen Ministerium — welches ist es denn jetzt
gleich? — intensiver mit der Frage befassen, wie
man mehr Menschen fiir einen Job in der Pflege
begeistern kann.

Wenn es um verbesserte Rahmenbedingungen in
diesem Bereich geht — auch das haben wir gehort —,
sind wir natiirlich alle aufgefordert, entsprechend
auf unsere Kolleginnen und Kollegen in Berlin
einzuwirken. Hierfiir ist es allerhochste Zeit, denn
sonst wird das, was wir am UKSH gesehen haben,
zum Normalfall und die Versorgung damit dauer-
haft eingeschriankt. Ein solches Szenario kann wohl
niemand ernsthaft wollen, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

Abschlielend spreche ich ein ganz herzliches Dan-
keschon an das gesamte Team des UKSH aus, nicht
nur als Abgeordneter hier, sondern auch ganz per-
sonlich als jemand, der im engsten Familienumfeld
jemanden hat, der dort regelmiBig aufschlédgt. In-
soweit kann ich deshalb gut beurteilen, dass dort
leistungsstark, gut und sehr empathisch gearbeitet
wird. Ganz, ganz herzlichen Dank dafiir an das
Team des UKSH!

(Beifall ganzes Haus)

Vizepriisidentin Eka von Kalben:

Super und herzlichen Dank an Herrn Dirschauer,
der uns drei Minuten frither in den Feierabend
schickt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU,
FDP und SSW)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schliee die Beratung.

Ich stelle fest, dass der Berichtsantrag Drucksache
20/2324 durch die Berichterstattung der Landesre-
gierung seine Erledigung gefunden hat. Es ist kein
Antrag gestellt. Der Tagesordnungspunkt ist erle-
digt.

Meine Damen und Herren, ich schlieBe die heutige
Sitzung und unterbreche die Tagung bis morgen,
10 Uhr.

Schluss: 18:05 Uhr

Herausgegeben von der Prasidentin des Schleswig-Holsteinischen Landtags - Stenografischer Dienst



http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3170&format=WEBVOLLLANG

	Schleswig-Holsteinischer Landtag – Plenarprotokoll
				(20. WP) –
				67. Sitzung  – 
				Donnerstag,
				26.
				September 2024
	Irreguläre Migration entschlossen eindämmen
	Die Ausländerbehörden wirksam unterstützen
	Bewältigung der aktuellen Herausforderungen in der Vollziehung migrationspolitischer Vorgaben
	Dr. Bernd Buchholz [FDP]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Seyran Papo [CDU]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Serpil Midyatli [SPD]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Lars Harms [SSW]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Dr. Bernd Buchholz [FDP]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Dr. Bernd Buchholz [FDP]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Dr. Bernd Buchholz [FDP]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Marion Schiefer [CDU]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Marion Schiefer [CDU]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Marion Schiefer [CDU]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Dr. Kai Dolgner [SPD]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Dr. Kai Dolgner [SPD]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Dr. Kai Dolgner [SPD]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Serpil Midyatli [SPD]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Tobias Koch [CDU]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Tobias Koch [CDU]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Tobias Koch [CDU]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Christopher Vogt [FDP]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Christopher Vogt [FDP]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Lars Harms [SSW]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Lars Harms [SSW]:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung:
	Präsidentin Kristina Herbst:
	1. Ablehnung des Antrags Drucksache 20/2463/ 2. Ablehnung des Alternativantrags Drucksache 20/2522/ 3. Annahme des Alternativantrags Drucksache 20/2524

	Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes
	Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Sophia Schiebe [SPD]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Dr. Heiner Garg [FDP]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Dr. Heiner Garg [FDP]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Dr. Heiner Garg [FDP]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Dr. Heiner Garg [FDP]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Dr. Heiner Garg [FDP]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Christian Dirschauer [SSW]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Tobias Koch [CDU]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Tobias Koch [CDU]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Dr. Heiner Garg [FDP]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Dr. Heiner Garg [FDP]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Dr. Heiner Garg [FDP]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Dr. Heiner Garg [FDP]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Serpil Midyatli [SPD]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Dagmar Hildebrand [CDU]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Dagmar Hildebrand [CDU]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksache 20/2496 an den Sozialausschuss

	Regionales Welcome-Center für die Westküste einrichten
	Kompetenzen des Welcome Centers stärken und eine Außenstelle in Heide einrichten
	Kianusch Stender [SPD]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Rasmus Vöge [CDU]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Rasmus Vöge [CDU]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Dr. Bernd Buchholz [FDP]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Sybilla Nitsch [SSW]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Kianusch Stender [SPD]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Rasmus Vöge [CDU]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	1. Ablehnung des Antrags Drucksache 20/2415/ 2. Überweisung des Alternativantrags Drucksache 20/2518 an den Wirtschafts- und Digitalisierungsausschuss

	Tätigkeit des Petitionsausschusses in der Zeit vom 01. 04. 2024 bis 30.06.2024
	Hauke Göttsch [CDU]:
	Vizepräsidentin Beate Raudies:
	Kenntnisnahme des Berichts Drucksache 20/2419 und der Erledigung der Petitionen
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:

	Erhöhung der Trassenentgelte stoppen
	Lukas Kilian [CDU]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Niclas Dürbrook [SPD]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Niclas Dürbrook [SPD]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Niclas Dürbrook [SPD]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Dr. Bernd Buchholz [FDP]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Dr. Bernd Buchholz [FDP]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Dr. Bernd Buchholz [FDP]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Sybilla Nitsch [SSW]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Lukas Kilian [CDU]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Lukas Kilian [CDU]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Lukas Kilian [CDU]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Lukas Kilian [CDU]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Lukas Kilian [CDU]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Sybilla Nitsch [SSW]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Lukas Kilian [CDU]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Dr. Bernd Buchholz [FDP]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Niclas Dürbrook [SPD]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Niclas Dürbrook [SPD]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Niclas Dürbrook [SPD]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Überweisung der Drucksache 20/2474 (neu) an den Wirtschafts- und Digitalisierungsausschuss

	Keine Grenzkontrollen im deutsch-dänischen Grenzland
	Lars Harms [SSW]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Rasmus Vöge [CDU]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Rasmus Vöge [CDU]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Rasmus Vöge [CDU]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Annabell Krämer:
	Birte Pauls [SPD]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Dr. Heiner Garg [FDP]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Überweisung des Antrags Drucksache 20/2475 (neu) federführend an den Europaausschuss und mitberatend an den Innen- und Rechtsausschuss

	Erhalt einer zukunftsfähigen, nachhaltigen Fischerei in Schleswig-Holstein
	Manfred Uekermann [CDU]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Thomas Hölck [SPD]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Oliver Kumbartzky [FDP]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Christian Dirschauer [SSW]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Werner Schwarz, Minister für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa und Verbraucherschutz:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Annahme des Antrags Drucksache 20/2516

	Bericht zur eingeschränkten Versorgung durch das Universitätsklinikum Schleswig-Holstein
	Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Dr. Heiner Garg [FDP]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Dr. Heiner Garg [FDP]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Werner Kalinka [CDU]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Werner Kalinka [CDU]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Werner Kalinka [CDU]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Werner Kalinka [CDU]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Jasper Balke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Birte Pauls [SPD]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Birte Pauls [SPD]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Christian Dirschauer [SSW]:
	Vizepräsidentin Eka von Kalben:
	Der Antrag Drucksache 20/2324 hat mit der Berichterstattung der Landesregierung seine Erledigung gefunden



